
Seite
Integration durch Ausbildung und Arbeit  . . . . . . . . . . . . . . . 2
Schnelle Hilfen für ländliche Gemeinden  . . . . . . . . . . . . . . .2
GZ-Kolumne Stefan Rößle:
Größte Kommunalentlastung seit Jahrzehnten . . . . . . . . . . . .3
Bayerns Wasserkraft verbindet Ökologie und Ökonomie . . . 3
GZ-Fachthemen:
Kommunale Finanzthemen  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .5 - 8
Abfall  Umwelt  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .9/10
Kommunales Verkehrswesen  ÖPNV  . . . . . . . . . . . . . . . . .11
Garten- und Landschaftsbau  Kommunalfahrzeuge . . . .12/13
Aus den bayerischen Kommunen . . . . . . . . . . . . . . . . . 14 - 16

Sie lesen in dieser Ausgabe

GemeindeZeitungGemeindeZeitungBAYERISCHE

KOMMUNALPOLITIK     WIRTSCHAFT RECHT TECHNIK     PRAXIS

ISSN 0005-7045  www.gemeindezeitung.de
Geretsried, 15. September 2016  67. Jahrgang  Nummer 17
ISSN 0005-7045  www.gemeindezeitung.de
Geretsried, 15. September 2016  67. Jahrgang  Nummer 17

Wer mit bayerischer
Kommunalpolitik
und mit 
Wirtschafts- und 
Umweltfragen
zu tun hat, braucht die

Bayerische
Gemeindezeitung

als umfassende
Informationsquelle
für Kommunalpolitiker

Postvertriebsstück - Gebühr bezahlt - B 1578
Verlag Bayer. Kommunalpresse GmbH,
Postfach 825, 82533 Geretsried

Relaunch bei gemeindezeitung.de
Modernisiertes Layout 

und deutlich verbesserte Smartphone-Nutzung

Mehr Komfort bei mobiler Nutzung für die Bayerische Ge-
meindeZeitung: Am Montag Morgen hat der Verlag Bayeri-
sche Kommunalpresse GmbH die überarbeitete Seite live ge-
schaltet. Die neue Homepage war schon länger online und
wurde von Profis sorgfältig getestet. Wir wären Ihnen, liebe
Leser, sehr dankbar, wenn Sie www.gemeindezeitung.de be-
suchen und uns etwaige „Kinderkrankheiten“ an info@
gemeindezeitung.de melden würden. 

100 Jahre Deutscher Landkreistag:

Leistungsfähig
und bürgernah

Jubiläumsveranstaltungen in Berlin
Exakt 100 Jahre nach seiner Gründung am 8. September 2016
feierte der Deutsche Landkreistag mit einem Festakt in der
Französischen Friedrichstadtkirche zu Berlin - u. a. in Anwe-
senheit von Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel, dem Vizeprä-
sidenten des Bundesverfassungsgerichts, Ferdinand Kirchhof
sowie Bundesratspräsident Stanislaw Tillich - sein Jubiläum.
Tags darauf fanden weitere Feierlichkeiten im Berliner Abge-
ordnetenhaus, dem Gründungsort des Landkreistages, statt.
Dort ging es u. a. um die aktuellen Herausforderungen der Auf-
nahme und Integration von Flüchtlingen. 500 Landräte, Ehren-
amtliche aus den Kreistagen, Vertreter der Bundes- und Lan-
despolitik sowie von Verbänden, aber auch Wirtschafts- und Un-
ternehmensorganisationen wurden willkommen geheißen. 

DLT-Präsident Landrat Rein-
hard Sager würdigte in seiner
Festrede das Jubiläum: „Die
Kreise haben in ihrer Dreifach-
funktion als Gebietskörper-
schaft, Gemeindeverband und
untere staatliche Behörde im
Laufe der Zeit vor allem bei be-
sonderen Herausforderungen
ihre Leistungsfähigkeit, Ein-
satzbereitschaft und Bürgernähe
bewiesen. Das war schon in und
nach beiden Weltkriegen so, als
die Ernährungssicherung, Woh-
nungsfürsorge, Sicherung des
Lebensunterhalts, die Gesund-
heitsfürsorge und vieles mehr
für die Bevölkerung gewährlei-

ne. „Ich erinnere nur an die viel-
fältigen Aufgaben bei der
Flüchtlingsunterbringung und 
-integration, die uns in besonde-
rem Maße gefordert haben und
weiter fordern werden, aber
auch an die Bekämpfung zahl-
reicher Hochwasser und andere
plötzliche Ereignisse.“ 

Leistungen im Rahmen
der Daseinsvorsorge

Daneben leisteten die Kreise
im Rahmen der Daseinsvorsorge
dauerhaft und verlässlich viel für
ihre Bevölkerung in der Sozial-
und Jugendhilfe, in der Kranken-

Ministerpräsident Stanislaw Rudi Tillich, der derzeit amtieren-
de Bundesratspräsident; Landrat Reinhard Sager, Präsident des
Deutschen Landkreistages; Bundeskanzlerin Dr. Angela Mer-
kel; Prof. Dr. Hans-Günter Henneke, Hauptgeschäftsführer des
Deutschen Landkreistages und der Vize-Präsident des Bundes-
verfassungsgerichtes Prof. Dr. Ferdinand Kirchhof (v. l.).

Bild:Deutscher Landkreistag/Mark Frantz

Bayerischer Städtetag:

Zeit für
Verhandlungen

Die Beteiligung des Freistaats an den Integrationskosten stand
im Zentrum einer Pressekonferenz des Bayerischen Städtetags
in München. Nach den Worten von Verbandsvorsitzendem Dr.
Ulrich Maly habe die kommunale Ebene nun ihren Anteil an
den Bundesmitteln vom Freistaat einzufordern. Der Freistaat
müsse zeigen, wie er die Verantwortungsgemeinschaft von
Bund, Ländern und Kommunen finanziell abbildet.

Maly zufolge sorgen in der Pra-
xis weniger Bund und Länder
dafür, dass Integration gelingt,
sondern in erster Linie die Kom-
munen. Sie seien die Problemlö-
ser und müssten entsprechend
von Bund und Freistaat finanziell

in die Lage versetzt werden, ihre
Aufgaben zu erfüllen. „Wer Inte-
grationsarbeit in Krippen, Kin-
dergärten, Kindertagesstätten,
Schulen, Musikschulen, Volks-
hochschulen, Kultureinrichtun-
gen, Ehrenamt und Sportstätten
leisten soll, muss es sich auch 
leisten können.“ 

Fakt sei: Bayern hat – anders
als andere Bundesländer – einen
Großteil der Kosten erstattet, die
mit Aufnahme und Unterbrin-
gung von Asylbewerbern und
Flüchtlingen während des Asyl-
und Anerkennungsverfahrens an-
fallen. Wie Maly betonte, er-
kennen die bayerischen Kom-
munen die Leistungen des Frei-
staats an, jedoch dürfe dabei nicht
unter den Tisch gekehrt werden,
dass sehr hohe Belastungen in
den kommunalen Haushalten
verbleiben. „Wenn sich Bund und
Land hier nicht stärker beteiligen,
wäre das eine kalte Kommunali-
sierung von Integrationskosten“,
urteilte der Städtetagsvorsitzende.

(Fortsetzung auf Seite 4)

stet werden mussten.“ Auch in
jüngster Zeit hätten die Kreise –
oft im Verbund mit ihren Ge-
meinden – bei vielfältigen Her-
ausforderungen bewiesen, dass
man sich auf sie verlassen kön-

Neues Dienstrecht in Bayern:

Erster Preis für beste Gesetzgebung
„Der Freistaat steht zu seinen Beamten. Sie
leisten hervorragende Arbeit und haben
erstklassige Rahmenbedingungen mehr als
verdient“, sagte Finanzminister Dr. Markus
Söder anlässlich der Verleihung des 1. Prei-
ses der Deutschen Gesellschaft für Gesetzge-
bung (DGG) an das Bayerische Staatsmini-
sterium der Finanzen, für Landesentwick-
lung und Heimat für das „Neue Dienstrecht
in Bayern“ als das beste deutsche Gesetz. 

Die Preisverleihung fand am vergangenen
Dienstag in Berlin statt. „Dies ist der erste Preis
für alle bayerischen Beamtinnen und Beamten.
Er ist für uns Ansporn, das hohe Niveau nicht
nur zu halten, sondern im Interesse Bayerns wei-
ter auszubauen“, so Söder weiter. Der Finanzmi-
nister wies auch auf die im Bundesvergleich mit
an der Spitze liegende Bezahlung der bayeri-
schen Beamtinnen und Beamten hin: „Es ist bes-
ser, Beamter in Bayern zu sein als in anderen
Bundesländern: der Vorsprung der bayerischen
Besoldung beträgt im Vergleich zu Berlin oder
Brandenburg mittlerweile bis zu 15 Prozent.“ Im
Vergleich zu NRW erhält ein bayerischer Steuer-
hauptsekretär im Jahr rund 1.300 Euro mehr.

Bereits zum fünften Mal hat die DGG die
Preise für gute Gesetzgebung vergeben, mit de-
nen hervorragende Akte auf dem Gebiet der
Rechtssetzung ausgezeichnet werden. Das
Bayerische Finanzministerium hat die Jury, der
auch der Präsident des Bundesverfassungsge-
richts Prof. Dr. Andreas Voßkuhle angehört, mit
dem „Gesetz zum Neuen Dienstrecht in Bayern“
überzeugt. Das Gesetz setzt die mit der Födera-
lismusreform 2006 auf die Länder übergegangen
Kompetenzen im Bereich des Laufbahn-, Besol-
dungs- und Versorgungsrechts für Landesbeam-
tinnen- und beamte um. „Die Auszeichnung
zeigt die Vorteile von Länderkompetenzen in der
Gesetzgebung“, so Söder. 

Seit dem Inkrafttreten des Gesetzes am 1. Ja-
nuar 2011 haben sich die Beschäftigungsbe-
dingungen für die bayerischen Beamtinnen
und Beamten im Vergleich zu anderen Bundes-
ländern stetig verbessert. Mit der Abschaffung
des alten Laufbahngruppensystems zugunsten
einer einheitlichen Leistungslaufbahn und ei-
nem modernen Besoldungsrecht hat sich Bay-
ern an die Spitze in der Bundesrepublik ge-
setzt. 

Umfrage bei Bayerns Städten und Gemeinden:

Herrmann attestiert
stabile Haushaltslage

Das Innenministerium führt jeweils in der Jahresmitte eine
Umfrage bei allen bayerischen Kommunen zur Haushaltslage
durch. Bis 30. Juni 2016 waren 91,2% der vorgelegten Etats
von den Aufsichtsbehörden genehmigt. Im nunmehr vorliegen-
den Zahlenmaterial sieht Innenminister Joachim Herrmann
eine Fortsetzung des positiven Trends und bescheinigt Bayerns
Städten und Gemeinden finanzielle Stabilität sowie eine her-
ausragende Position im bundesweiten Vergleich.

Für Herrmann belegt die aktu-
elle Umfrage, dass sich die Zahl
der Kommunen, die in ihren
Haushalten die Deckungslücken
2016 nicht schließen können,
weiterhin auf einem sehr niedri-
gen Niveau bewegt. Im laufenden
Haushaltsjahr sei lediglich von
acht kreisangehörigen Gemein-
den auszugehen, die ihre Haus-
haltsführung über den gesamten
Zeitraum nach den restriktiven
Vorgaben für die vorläufige
Haushaltsführung gemäß der
Bayerischen Gemeindeordnung
abwickeln müssten. Dies entspre-
che einem Anteil von knapp 0,4%
aller 2056 Kommunen in Bayern.

Der Schwerpunkt liege dabei im
oberfränkischen Landkreis Wun-
siedel im Fichtelgebirge. Deshalb
erhielten strukturschwache und
besonders vom demografischen
Wandel betroffene Kommunen
auch weiterhin erhöhte Bedarfs-
zuweisungen und Stabilisierungs-
hilfen; in diesem Jahr 150 Millio-
nen Euro. So hätten diese wieder
eine „finanzielle Perspektive“, er-
klärte der Kommunalminister.

Leistungsfähigkeit sichern

Von den bei Rechtsaufsichts-
behörden vorgelegten Haushalten
der kreisfreien und kreisangehöri-
gen Gemeinden enthalte etwa die
Hälfte genehmigungspflichtige
Bestandteile. Dies sei z.B. dann
der Fall, wenn eine Kommune
Kredite für Investitionen aufneh-
men möchte, erläuterte der Minis-
ter. In jüngster Zeit sei der Anteil
der ohne Einschränkungen ge-
nehmigten Haushalte jedoch ste-
tig gestiegen, in 2015 habe er bei
86,2% gelegen. Die Aufsichts-
behörden bemühten sich weiter-
hin um die Sicherstellung einer
dauerhaften Leistungsfähigkeit
der Städte und Gemeinden. rm

hausversorgung, als Schulträger,
im Umweltschutz, in der Kreis-
laufwirtschaft, beim Straßenbau
und vielen anderen Bereichen
mehr. „Bei der Wiedervereini-
gung vor 26 Jahren ist es gelun-
gen, das große Leistungsspek-
trum der Kreise in Westdeutsch-
land auf die durch Gebiets- und
Funktionalreformen ertüchtigten
Kreise in den fünf neu gebilde-
ten Ländern zu übertragen. Da-
bei haben viele westdeutsche
Landkreise Verwaltungshilfe ge-
leistet und tatkräftig zur Seite ge-
standen, um der kommunalen
Selbstverwaltung auch in den
neuen Ländern zur Entfaltung zu
verhelfen“, so Sager.

Vielfältige Verbesserungen
der Infrastruktur

Auch generell seien viele
Kreise immer wieder freiwillig
und experimentell vorange-
schritten, um die Infrastruktur
zu verbessern oder die Integrati-
on von Menschen in den Ar-
beitsmarkt zu erleichtern. „Des-
halb haben wir uns 2002 nach
langer Diskussion bereiterklärt,
die Trägerschaft für die zusam-
menzufassende Arbeitslosen-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Die Generation Mitte hat viel
zu verlieren und fürchtet den
Verlust. Sie wird nicht nur
von wirtschaftlichen oder
politischen Ängsten geplagt,
sondern ist auch immer wie-
der Zweifeln ausgesetzt, ob
ihr selbstgewählter way of 
life den Ansprüchen der
Selbstoptimierung standhält.
Wo also sind die Antworten,
die Sicherheit geben? S. 15
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ZUM 70. GEBURTSTAG
Bürgermeister Bernhard Gerauer

84181 Neufraunhofen
am 19.9.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Josef Wallner

94356 Kirchroth
am 26.9.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Oberbürgermeister Andreas Starke

96047 Bamberg
am 17.9.

Bürgermeister Benno Graf
83339 Chieming

am 19.9.
Bürgermeisterin

Eva-Maria Linsenbreder
97271 Kleinrinderfeld

am 21.9.
Bürgermeister Michael Berninger

63906 Erlenbach a. Main
am 22.9.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Jürgen Roith

94577 Winzer
am 23.9.

Bürgermeister Hajo Gruber
83088 Kiefersfelden

am 27.9.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Horst Reuther

97320 Albertshofen
am 20.9.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig. Wir
bitten deshalb um rechtzeitige Be-
kanntgabe der bevorstehenden
runden Geburtstage.

Korrektur zu GZ 15
Mit Erschrecken mussten wir fest-
stellen, dass für den Ersten Bürger-
meister von Strullendrof, Herrn
Wolfgang Desel, der 12.09.2016 als
50.  Geburtstag angegeben ist. Herr
Bürgermeister Desel hat jedoch be-
reits am 12.08. Geburtstag gefeiert.
Wir bitten, dieses Versehen zu ent-
schuldigen.

Bürgererlebnis 2020:

Aufruf zur Mitgestaltung
Umfrage und Serviceforum des IPM in Ismaning 

Die Hochschule für angewandtes Management (HAM)
führt zusammen mit dem Institut für Public Management
(IPM) mit Sitz in Ismaning bei München in bayerischen
Kommunen eine breit angelegte Studie durch zum Thema
„Bürgerservice heute – Bürgerservice morgen“. 

„Dabei hoffen wir auf zahlreiche Beteiligung aus Bayerns
Gemeinden, Städten, Landkreisen und Bezirken“, so der Di-
rektor des Instituts, Hans-Peter Mayer.

Die Fragen dienen als hervorragende Checkliste für das Ma-
nagement eines qualifizierten Bürgerservices. Am Ende der
Befragung erfolgt die Weiterleitung auf eine getrennte Web-
seite. Dort kann sich die Kommune für die Zusendung der Stu-
dienauswertung Anfang 2017 anmelden. 

Unter www.buergererlebnis.de bzw. www.ipm.iun-world.com
gelangt man direkt zum Fragebogen. Die Beantwortung und
Auswertung der Fragen erfolgt selbstverständlich anonym und
vertraulich. Teilnahmeschluss: 15.10.2016.

Die Ergebnisse werden auf dem 2. Serviceforum der Hoch-
schule für angewandtes Management am 01.12.2016 in Isma-
ning vorgestellt und erläutert. Auch hierzu ergeht herzliche
Einladung. Näheres dazu ebenfalls auf der IPM-Homepage. 

Dorferneuerungsprojekte:

Schnelle Hilfen für ländliche
Gemeinden

Seit Mitte August können ländliche Gemeinden bei Dorfer-
neuerungs- und Infrastrukturprojekten wieder Anträge für staatli-
che Zuschüsse stellen – auch außerhalb von Dorferneuerungsver-
fahren. Landwirtschaftsminister Helmut Brunner hat dazu jetzt
die zweite Antragsrunde in diesem Jahr gestartet. „Wir wollen den
Kommunen helfen, überschaubare Projekte wie Dorfplätze, Wege
oder Gemeinschaftshäuser rasch und effizient umzusetzen“, sagte
der Minister in München. Das aus dem Europäischen Landwirt-
schaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER)
geförderte Programm solle eine auf den Erhalt des ländlichen
Charakters ausgerichtete Innenentwicklung der Gemeinden sowie
einen modernen ländlichen Wegebau voranbringen. Laut Brunner
können damit Investitionen zwischen 25.000 und 1,5 Millionen
Euro mit einem Fördersatz von 60 Prozent bezuschusst werden.
Die Anträge hierfür müssen bis 28. Oktober beim örtlich zustän-
digen Amt für Ländliche Entwicklung eingereicht werden.

Detaillierte Informationen zum neuen Förderprogramm sowie
die Antragsunterlagen gibt es bei den Ämtern für Ländliche Ent-
wicklung sowie im Internet unter www.stmelf.bayern.de/
LE-ELER. 

Wirtschafts- und Sozialpolitik:

Integration durch Ausbildung
und Arbeit

Erfolgreiche Initiative von Staatsregierung und Partnern

Die von der Bayerischen Staatsregierung, der Vereinigung der
Bayerischen Wirtschaft, dem Bayerischen Industrie- und Han-
delskammertag, dem Bayerischen Handwerkstag sowie der
Regionaldirektion Bayern, der Bundesagentur für Arbeit am
13. Oktober letzten Jahres ins Leben gerufene Initiative „Inte-
gration durch Ausbildung und Arbeit zeigt erste Erfolge. Bis
Ende August konnten 24.000 Flüchtlinge in Arbeit, Praktika
und Ausbildung integriert werden.

Wirtschaftsministerin Ilse Aig-
ner sieht die Integration von
Flüchtlingen in den bayerischen
Arbeitsmarkt auf einem guten
Weg. Das für 2016 angestrebte
Ziel von 20.000 Asylanten sei
bereits Mitte des Jahres deutlich
übertroffen worden, erklärte die
Ministerin. Dies unterstreiche

die Notwendigkeit der Initiative.
Integration in den Arbeitsmarkt
sei wesentliche Voraussetzung
für eine erfolgreiche gesell-
schaftliche Integration. Dabei
seien bisher viele Eingliederun-
gen auf dem Arbeitsmarkt nur in
einfache Helfertätigkeiten er-
folgt. Weitere Qualifizierungen

von Flüchtlingen stellten eine
Herausforderung dar, die noch
viel Zeit in Anspruch nehmen
werde. Hierfür seien u.a. passge-
naue Rahmenbedingungen am
Arbeitsmarkt notwendig.

Herausragende 
Zusammenarbeit

Die Wirtschaftsministerin ver-
wies darauf‚ dass kein anderes
Bundesland vergleichbare An-
sätze zur Arbeitsmarktintegra-
tion von bleibeberechtigten
Flüchtlingen auf den Weg ge-
bracht habe. Darüber hinaus hob
sie das „herausragende Zusam-
menspiel“ von Staatsregierung
und der Vereinigung der Bayeri-
schen Wirtschaft hervor. 

Auch mit den anderen Part-
nern habe man ehrgeizige Ziele.

Bis Ende des Jahres soll 20.000
Flüchtlingen ein Praktikums-,
Ausbildungs- oder Arbeitsplatz
angeboten werden. Und bis Ende
2019 plane man 60.000 Arbeits-
marktintegrationen.

Langfristige 
Lebensperspektiven

Arbeitsministerin Emilia Mül-
ler zeigte sich erfreut über die Si-
tuation im Freistaat, wo der Ar-
beitsmarkt sehr aufnahmefähig
sei und so gut dastehe wie nie.
Hier hätten Flüchtlinge die bes-
ten Chancen für eine Integration
in den Arbeitsmarkt. Die aktuel-
len Zahlen seien Ansporn dafür,
weiter gemeinsam an der Ausbil-
dungs- und Arbeitsmarktintegra-
tion von Flüchtlingen zu arbei-
ten. Wenn man diesen die Mög-
lichkeit einer Berufsausbildung
und zur Arbeitsaufnahme gebe,
könnten sie sich eine langfristige
Lebensperspektive aufbauen.
Dazu biete die Initiative u.a. um-
fangreiche Maßnahmen wie
Sprachförderung, Hilfen zur Be-
rufsorientierung sowie berufli-
che Qualifizierung, ergänzte
Müller. rm

Statistik kommunal für
Bayern 2015 erschienen

Rund 2.300 ausgewählte und aktuelle Statistikdaten
für alle Regionaleinheiten Bayerns

Das Bayerische Landesamt für Statistik hat soeben die neue Aus-
gabe des jährlich erscheinenden Werkes „Statistik kommunal für
Bayern“ herausgegeben. Darin werden fundierte Regionalprofile
für alle kreisangehörigen Gemeinden, kreisfreien Städte, Land-
kreise und Regierungsbezirke sowie den gesamten Freistaat abge-
bildet. Jeweils 2.300 ausgewählte statistische Eckdaten beschrei-
ben die aktuelle Situation der Regionaleinheiten hinsichtlich Be-
völkerung, Infrastruktur, Wirtschaft und Finanzen. 

Die Ergebnisse für Statistik
kommunal stammen direkt aus
der GENESIS-Datenbank des
Bayerischen Landesamts für
Statistik. Für den gesamten

Freistaat, jeden der sieben Re-
gierungsbezirke und 71 Land-
kreise sowie jede der 25 kreis-
freien Städte und 2.031 kreis-
angehörigen Gemeinden wird
jeweils ein Heft angeboten. Ent-
halten sind darin rund 2.300
spezifische Daten in 33 Tabel-
len sowie 21 Graphiken und
Diagramme. 

Fundierte Regionalprofile

Die Hefte bilden fundierte
Regionalprofile ab und ermögli-
chen Vergleiche innerhalb und
zwischen den Regionaleinhei-
ten. Zeitreihen über mehrere
Jahre bzw. Jahrzehnte lassen
Entwicklungen erkennen. Jedes
Heft wird jährlich neu aufge-
legt. 

Statistische Eckdaten

Statistische Eckdaten finden
sich unter anderem zu den The-
men Gebiet, Bevölkerung, Ar-
beitslosenzahlen, Wahlen, Kin-
dertageseinrichtungen, Schulen,
Erwerbstätigkeit, Flächenerhe-
bung, Bodennutzung, Landwirt-
schaft, Verarbeitendes Gewer-
be, Bauhauptgewerbe, Gewer-
beanzeigen, Wohnungsbestand
und Wohnungsbau, Tourismus,
Straßenverkehrsunfälle, Kraft-
fahrzeugbestand, Sozialhilfe,
Einrichtungen für ältere Men-
schen, Gemeindefinanzen, Lohn-,
Einkommen- und Umsatzsteuer,
Baulandpreise, Wasserversor-
gung und Abwasserentsorgung. 

Kostenloser Download

Erhältlich ist „Statistik kom-
munal für Bayern“ für jede Re-
gionaleinheit als PDF-Datei
zum kostenlosen Download un-
ter www.statistik.bayern.de/sta-
tistikkommunal, als gedrucktes
Einzelheft (Bestell-Nr. Z50021,
Preis: 8,00 € je Regionaleinheit)
sowie mit allen Regionaleinhei-
ten zusammen als DVD (PDF,
CSV; Bestell-Nr. Z5004A,
Preis: 128,00 €, Abo: 64,00 €)
unter www.statistik.bayern.de/
veroeffentlichungen und beim
Vertrieb des Landesamts (ver-
trieb@statistik.bayern.de). 

Warnsystem KATWARN:

Verstärktes Interesse bei 
Bayerns Kommunen

München. Das Bevölkerungswarn- und Informationssytem KAT-
WARN stößt nach dem Amoklauf von München und dem Selbst-
mordanschlag von Ansbach auf zunehmendes Interesse der
bayerischen Kommunen.

„Nach den tragischen Ereignis-
sen der letzten Wochen haben uns
über zehn Landkreise und kreis-
freie Städte aus dem Freistaat
Bayern ihr Interesse signalisiert“,
berichtet Arno Vetter, Geschäfts-
führer der CombiRisk GmbH, die
Vertragspartner der Kommunen
für KATWARN ist – einer ge-
meinsamen Tochtergesellschaft
der Versicherungskammer Bay-
ern und der SV Sparkassenversi-
cherung. Details möchte er mit
Rücksicht auf die anstehenden
Gespräche noch nicht nennen. 

Bislang nutzen in Bayern ne-
ben der Landeshauptstadt Mün-
chen sowie den Städten Nürnberg
und Bayreuth sechs Landkreise
KATWARN.

KATWARN ist ein kostenloser
Warndienst für die Bevölkerung.
Über das System senden die 
verantwortlichen Katastrophen-
schutzbehörden, Feuerwehrleit-
stellen oder Unwetterzentralen
behördliche Warninformationen
direkt und ortsbezogen auf das
Mobiltelefon der betroffenen
Bürgerinnen und Bürger. Damit
bietet KATWARN zusätzlich zu
Lautsprecheransagen, Sirenen
und Rundfunk Informationen, die
lebenswichtig sein können.

KATWARN ist als Smart-
phone-App sowie alternativ – mit
eingeschränkten Funktionen –
per SMS und eMail verfügbar.
Als Smartphone-App gewährleis-
tet KATWARN ortsbasierte Be-
nachrichtigungen über Gefah-
rensituationen. Nutzer der KAT-
WARN-App können sich zusätz-
lich zum Standort über sieben

weitere, frei wählbare Orte war-
nen lassen. Die App kann für alle
Smartphones mit den Betriebssys-
temen iOS, Android und Win-
dows heruntergeladen werden.
Für Warnungen per SMS und
eMail ist eine Anmeldung per
SMS mit Angabe eines Postleit-
zahlenbereichs, für den Warnun-
gen erhalten werden sollen, nötig.

KATWARN wurde vom Insti-
tut Fraunhofer FOKUS im Auf-
trag der öffentlichen Versicherer,
darunter die Versicherungskam-
mer Bayern, entwickelt und ist
seit 2011 im Einsatz.

Beim Amoklauf in München
hatte die Stadt München die Be-
völkerung auch über KATWARN
gewarnt und Verhaltenshinweise
gegeben. Gleichzeitig wurde die
Presse darüber informiert, dass
über KATWARN die Menschen
im Umfeld bereits gewarnt wur-
den. Diese Meldung wurde über
die Medien verbreitet und führte
dazu, dass sich von Freitag, 20:00
Uhr, bis Samstag, 11:00 Uhr, rund
500.000 neue Nutzer angemeldet
haben.

KATWARN hatte neben der
akuten Warnlage in München und
wegen der extremen Anzahl neuer
Anmeldungen auch noch Groß-
warnungen wegen Unwettern in
ganz Deutschland zu verarbeiten.
Es kam zu kurzzeitigen Überlas-
tungen insbesondere im Mobil-
funknetz, die bei einigen Nutzern
zu Zeitverzögerungen führten.
Das System KATWARN wurde
aufgrund der extremen Anzahl
von Neuanmeldungen in der Ge-
samtleistung sofort angepasst. 

Neuer Bayerischer Innovationspreis: 

„Zu Hause daheim“
Sozialministerin Müller sucht kreative und innovative

Ideen rund ums Thema „Wohnen im Alter“
In der eigenen Wohnung sein Leben selbstbestimmt in die Hand
nehmen – so stellen sich die meisten Menschen ihr Leben auch im
Alter vor. Bereits heute gibt es zahlreiche Ideen und Projekte, die
dies ermöglichen.

„Wie wir im Alter leben wer-
den, betrifft uns alle. Die meisten
möchten auch dann in der eige-
nen Wohnung bleiben, wenn sie
auf Unterstützung angewiesen
sind. Diese Wünsche wollen wir
soweit es geht erfüllen. Deshalb
suchen wir innovative und kreati-
ve Ideen rund um das Thema
‚Wohnen im Alter‘. Diese werden
wir mit dem neuen Innovations-
preis ‚Zu Hause daheim‘ aus-
zeichnen, der mit insgesamt
42.000 Euro dotiert ist. Die Pro-
jekte sollen neue Impulse geben
und Vorbilder für weitere Initiati-
ven sein“, so Bayerns Sozialmi-
nisterin Emilia Müller. 

Das Bayerische Sozialministe-
rium hat erstmals den Innova-
tionspreis ‚Zu Hause daheim‘
ausgelobt. Gesucht werden insbe-
sondere Projekte, die ein selbstbe-
stimmtes Wohnen und Leben im
Alter ermöglichen. Das sind bei-
spielhafte Projekte und Angebote
aus den Bereichen Wohnbera-
tung, bürgerschaftlich engagierte

Nachbarschaftshilfe, Seniorenge-
nossenschaft, Betreutes Wohnen
zu Hause, Wohnen für Hilfe,
Quartierskonzept, Seniorenhaus-
gemeinschaft, generationenüber-
greifendes Wohnen sowie sonsti-
ge zukunftsfähige Wohnkonzepte
im Vorfeld der Pflege.

Bewerbungen 
an die Bezirksregierung

Die Bewerbungen sind bis
31.12.2016 bei der jeweiligen Be-
zirksregierung einzureichen. Je
Regierungsbezirk werden drei
Preise in Höhe von 3.000 Euro,
2.000 Euro und 1.000 Euro ver-
geben. Die Preisverleihung findet
im Rahmen der Auftaktveranstal-
tung zur Aktionswoche ‚Zu Hau-
se daheim‘ statt. Die Aktionswo-
che findet vom 5. bis 14. Mai
2017 bayernweit statt. 

Weitere Informationen zum
Preis und dem Bewerbungsbogen
finden Sie unter www.zu-hause-
daheim.bayern.de. 

Staatskanzleiminister Dr. Marcel Huber:

„Sorgentelefon Ehrenamt“
Zum Bürokratieabbau gehört der direkte Draht bei Problemen
Erste Landratsämter für Idee der Ehrenamtslotsen gewonnen

Die Staatskanzlei wird künftig selbst gezielter Ansprechpartner
für Ehrenamtler bei der Planung und Organisation von Vereins-
und Traditionsfeiern sein. Auf Initiative von Staatskanzleiminister
Dr. Marcel Huber startet das „Sorgentelefon Ehrenamt“.

Huber: „Wir wollen den vielen
Vereinen und Ehrenamtlern kom-
petente Unterstützung bei ihren
Vereinsfesten und Brauchtums-
feiern bieten. Es darf nicht sein,
dass das Engagement für Andere
in der eigenen Freizeit durch
bürokratische Hürden im Keim
erstickt wird ... sonst setzt man
Bayerns Identität aufs Spiel.“

Im April hatte der Minister die
Ehrenamtsoffensive gestartet, um
die Durchführung von Vereinsfei-
ern und bayerischem Brauchtum
zu erleichtern. Unnötige Bürokra-
tie soll ausgemistet werden, ohne
unverzichtbare Schutzvorschrif-
ten aufzuweichen. Bereits in der
Umsetzung befindet sich ein Leit-
faden der Staatskanzlei, der leicht
und verständlich einen Überblick
schaffen soll, wie man Veranstal-
tungen und Brauchtumsfeiern
richtig durchführen kann. Der
nächste Schritt ist nun die Ehren-
amts-Hotline. Staatsminister Hu-
ber betonte: „Mit dem Bürgerte-
lefon wollen wir Vorbild sein und
Motivator für alle Landkreise,
selbst so genannte Ehrenamtslot-

sen ins Leben zu rufen. Denn: Die
Genehmigungsbehörden vor Ort
sind die besten Ansprechpartner
für die Vereine und Organisatio-
nen und können die richtige Ba-
lance zwischen dringend notwen-
digen Vorschriften z.B. für Si-
cherheit oder Jugendschutz und
verzichtbaren Vorgaben herstel-
len.“

Das „Sorgentelefon Ehrenamt“
soll ausschließlich Fragen rund
um die Durchführung von Ver-
einsfeiern und Festen beantwor-
ten. Die Telefonnummer, die En-
de September freigeschaltet wird,
lautet: 089/1222212. Es ist eine
sinnvolle Ergänzung zu den be-
stehenden Angeboten des für das
Thema Ehrenamt zuständigen
Sozialministeriums. 60 vom So-
zialministerium geförderte Koor-
dinierungszentren Bürgerschaftli-
ches Ehrenamt bieten Ansprech-
partner vor Ort. Zusammen mit
den örtlichen Freiwilligenzentren
und Freiwilligenagenturen ist so
eine Beratung zum bürgerschaft-
lichen Engagement an über 100
Stellen in Bayern möglich. 
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Liebe Leserinnen 
und Leser,

sie sind rarer geworden,
aber es gibt sie doch noch in
der Politik: Gute Nachrichten
über positive Verhandlungs-
ergebnisse und optimistische
Stimmung aufgrund von er-
freulichen Entwicklungen.

So oder jedenfalls so ähnlich
könnte man die Situation um
die Beschlüsse hinsichtlich der
deutlich verbesserten finanziel-
len Rahmenbedingungen für
unsere Kommunen beschrei-
ben. Noch schöner ist es natürlich, wenn man
nicht nur darüber berichtet, sondern auch live
dabei war und sogar seinen eigenen Beitrag
dafür leisten durfte.

Konkret meine ich damit zum einen den be-
schlossenen Verteilmodus zur jährlichen Kom-
munalentlastung des Bundes in Höhe von 5 Mrd.
EUR (ab 2017) und die Übernahme der Flücht-
lingskosten, zum anderen den Rekordfinanzaus-
gleich 2017 in Bayern in Höhe von 8,82 Mrd.
EUR.

Bei den 5 Mrd. EUR Kommunalentlastung im
Zusammenhang mit dem Bundesteilhabegesetz
hat die KPV lange und hartnäckig auf Bundes-
ebene dafür gekämpft, dass die Verteilung der
Gelder nicht zum Nachteil der bayerischen Kom-
munen ausgestaltet wird. Immerhin ging es hier
um nicht weniger als plus-minus 300 Mio. EUR
Entlastung jährlich. Unser Ministerpräsident
Horst Seehofer hat sich letztendlich bei den Ver-
handlungen zwischen Bund und Ländern um den
Verteilungsschlüssel in unserem gemeinsamen
Sinne durchgesetzt: 4 Mrd. werden über eine
Aufstockung des Bundesanteils an den SGB II-
Unterkunftskosten (KdU) um 1,6 Mrd. EUR (An-
teil Bayern rund 114 Mio. EUR) sowie eine pa-
rallele Erhöhung des gemeindlichen Umsatzsteu-
eranteils (USt) um 2,4 Mrd. EUR (Anteil Bayern
rund 375,5 Mio. EUR) direkt vom Bund zu Land-
kreisen, Städten und Gemeinden transferiert. Die
verbleibende 1 Mrd. EUR wird aus Gründen der
Verteilungsgerechtigkeit zunächst an die Länder
gezahlt. Als KPV gehen wir aber davon aus, dass
der Freistaat diese Gelder (Anteil Bayern rund
156,3 Mio. EUR) wie vereinbart direkt und zu-
sätzlich zum bestehenden Finanzausgleich an die
bayerischen Bezirke weiterleiten wird. Rund 650
Mio. EUR hat die kommunale Familie ab 2018
dadurch pro Jahr mehr zur Verfügung. Damit
lässt sich etwas anfangen und bereits im Vorgriff
auf die maximale Höhe wird 2017 die Entlastung
weiter stufenweise ansteigen. 

Auch unsere KPV-Forderung nach einer
Übernahme aller Unterkunftskosten für aner-
kannte Flüchtlinge wurde beschlossen. Die Maß-
nahme ist erst einmal begrenzt bis 2018, aber es
spricht kein Grund dagegen, den Modus auch
darüber hinaus so weiterzuführen.

Kommen wir zum kommunalen Finanzaus-
gleich, dem Herzstück der Beziehungen zwischen

dem Freistaat Bayern und sei-
nen Kommunen. Wie in den
vergangenen Jahren wird er
auch im Jahr 2017 wieder auf
Rekordniveau weitergeführt.
Auch hier ist es der KPV gelun-
gen, inhaltliche Akzente zu set-
zen. 

Im Rahmen einer Sitzung des
geschäftsführenden KPV-Lan-
desvorstands haben wir unsere
Forderungen persönlich bei
den zuständigen Staatssekre-
tären des Innern und der Fi-
nanzen sowie den Spitzenbe-
amten beider Ministerien vor-

gestellt. Zudem haben wir noch mit den Präsi-
denten der kommunalen Spitzenverbände vor
den entscheidenden Sitzungen Kontakt aufge-
nommen.

Und das Beste: Der Aufwand hat sich tatsäch-
lich gelohnt. Die zentralen Forderungen der
Kommunalpolitischen Vereinigung wurden voll-
ständig übernommen. 
 Der kommunale Finanzausgleich des Frei-
staats Bayern steigt im Jahr 2017 um 260 Mio.
EUR auf dann 8,82 Mrd. EUR an. 
 Die Schlüsselzuweisungen erhöhen sich 
bayernweit um 63,6 Mio. EUR auf 3,29 Mrd.
EUR.
 Die Finanzzuweisungen (Kopf-Beträge für
Landkreise, Städte und Gemeinden für die 
Übernahme von Aufgaben im übertragenen
Wirkungskreis) erhöhen sich um 34 Mio. EUR
auf 462 Mio. EUR.
 Die Zuweisungen nach Art. 10 FAG für Schu-
len, Kindertageseinrichtungen u. a. erhöhen sich
wie gefordert um 70 Mio. EUR auf 500 Mio.
EUR.

Doch wie macht sich das in den einzelnen Ge-
bietskörperschaften in barer Münze bemerkbar?
Ich habe die Verbesserungen für meinen Land-
kreis Donau-Ries mit seinen Städten und Ge-
meinden einmal beispielhaft hochgerechnet:

Man kann davon ausgehen, dass durch den
kommunalen Finanzausgleich, durch den günsti-
gen Verteilungsschlüssel bei der Kommunalent-
lastung des Bundes und durch die Übernahme
der SGBII-Kosten für anerkannte Flüchtlinge,
der Landkreis Donau-Ries 2017 um rund 1 Mio.
EUR und die Städte und Gemeinden um gut
2 Mio. EUR entlastet werden. Besonders spürbar
sind die deutlich höheren Zuschüsse im kommu-
nalen Hochbau über den Finanzausgleich. Da
sich der Regelfördersatz von 40 % auf 50 % er-
höht, bedeutet dies für den Landkreis Donau-
Ries allein bei einem großen Schulbauprojekt
rund 1 Mio. EUR mehr Zuschuss. In anderen
Kommunen werden sich die Beschlüsse ähnlich
positiv auswirken.

Summa summarum können wir ohne Um-
schweife davon sprechen, dass die 2017 und
2018 anstehenden Änderungen die größte Kom-
munalentlastung seit Jahrzehnten darstellen. Un-
ter anderem hat dabei auch die KPV durch ge-
schlossenes Auftreten und konsequente Argu-
mentation einen ihrer größten politischen Erfol-
ge erzielt. Dies spornt uns weiter an für die kom-
munale Familie zu kämpfen und lässt uns – trotz
einer Vielzahl schwierigster Herausforderungen
– grundsätzlich optimistisch in die Zukunft
blicken.

Ihr Stefan Rößle
Landrat, KPV-Landesvorsitzender

KolumneGZ Stefan Rößle

Größte 
Kommunalentlastung 

seit Jahrzehnten

GZ-Interview mit RMD-Vorstand Dr. Albrecht Schleich:

Bayerns Wasserkraft verbindet 
Ökologie und Ökonomie

Die Wasserkraft spielt eine wichtige Rolle für eine grüne Ener-
giezukunft in Bayern. Die Verbindung von Ökologie und Öko-
nomie ist dabei ein entscheidendes Erfolgskriterium, wie der
Vorsitzende des Wasserkraftausschusses im VBEW (Verband
der bayerischen Energie- und Wasserwirtschaft) und RMD-
Vorstand Dr. Albrecht Schleich im Gespräch mit der Bayeri-
schen GemeindeZeitung erläuterte. 

GZ: Gerade die Wasserkraft
hat für den Industriestandort
Bayern seit jeher eine ganz zen-
trale Rolle gespielt. Wie beur-
teilen Sie das Potenzial dieser
erneuerbaren Energiequelle?

Dr. Schleich: 36 % des Strom-
verbrauchs wird in Bayern aus
Erneuerbaren Energien gedeckt -
Tendenz steigend. Allein die Was-

Problem, sondern Teil der Lö-
sung zur weiteren Verbesserung
der ökologischen Gewässersitua-
tion. Hier gibt es auch immer
mehr sehr innovative Ansätze. 

GZ: Haben Sie ein Beispiel?
Dr. Schleich: Die Jahrhun-

dertflut 2013 hat gezeigt, dass die
Anforderungen an den Hochwas-
serschutz weiter steigen. Dies zu

ben von den Maßnahmen un-
berührt. Mit der Aufschüttung
von großen Wasserbausteinen
und Kies auf der Wasserseite ent-
steht ein Stützkeil oder eine Ber-
me, über der sich dann die erhöh-
te Dammkrone befindet. Unter
Einbeziehung der Verlandungen
entlang der Stauraumufer wird
entlang der Damminnenseite ein
natürliches Donauufer aus klei-
nen Inseln, eingebrachten Wur-
zelstöcken und Flussbausteinen
geschaffen. Der Fluss wird ökolo-
gisch wieder erlebbar gemacht
und die entstandene Ökoberme
schafft neue Lebensräume für
aquatische Lebensformen. 

Das Pilotprojekt wird von der
Europäischen Union im Rahmen
ihres LIFE+-Förderprogramms
zu den Themen Natur- und Um-
weltschutz mit 655.000 Euro ge-
fördert. Es ist das einzige in Bay-
ern und eines von fünf Projekten
bundesweit mit einem Gesamt-
budget von rund 1,4 Millionen
Euro. Großes Kompliment an die
BEW, dass ihr diese Förderzusa-
ge gelungen ist.

GZ: Apropos Förderung: Pa-
radoxerweise geraten bei der
Energiewende „Made in Ger-
many“ im Bereich Wasserkraft
nicht EEG-geförderte große
Anlagen mit einer Leistung
über 5 Megawatt zunehmend
in wirtschaftliche Schwierigkei-
ten. Müssen wir uns um die
Wasserkraft sorgen? 

Dr. Schleich: In der Tat haben
wir hier ein Problem; denn große
Wasserkraftwerke müssen den er-
zeugten Strom auf dem freien
Markt über die Strombörse ver-
kaufen. EEG-bedingt ist der Bör-
senstrompreis nun schon seit ge-
raumer Zeit beständig im Ab-
wärtstrend. Wenn der Preis sich
nunmehr der 2-ct/kWh-Marke
nähert oder diese sogar irgend-
wann unterschreiten sollte, arbei-
tet der überwiegende Anteil der
großen Anlagen – trotz aller Ra-
tionalisierungsmaßnahmen – un-
ter ihren Kosten. 

GZ: Gibt es Hoffnung auf
Änderung?

Dr. Schleich: Über den VBEW
suchen die betroffenen Unterneh-
men  sowohl auf Landes- als auch
auf Bundesebene das Gespräch
mit der Politik und den Behörden,
um auf diese Situation der großen
Wasserkraft aufmerksam zu ma-
chen. Wir sind zuversichtlich,
dass sich in diesem Dialog eine
Lösung finden lässt, um die Lage
der für die Energiewende so
wichtigen großen Wasserkraftan-
lagen wieder zu verbessern. DK

RMD-Vorstand Dr. Albrecht Schleich und GZ-Verlegerin 
Anne-Marie von Hassel. Bild: Jessica Kassner

serkraft trägt mit bis zu 15 % zur
Deckung des bayerischen Strom-
verbrauchs bei. Wasserkraft ist
aus energiewirtschaftlicher Sicht
ein idealer Energieträger: konti-
nuierlich verfügbar und damit
grundlastfähig, gut regelbar, spei-
cherfähig, schadstoff- und CO2-
frei. Wasserkraft ist die effiziente-
ste Art, regenerative Energie rund
um die Uhr, wetterunabhängig
und in größerer Menge bereitzu-
stellen. Zudem hat sie als Aus-
gleich zur schwankenden Ein-
speisung von Sonnen- und Wind-
strom das Potenzial, einen Bei-
trag zur Stabilisierung des Strom-
versorgungsnetzes und damit zur
Versorgungssicherheit in Süd-
deutschland zu leisten. 

GZ: Wie stellt sich die Situa-
tion momentan dar?

Dr. Schleich: Der Anteil der
rund um die Uhr verfügbaren
Wasserkraft an den Erneuerbaren
beträgt derzeit noch rund ein
Drittel – Tendenz sinkend auf-
grund des weiteren Zubaus von
Photovoltaik und Wind.

GZ: Erneuerbare Energien –
jeder will sie und dann doch
wieder nicht, weil sie in Natur
und Landschaft eingreifen.
Wie löst man dieses Dilemma?

Dr. Schleich: Ökologie und
Ökonomie bei der Wasserkraft-
nutzung sind kein Widerspruch,
sondern gut miteinander verein-
bar. Natürlich ist auch die Was-
serkraft – wie jede Stromerzeu-
gungsform – nicht gänzlich ne-
benwirkungsfrei. Aber wir sind in
der Lage und bereit, diese Neben-
wirkungen zu minimieren und so-
gar noch ökologischen Zusatz-
nutzen zu schaffen. 

GZ:  Was heißt das  konkret?
Dr. Schleich: Die positiven Ef-

fekte der Wasserkraftnutzung be-
schränken sich ja nicht nur auf
die zuverlässige Bereitstellung
sauberen Strom rund um die Uhr.
Vielmehr haben Wasserkraftwer-
ke neben der Stromerzeugung
auch einen klaren Zusatznutzen,
denn sie leisten wichtige Beiträge
zur Reinhaltung der Fließgewäs-
ser durch das Rausfischen zig
tausender Tonnen von Wohl-
standsmüll jedes Jahr, zum Hoch-
wasserschutz sowie zur Stabilisie-
rung der Flusssohlen und damit
der Grundwasserspiegel. Die
Wasserkraftwerke mit ihren
Stauräumen sind also nicht das

kombinieren mit einer spürbaren
ökologischen Verbesserung der
Gewässersituation, ist eine große
Herausforderung. 

Hochwasserschutz heißt nor-
malerweise Dammbau bzw.
Dammerhöhung mit entsprechen-
den Eingriffen in die Ufernatur.
Um solche Eingriffe zu vermei-
den, haben die Bayerischen Elek-
trizitätswerke (BEW) als Betrei-
berin der mehrheitlich der Rhein-
Main-Donau AG gehörenden
Wasserkraftwerke an der schwä-
bischen Donau einen sehr inno-
vativen Ansatz entwickelt – das
Projekt InADaR (Innovative App-
roach for Dam Restoration).
Erstmalig in Bayern sollen an
den bayerischen Donau-Staustu-
fen Oberelchingen bei Ulm und
Offingen bei Günzburg bis 2017
Pilotstrecken in den Stauräumen
umgesetzt werden. 

Normalerweise bedarf eine
Dammerhöhung von 50 cm einer
Standflächenverbreiterung des
Damms von rund 2 m. Der
benötigte Platz für den Hochwas-
serschutz entsteht nun direkt im
Stauraum und nicht an Land, wo
die Auwälder angrenzen; sie blei-

Flüchtlinge aufs Land!?
Sommerkolloquium der Bayerischen Akademie Ländlicher Raum 

und der Akademie für Politik und Zeitgeschehen der Hanns-Seidel-Stiftung
Ballungsräume und städtische Zentren wachsen – während viele
ländliche Räume an Bevölkerung verlieren. Auch Flüchtlinge
scheinen Metropolen und dynamische Wirtschaftszentren zu be-
vorzugen. Doch angesichts der Wohnraumprobleme und Segre-
gationsgefahren in manchen größeren Städten auf der einen Seite,
der Leerstandsproblematik in Dörfern und der Facharbeiter-
knappheit auf der anderen Seite, werden Forderungen laut, die
Migrationsbewegungen gleichmäßiger zu verteilen, vor allem zwi-
schen Stadt und Land. Der Frage „Flüchtlinge aufs Land?“ ging
das Sommerkolloquium der Bayerischen Akademie Ländlicher
Raum mit der Hanns-Seidel-Stiftung in München nach. 

Nach Auffassung des Münch-
ner Soziologen Prof. Dr. Armin
Nassehi ist die Einwanderung, die
aktuell geschieht, eine besondere
Form, denn: „Flucht ist ungeplant
und kaum steuerbar. Und man
muss es deutlich sagen: Niemand
hat sie gewollt.“  Die Bundesre-
publik Deutschland bezeichnete
er als „ein erfolgreiches Einwan-
derungsland – obwohl sie nie
Einwanderungsland sein wollte“.

Von einer erfolgreichen Inte-
gration könne dann gesprochen
werden, wenn das Leben in der

Gesellschaft nicht vom Merkmal
‚Migrant‘ bestimmt ist und ‚Inte-
gration‘ nicht thematisiert werden
muss. Integration gelinge dann,
wenn Menschen am Alltag teilha-
ben und Werte und Bekenntnisse
nicht ausdrücklich kommuniziert
werden müssen, sondern miter-
lebt und selbst gelebt werden
können, urteilte Nassehi. 

Für Thomas Huber, Vorsitzen-
der der Arbeitsgruppe Demogra-
phische Entwicklung der CSU-
Landtagsfraktion, wäre es wich-
tig, die Menschen ausgewogen

auf städtische und ländliche Re-
gionen zu verteilen – „in Ein-
klang mit der Bevölkerungszahl
und den vor Ort vorhandenen Ka-
pazitäten“. 

Laut Mikrozensus gab es 2011
in Deutschland 1,7 Mio. Leer-
stände und das nicht nur in Ost-
Deutschland, wie Dr. Reiner
Braun, Vorstandsmitglied des
Forschungsinstituts empirica, in-
formierte. Er berichtete auch von
Bürgermeistern, die freiwillig
mehr Flüchtlinge aufnehmen, als
der Verteilungsplan vorsieht, et-
wa die Gemeinde Altena in Nord-
rhein-Westfalen, die in den ver-
gangenen 40 Jahren stark von Ab-
wanderung betroffen war. Nun
saniert die Gemeinde gemeinsam
mit den Flüchtlingen leerstehende
Wohnungen. 

Dr. Jürgen Weber (Regierung
von Niederbayern) stellte unter
anderem folgende Thesen auf:

1. Die Vermutung, dass Asyl-

berechtigte nach ihrer Anerken-
nung in großer Zahl aus den länd-
lichen Räumen in die Verdich-
tungsräume abwandern, kann
derzeit nicht bestätigt werden. 

2. Der Wohnungsmarkt ist auch
in vielen ländlichen Gebieten sehr
angespannt. Aufgrund vieler Fra-
gezeichen im Hinblick auf das
Wanderungsverhalten der Flücht-
linge ist eine Prognose der Woh-
nungsnachfrage in vielen ländli-
chen Gebieten unsicher und risi-
koreich. Dies hemmt die private
Investitionstätigkeit.

3. Nicht zuletzt aufgrund der
Probleme bei der Wohnraumver-
sorgung auch in vielen ländlichen
Gebieten nimmt die Zahl der
Fehlbeleger in den Unterkünften
zu. Gleichzeitig werden dezentra-
le Unterkünfte nach Möglichkeit
aufgelöst.

4. Bildung, berufliche Qualifi-
zierung und Erlernen der deut-
schen Sprache sind wesentliche
Bausteine der Integration. Umge-
kehrt müssen die regionalen Ge-
sellschaften im ländlichen Raum
offen für Neues sein, Internatio-
nalität „leben“ und das Bildungs-
system entsprechend anpassen. 

5. Die Integration in das Be-
schäftigungs- und Arbeitsmarkt-
system steht erst am Anfang. Ent-
gegen landläufiger Meinung gibt
es auch in ländlichen Gebieten
Arbeitsplätze für Personen im
Kontext von Fluchtmigration.

6. Bei den Flüchtlingen stehen
derzeit folgende Tätigkeitsberei-
che (überwiegend „Helfer“-Ni-
veau) im Vordergrund: Gastrono-
mie, Verpackung, Lagerung, Lo-
gistik und Transport, Reinigung,
Herstellung und Verkauf von Le-
bensmitteln. Diese Tätigkeitsbe-
reiche gibt es durchaus auch in
ländlichen Gebieten. Problem:
Bislang nur sehr wenige Angaben
über Berufstätigkeit der Befrag-
ten in akademischen Berufen
möglich (z.B. Human- und Vete-
rinärmediziner, Lehrer und Jour-
nalisten). Wahrscheinlich sind
höher qualifizierte Befragte un-
terhalb ihres Bildungsniveaus be-
schäftigt.

7. Der Zugang zum Beschäfti-
gungs- und Arbeitsmarktsystem
stellt viele Flüchtlinge in Stadt
und Land gleichermaßen vor ho-
he Hürden. Wesentliche Hemm-

(Fortsetzung auf Seite 4)
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und Sozialhilfe zu übernehmen.
Ich denke, wir haben seit mehr als
einem Jahrzehnt in den anfangs
69 und derzeit 105 kommunalen
Jobcentern (Optionskommunen)
bewiesen, dass wir der gewachse-
nen Verantwortung gerecht ge-
worden sind und der Wettbewerb
der Systeme den Langzeitarbeits-
losen im Lande geholfen hat.“

Wenn die Arbeit des Landkreis-
tages auf große Anerkennung
stoße, gelte diese in allererster Li-
nie den Landkreisen, ihren Mitar-
beitern sowie den tausenden eh-
renamtlich mitwirkenden Kom-
munalpolitikern. 

Bezogen auf die „verfassungs-
rechtlichen Spielregeln“ habe der
Deutsche Landkreistag insbeson-
dere in den vergangenen 20 Jah-
ren erfolgreich auf Strukturent-
scheidungen eingewirkt: „Hier ist
die im Zuge der ersten Föderalis-
musreform im Sommer 2006 er-
folgte Unterbindung des direkten
Durchgriffs des Bundes auf die
kommunale Ebene zu nennen,
wodurch ab diesem Zeitpunkt ein
wirksamer Mechanismus zur Be-
endigung der Überwälzung im-
mer neuer finanzieller Belastun-
gen auf die Kommunen geschaf-
fen wurde.

Auch sei es gelungen, finanzi-
elle Ausgleichspflichten der Län-
der bei Aufgabenübertragungen
auf die kommunale Ebene seit
Ende der 1990er Jahre in allen
Landesverfassungen zu etablie-
ren bzw. konsequenter auszuge-
stalten. „Das war ebenfalls ein
großer Erfolg, selbst wenn es bei
der Umsetzung in einzelnen Län-
dern immer wieder einmal hakt.“
Dass dieser Kampf als Dauerauf-
gabe immer wieder neu geführt

(Fortsetzung von Seite 1)
Nach seinen Ausführungen hatte
Ministerpräsident Horst Seehofer
Gesprächsbereitschaft für eine
Unterstützung der Kommunen
bei den Kosten zugesagt. In ei-
nem „open-book-Verfahren“ hät-
ten die kommunalen Spitzenver-
bände die Kosten der kommuna-
len Ebene offen gelegt, um sich
dann gemeinsam mit dem Frei-
staat über einen angemessenen
aufgabenbezogenen finanziellen
Ausgleich zu verständigen. 

Laut Maly beliefen sich die
nicht durch Einnahmen gedeck-
ten Gesamtaufwendungen im
Jahr 2015 auf rund 212 Millionen
Euro. „Diese Zahl ist nur eine
Momentaufnahme des Jahres
2015 aus kreisfreien Städten und
Landkreisen. Im Jahr 2016 sind
deutliche Steigerungen zu erwar-
ten, insbesondere wegen des ge-
planten Stellenaufwuchses“, so
der Verbandschef. Auch bei den
kreisangehörigen Städten und
Gemeinden schlügen sich die 
finanziellen Mehrbelastungen in
den Haushalten nieder, die aber
aktuell noch nicht beziffert wer-
den können. Hinzu kämen Kos-
ten von weiteren Integrations-
maßnahmen. 

„Wie eine heiße Kartoffel ...“

Nach Malys Ansicht wird die
Kostendarstellung der Kommu-
nen „wie eine heiße Kartoffel
zwischen Sozialministerium, In-
nenministerium, Staatskanzlei
und Finanzministerium hin und
her geworfen“. Bislang hätten die
kommunalen Spitzenverbände
noch keine schriftliche Antwort
zu Gesprächen über das „open-
book-Verfahren“ erhalten. Beim
Spitzengespräch zum kommuna-
len Finanzausgleich 2017 seien
die flüchtlingsbedingten Mehrbe-
lastungen der Kommunen einver-
nehmlich ausgeklammert wor-
den, weil die Transfermechanis-
men innerhalb des Finanzaus-
gleichs mit Ausnahme der Hoch-
bauförderung keinen zielgerichte-
ten Kostenausgleich ermöglichen.

Es sei vereinbart worden, Ge-
spräche über die Kosten für voll-
jährig gewordene unbegleitete
Flüchtlinge, die nicht gedeckten
Aufwendungen der Kommunen
für Aufnahme und Integration
von Flüchtlingen und Asylbewer-
bern und die vom Bund für diese
Aufgaben zusätzlich zu erwarten-
den Mittel zu führen. 

Nach der Einigung zwischen
Bund und Ländern im Juli 2016
über weitere Bundesmittel zur Fi-
nanzierung der Integrationskos-
ten in Höhe von insgesamt 7 Mil-
liarden Euro und der Aussage von
Finanzminister Dr. Markus Sö-
der, dass es sich hierbei primär
um Mittel zur Entlastung der
Länder handele, sei nun die Zeit
für Verhandlungen gekommen,
bekräftigte Ulrich Maly. Von den

(Fortsetzung von Seite 3)
nisse sind Kriegs- und Unter-
drückungserfahrungen, trauma-
tische Fluchtsituationen, Feh-
lende / unzureichende deutsche
Sprachkenntnisse, schulische
Bildungsdefizite, fehlende oder
nicht anerkannte Berufsab-
schlüsse, kulturelle Unterschie-
de (Arbeitssuche, Arbeitsalltag,
etc.), mangelnde Einbindung in
soziale Netzwerke, teilweise
rechtliche Unsicherheiten bei
den Betroffenen.

8. In den ländlichen Räumen
sind die zentralen Orte grundsätz-
lich als Standortprinzip geeignet,
um Flüchtlingen bei der Integrati-
on zu helfen. In zentralen Orten
können am besten die Grund-
funktionen Wohnen, Bilden, Ar-
beiten, Versorgen und in Gemein-
schaft leben auf kurzem Weg si-
chergestellt werden.

9. Bei der Schaffung attraktiver
Lebens- und Arbeitsbedingungen
für Menschen mit Fluchthinter-
grund ist besonders auch die teil-
räumliche Ebene gefordert. 

Viele Standortvorteile ...

Fazit: Der ländliche Raum bie-
tet viele Standortvorteile, damit
Integration gelingen kann. Dazu
gehören die in der Regel gut
funktionierenden sozialen Netz-
werke, die dezentral aufgestellte,
flexible Bildungsinfrastruktur mit
teilweise freien Kapazitäten oder
die vielen offenen Arbeitsstellen.

Ein solches Netzwerk präsen-
tierte Bürgermeister Dieter
Möhring, 1. Bürgermeister von
Aidhausen, einer Mitgliedsge-
meinde der unterfränkischen
Hofheimer Allianz. Schon früh
hat sich die Interkommunale Ar-
beitsgemeinschaft mit dem
Flüchtlingszustrom beschäftigt
und neben einer Asylberatung ei-
ne klare Organisationsstruktur
aufgebaut. Der „Freundeskreis
Asyl“ arbeitet mit den caritativen
Einrichtungen und den Helfer-
kreisen und Selbsthilfegruppen
vor Ort zusammen. Vom Aufnah-
mezentrum in der Stadt Haßfurt

Leistungsfähig und bürgernah ...
werden müsse, belege die zeit-
gleich zum Verbandsjubiläum
verkündete Verfassungsänderung
im Saarland. Diese erfasse aus-
drücklich auch die kostenträchti-
ge Erweiterung bestehender Bun-
desgesetze – vor allem im Sozial-
bereich. Daher dürfe sich das
Land beim in Aussicht genom-
menen Konnexitätsausführungs-
gesetz einfachgesetzlich nicht
wegducken, sondern müsse seine
Finanzierungspflicht gegenüber
Landkreisen, Städten und Ge-
meinden konsequent ausgestal-
ten, machte Sager deutlich. 

Unentbehrlicher Partner

„Der Deutsche Landkreistag ist
für die Bundesregierung ein un-
entbehrlicher Partner“, würdigte
Bundeskanzlerin Angela Merkel
die Leistungen des Kommunal-
verbandes.

Sie hob u. a. die Anstrengungen
des Bundes, die Kommunen fi-
nanziell zu entlasten, hervor - et-
wa im Zusammenhang mit der
Grundsicherung im Alter und 
bei Erwerbsminderung oder den
flüchtlingsbedingten Wohnkos-
ten. Zwar seien die wirtschaftli-
che Lage und die finanzielle Si-
tuation der öffentlichen Haushal-
te besser geworden, dennoch hät-
ten viele Kommunen Finanzsor-
gen und könnten notwendige In-
vestitionen nicht tätigen. Gleich-
falls sei das Thema der Flücht-
lingsintegration von größter Be-
deutung, auch im Zusammen-
hang mit den komplizierten Fra-
gen der Wohnsitzzuweisung. Der
Deutsche Landkreistag bringe
sich engagiert und mit viel Sach-
verstand in die Bundesgesetzge-
bung ein, beispielsweise in Bezug

auf das Bundesteilhabegesetz,
unterstrich Merkel.

DLT-Präsident Sager dankte
der Kanzlerin für die Würdigung
der Verdienste des Deutschen
Landkreistages sowie für ihre Ge-
sprächsbereitschaft und Wert-
schätzung der Arbeit der Land-
kreise, Städte und Gemeinden im
Zusammenhang mit der Flücht-
lingsaufnahme und -integration.
Die Kanzlerin hatte die Präsiden-
ten und Hauptgeschäftsführer der
kommunalen Spitzenverbände
zur Erörterung der Lösungsansät-
ze und gebotenen Rechtsänderun-
gen bei der Flüchtlingsunterbrin-
gung und -integration seit Sep-
tember des vergangenen Jahres
zu sechs ausführlichen separaten
Gesprächen unter Beteiligung
zahlreicher Bundesressorts einge-
laden. Ein weiteres Gespräch fin-
det demnächst statt.

Steuerung des 
demografischen Wandels

Auch in Zukunft stehen nach
Sagers Worten wesentliche Auf-
gaben zur Bewältigung an: „Das
gilt insbesondere für die aktive
Steuerung des demografischen
Wandels und die Aufrechterhal-
tung einer zukunftsorientierten
Infrastruktur auch in der Fläche.
Insoweit setzen wir auf eine wei-
terhin ertragreiche Zusammenar-
beit mit dem Deutschen Bundes-
tag, der Bundesregierung, den
einzelnen Ländern und dem Bun-
desrat“, erklärte der Präsident.

Bundesratspräsident Stanislaw
Tillich warnte vor finanziellen
Belastungen der Landkreise und
Städte als Folge politischer Ent-
scheidungen auf Bundes- und
Länderebene. Der sächsische Re-
gierungschef sprach von einer
„gewissen Leichtigkeit“, in Ber-
lin etwas zu entscheiden, das die
unteren Ebenen in der Folge ad-
ministrativ und finanziell schul-
tern müssten.

Im Anschluss an die Ju-
biläumsfeierlichkeiten tagte das
Präsidium des kommunalen Spit-
zenverbandes. Mit Blick auf die
Aufnahme und Integration von
Flüchtlingen in den Landkreisen
griff der DLT-Präsident einige für
den Deutschen Landkreistag we-
sentliche Punkte heraus: „Der
deutliche Rückgang der Zahl der
Flüchtlinge wirft die Frage auf,
ob die in den Ländern und Kom-
munen zur Unterbringung der
Schutzsuchenden geschaffenen
Kapazitäten aufrechterhalten
werden sollen. Dazu ist klar zu
sagen: Wir sind gut beraten, die
Unterbringungskapazitäten zu-
mindest vorübergehend so beizu-
behalten, dass sie bei einem mög-
licherweise sehr kurzfristigen An-
stieg der Zahl der Asylsuchenden
sofort genutzt werden können.“

Integration 
der Zugewanderten

Man werde sich auf kommuna-
ler Ebene mit aller Kraft auf die
Integration der Zugewanderten
konzentrieren, benötige aber bei-
spielsweise für Investitionen in
Wohnraum und Integrationsange-
bote auch Planungssicherheit. In
den Landkreisen müssten geeig-
nete Strukturen geschaffen bzw.
ausgebaut werden, um eine ge-
bündelte Betreuung zu ermögli-
chen. „Insofern ist es gut, dass das
Integrationsgesetz nunmehr in
Kraft getreten ist. Es regelt 
z. B., dass Flüchtlinge ihren
Wohnsitz in demjenigen Bundes-
land nehmen müssen, dem sie für
die Dauer ihres Asylverfahrens
zugewiesen wurden. Darüber
hinaus können die Länder eine
konkrete Zuweisung in bestimm-
te Landkreise und kreisfreien
Städte vornehmen.“ Sager be-
zeichnete diese Möglichkeit als
wichtiges Instrument für gelin-
gende Integration.

Zur effektiven Umsetzung ei-
ner Wohnsitzauflage vor Ort sei
erforderlich, diese auch durchset-

zen zu können. „Das heißt kon-
kret, dass Verstöße gegen die
Wohnsitzauflage geahndet wer-
den können müssen. In der So-
zialhilfe ist dies durch Leistungs-
kürzungen bereits vorgesehen.
Dies muss auch für Personen
greifen, die von den Jobcentern
betreut werden. Hier ist der Ge-
setzgeber erneut gefordert.“ Auch
sei notwendig, dass die Länder
entsprechende Ausführungsbe-
stimmungen erlassen. „Anson-
sten verschenkt die Wohnsitzauf-
lage ihr Potenzial und macht die
Integrationsplanung der Land-
kreise nicht einfacher.“ Auch sei
auf eine praktikable Ausgestal-
tung in den Ländern zu achten:
„Vor allem muss die Verteilung
der Länder auf die Kommunen
grundsätzlich ohne Prüfung des
Einzelfalls durch die Ausländer-
behörden vonstattengehen.“

Schließlich kam der Verbands-
chef auf die Wohnkosten aner-
kannter Flüchtlinge zu sprechen:
„In den nächsten drei Jahren wird
der Bund diese Kosten vollstän-

dig übernehmen. Damit wird un-
sere Forderung erfüllt. Und den
Landkreisen und Städten wird in
dieser Hinsicht der Rücken frei
gehalten. Auch für die Jahre nach
2018 brauchen wir eine Kostenü-
bernahme, über die zu gegebener
Zeit zu sprechen sein wird.“

Stärkung der
kommunalen Finanzkraft

Zudem thematisierte er die
Stärkung der kommunalen Fi-
nanzkraft um jährlich 5 Mrd. Eu-
ro ab 2018, die teilweise ebenfalls
über eine Aufstockung des Bun-
desanteils an den SGB II-Unter-
kunftskosten erfolgen solle. „Die
vorgesehenen Regelungen si-
chern noch nicht vollständig die
beabsichtigten Entlastungsbeträ-
ge. Sowohl bei der Ermittlung der
tatsächlichen flüchtlingsbeding-
ten Mehrkosten als auch bei der
für die 5 Mrd. Euro-Stärkung vor-
gesehenen Erhöhung der Bundes-
beteiligung an den SGB II-Unter-
kunftskosten muss nachgesteuert

werden. Wichtig ist sicherzustel-
len, dass die Übernahme der
flüchtlingsbedingten Wohnkosten
nicht bei den 5 Mrd. Euro zur
Stärkung der Kommunen in An-
satz gebracht wird. Ansonsten er-
reicht die Stärkung der kommu-
nalen Finanzkraft nicht die volle
Höhe, sondern es wird das Spiel
‚Rechte Tasche, linke Tasche‘ ge-
spielt. Es geht hier nach unseren
Berechnungen immerhin um ei-
nen Betrag in einer Größenord-
nung von rund 300 Mio. Euro pro
Jahr, auf den wir bestehen“, so
Sager. Er erläuterte weiter, dass
sich Bund und Länder in Bezug
auf 1 Mrd. Euro der zugesagten 5
Mrd. Euro darauf verständigt hät-
ten, diese „aus Gründen der Ver-
teilungsgerechtigkeit“ zunächst
an die Länder zu geben. „Wir er-
warten, dass die Länder diese
Milliarde zu 100 % an die Land-
kreise, Städte und Gemeinden
weiterleiten. Schließlich handelt
es sich um Geld, das den Kom-
munen zugutekommen soll“, un-
terstrich Sager. DK

aus werden Flüchtlinge in dezen-
trale Unterbringungen vermittelt.
Möhring zufolge gibt es bis auf
das Thema Mobilität bzw. Mobi-
litätskosten keine Probleme we-
gen der dezentralen Unterbrin-
gung. Viele Flüchtlinge, die ei-
gentlich in andere Städte weiter
wollten, um in die Nähe von Ver-
wandten und Bekannten zu kom-
men, blieben nun doch. 

... und große Potenziale

Laut Wolfgang Ewald, Bayeri-
sches Staatsministerium für
Ernährung, Landwirtschaft und
Forsten, bieten die ländlichen
Räume für die Integration gute
Voraussetzungen und vielfältige
Potenziale. Die Zuwanderung ist
vor dem Hintergrund des demo-
grafischen Wandels auch als
Chance für die ländlichen Räume
zu sehen. Eine nachhaltige Inte-
gration gelinge allerdings nur
dann, wenn der erforderliche ge-
sellschaftliche Veränderungspro-
zess vor Ort aktiv gestaltet wird. 

Die Landentwicklung könne
hierfür wichtige Beiträge leisten.
Dabei gehe es neben der Beglei-
tung der Veränderungsprozesse
um die Umnutzung leerstehender
Bausubstanz und Soziale Dorf-
entwicklung sowie die Sicherstel-
lung von Daseinsvorsorge und
Mobilität. 

Für ein erfolgreiches Handeln
sollten nach Ansicht Ewalds wei-
tere Voraussetzungen gegeben
sein: Ausreichende Steuerung
von Flüchtlingen in die ländli-
chen Räume, möglichst große
Passfähigkeit von Zuwanderern
und Aufnahmeregion, Schwer-
punktsetzung auf Familien und
Wahrung von Mindestgruppen-
größen gleicher gemeinsamer so-
zialer und kultureller Wurzeln,
Öffnung aller Maßnahmen auch
für andere sozial schwache Grup-
pen sowie Bereitstellung zusätzli-
cher Mittel auch für die ländli-
chen Räume. Nunmehr sei es
wichtig, alle Unterstützungsmög-
lichkeiten von Land und Bund
abzustimmen, mahnte Ewald. DK

Flüchtlinge aufs Land ...

Integrationsmitteln in Höhe von 6
Milliarden Euro, die der Bund
den Ländern für die Jahre 2016,
2017 und 2018 zur Verfügung
stellt, werde der Freistaat mehr
als 310 Millionen Euro jährlich
erhalten. Hinzu komme in den
Jahren 2017 und 2018 der bayeri-
sche Anteil an den Bundesmitteln
von einer Milliarde Euro für den
Wohnungsbau. Die kommunale
Ebene müsse in einem angemes-
senen Umfang an den Bundes-
mitteln beteiligt werden – „dies
muss sich im Doppelhaushalt
2017/2018 abbilden“. 

Aufgabenbezogene 
Entlastungen

Maly zufolge erwarten Bayerns
Städte, Gemeinden, Landkreise
und Bezirke, dass aufgabenbezo-
gene Entlastungen in folgenden
Bereichen vereinbart werden: 
 Entlastung der Kommunen bei
den ungedeckten Verwaltungsko-
sten, insbesondere durch den
Vollzug des Asylbewerberlei-
stungsgesetzes und in der wirt-
schaftlichen Jugendhilfe.
 Bereitstellung finanzieller
Mittel für die hauptamtliche
Begleitung von ehrenamtlichen
Helferinnen und Helfern und
das freiwillige bürgerschaftli-
che Engagement.
 Erhöhung der Kostenerstat-
tung für Asylsozialberatung und
Integrationsberatung.
 Übernahme des kommunalen
Förderanteils der Städte, Märkte
und Gemeinden nach dem Bay-
KiBiG (Bayerisches Kinderbil-
dungs- und -betreuungsgesetz)
für Kinder anerkannter Flüchtlin-
ge und Asylbewerber.
 Berücksichtigung der Bundes-
mittel im allgemeinen Steuerver-
bund.
 Darüber hinaus erwarten die
Kommunen die vollständige
Übernahme der Jugendhilfekos-
ten. Wie der Städtetagsvorsitzen-
de deutlich machte, sei der Frei-
staat das einzige Bundesland, das
die Kosten der Jugendhilfe für
Flüchtlinge kommunalisiert. Dies
geschehe über die Bezirksumla-
ge, die kreisfreie Städte und
Landkreise bezahlen. Die kreis-
angehörigen Städte und Gemein-
den wiederum seien über die
Kreisumlage betroffen. 

Wegen der gesetzlich vorge-
schriebenen Inobhutnahme der
unbegleiteten minderjährigen
Ausländer im Zuge der Jugend-
hilfe, auf die Heranwachsende bei
einem jugendhilferechtlichen Be-
darf auch nach Erreichen der
Volljährigkeit Anspruch haben,
seien die bayerischen Kommu-
nen enorm belastet, fuhr Maly
fort. Die Kostenerstattungspflicht
sei in Bayern auf die Bezirke
übertragen und die Jugendhilfe-
kosten würden nur für Minder-
jährige vom Staat finanziert. Auf-
grund dieses bayerischen Sonder-

wegs wachse der Anteil der Kos-
ten stetig, der bei den Bezirken
verbleibt: Zu Beginn des Jahres
2016 waren von knapp 16.000
unbegleiteten jungen Ausländern
mit Jugendhilfebezug 2.657 Fälle
volljährig (16 Prozent). Zum 30.
Juni 2016 hat sich bei deutlich ab-
nehmender Gesamtzahl von
11.413 der Anteil der Volljährigen
auf 3.394 Fälle erhöht (30 Pro-
zent) und damit fast verdoppelt.

Maly zufolge verschiebt sich
die Lastenverteilung vom Frei-
staat – für die unbegleiteten min-
derjährigen Ausländer – immer
stärker auf die Bezirke, was letzt-
lich wiederum als Umlagezahler
die Landkreise und kreisfreien
Städte trifft. Da die Jugendhilfe
hier klassische Integrationsarbeit
leistet und keine kommunale Ver-
anlassung vorliegt, erwarteten die
Kommunen, dass der Freistaat
die Jugendhilfekosten auch für
unbegleitete heranwachsende Aus-
länder trägt, wie dies ohnehin
bundesgesetzlich vorgesehen ist.
Auch alle anderen Bundesländer
kämen für diese Kosten auf. 

Bedenken bei G8/G9

Deutliche Worte fand Ulrich
Maly zum Thema Bildung. So
kritisierte er die Staatsregierung
für ihre „unentschlossene Hal-
tung zum G9“. Den Schulen ab
2018/19 die Wahlfreiheit zwi-
schen G8 und/oder G9 zu geben,
dürfe nicht bedeuten, dass die
Kommunen auf den Kosten sit-
zen bleiben. 

Der Städtetagschef geht davon
aus, dass sich die große Mehrheit
der Gymnasien für die neunjähri-
ge Variante entscheiden wird. Ko-
sten würde dies langfristig bis zu
1,5 Milliarden Euro – Ausgaben,
fällig für Erweiterungs- und
Schulneubauten, die die Städte
und Gemeinden nicht alleine
schultern könnten. Zudem könne
es nicht sein, die Kosten einfach
zu kommunalisieren. Maly:
„Wenn eine Mehrheit der Eltern
und Kinder das G9 als richtige
Variante sieht, dann werden sich
die Rathäuser dem nicht entzie-
hen können - wo wir dann schon
den dringenden Wunsch an den
Freistaat richten möchten, dass er
uns dabei bitteschön als Sachauf-
wandsträger nicht alleine lassen
möchte.“

Da der Ausbau der achtzügigen
Gymnasien aber nicht plötzlich
passiere, sei das Zeitfenster für
Verhandlungen durchaus noch
geöffnet. „Unser Ministerpräsi-
dent hat die Koalition mit der Be-
völkerung und insofern glaube
ich, dass die Staatsregierung hier
ein Interesse am Gelingen des
neuen Modells haben muss. Das
kann sich nicht in guten Ratschlä-
gen für die kommunale Familie
erstrecken, sondern da ist ein
Stück Eigenbeteiligung sicher
sinnvoll“, unterstrich Maly. DK

Zeit für Verhandlungen ...
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Weil ihm der Schutz der Menschen am Herzen lag, gründete 
König Max I. vor mehr als 200 Jahren eine Versicherung.

www.versicherungskammer-bayern.de

für die Abenteuer im Leben.
Königlicher Schutz –

Banken im Umbruch
DSGV-Präsident Georg Fahrenschon bei Handelsblatt-Jahrestagung in Frankfurt

Bei der Handelsblatt-Jahrestagung „Banken im Umbruch“ in
Frankfurt am Main hat DSGV-Präsident Georg Fahrenschon
erneut scharf die schwierigen Rahmenbedingungen kritisiert, die
Europas Verwaltung und die Europäische Zentralbank für die
deutsche Kreditwirtschaft kreieren. 

„Europa muss umkehren –
zurück zum Prinzip der Eigenver-
antwortung“, hob Fahrenschon
hervor. Das gelte besonders beim
Thema Bankenunion. Finanzge-
schäfte würden von Banken weg
in unregulierte Bereiche gelenkt
und Kreditinstitute so eng reguliert
„und schon fast stranguliert“, dass
sie das für die Stabilität notwendi-
ge Eigenkapital aus eigener Kraft
fast nicht mehr aufbauen könnten.

„Europa hat Stabilitätsregeln,
die nur auf dem Papier stehen“,
machte der DSGV-Präsident deut-
lich. „Wir haben schon jetzt zahl-
reiche Verfahren, die verdeckt ei-
ne Vergemeinschaftung von Fi-
nanzrisiken ermöglichen. Ich nen-
ne nur die Risiken im Notenbank-
system, wenn nationale Noten-
banken ihren Banken im großen
Stil Staatsanleihen abnehmen.
Oder wenn sie, wie im Fall Irland,
indirekt eine nationale Bankenret-
tung finanzieren.“ 

Jetzt verspreche die Europäi-
sche Kommission, mit einer ge-
meinsamen europäischen Einla-
gensicherung werde der Finanz-
markt noch sicherer und die Ban-

kenunion vollendet. Es werde ver-
sprochen, dazu würden Bankrisi-
ken abgebaut und vorhandene
Stabilitätsregeln konsequent ange-
wandt. Jedoch spreche alle Erfah-
rung dagegen, dass dies flächen-
deckend geschieht. „Deshalb dür-
fen wir uns gerade bei den Einla-
gen nicht auf ein kollektives 
Umverteilungssystem einlassen“,
mahnte Fahrenschon. 

Die Finanzkrise ab 2007/2008
habe klar gezeigt, dass in vielen
Kreditinstituten schwerwiegende
Fehler gemacht worden sind. Die
nächste Finanzkrise werde ihre
Ursache in einer falschen Regulie-
rung und einer fatalen Geldpolitik
haben. Man könne  nicht Preisme-
chanismen in der Finanzwirt-
schaft außer Kraft setzen, Markt-
mechanismen an Wertpapiermärk-
ten beschädigen, Kreditinstitute
mit hohen Regulierungskosten
belegen, Preisspielräume wegre-
gulieren oder zumindest politisch
verdammen - und dann erwarten,
dass Kreditinstitute massiv Eigen-
kapital aufbauen können, um ihre
Stabilität zu erhöhen.

„Wir stehen politisch an einer

Weggabelung“, urteilte Fahren-
schon. „Entweder schafft die Po-
litik Rahmenbedingungen, inner-
halb derer Kreditinstitute wieder
angemessen Geld verdienen und
ihre Substanz verbessern kön-
nen. Oder die Politik muss die
Steuerzahler auf neuerliche Ge-
fahren für die Stabilität der Fi-
nanzmärkte vorbereiten. Nur
neue Geschäftsmodelle zu for-
dern, ist hingegen wohlfeil:
Banken werden wohl sinnvoller-
weise weiterhin Geldgeschäfte
tätigen müssen.“ 

Mit einem Ausweichen von
Banken weg von solidem Bank-
geschäft rein in Kreditersatzge-
schäfte sei nach den Erfahrungen
der Finanzkrise niemandem ge-
dient. „Und ich halte neuerliche
Forderungen nach einer grundle-
genden Konsolidierungswelle un-
ter Kreditinstituten für nicht sach-
gerecht, ja sogar für geschichts-
vergessen. Denn es ist nicht lange
her, dass wir alle die Erfahrung
gemacht haben: Zu große Kredit-
institute, die sich von ihren Kun-
den zu weit entfernen, sind Gift
für die Stabilität von Finanzmärk-
ten. Das Credo muss deshalb lau-
ten: Fangt endlich damit an, wie-
der einen funktionsfähigen Fi-
nanzmarkt mit echten Marktme-
chanismen herzustellen!“

Wie der Präsident erläuterte, be-
steht das Geschäftsmodell der
Sparkassen grundsätzlich darin,
Einlagen aus der Region anzuneh-
men und diese Einlagen in wert-
haltiges Kreditgeschäft in der ei-
genen Region zu investieren. Dies
sei die Grundlage für den wirt-
schaftlichen Wohlstand hierzulan-
de. Fahrenschon: „Bei uns liegen
fast 40 Prozent der Einlagen. Und
die Sparkassen vergeben zusam-
men mit den Landesbanken rund
43 Prozent aller deutschen Unter-
nehmenskredite. Auf dem Ge-
schäftsmodell der Sparkassen ba-
siert in wesentlichen Teilen der
deutsche Finanzmarkt und damit
der deutsche Wohlstand. Deshalb
wollen wir dieses Geschäftsmo-
dell natürlich erhalten.“

Den Sparkassen fließen gerade
in der Niedrigzinsphase zusätzli-
che Einlagen zu. Der Grund dafür
sei, dass die Menschen ihr Geld
dort sicher wissen. 2015 konnten
die Sparkassen alle zusätzlichen
Einlagenvolumina in werthaltiges
Kreditgeschäft investieren. Nicht
nur die Kreditvergabe für den
Wohnungsbau, sondern auch die
Zusagen für Kredite an Unterneh-
men und Selbstständige wurden
laut Fahrenschon deutlich ausge-
weitet. 

Die Sparkassen finanzierten
gerne die wirtschaftlich vertretba-
ren Investitionen. Dabei achteten
sie besonders im Immobilienkre-
ditgeschäft auf ausreichend Ei-
genkapital und eine nachhaltige
Schuldentragfähigkeit, „denn wir
möchten weder zu einer Immobi-
lienblase, noch zu Finanzierungs-
problemen unserer Kunden bei-
tragen, sollte sich die Zinssitua-
tion doch einmal verändern“.

Allerdings mache den Sparkas-
sen derzeit die Umsetzung der Im-
mobilienkreditrichtlinie zu schaf-
fen. Denn sie verhindere Kredit-
vergaben an Menschen, die in der

2. Bayerischer Kämmerertag in München:

Innovatives
Finanzmanagement 

Nach der erfolgreichen Auftaktveranstaltung 2014 fand in 
München der 2. Bayerische Kämmerertag unter dem Titel „Inno-
vatives Finanzmanagement der Bayerischen Kommunen“ statt.
Während die bayerischen Kommunen im vergangenen Jahr mit
der Erstunterbringung von Flüchtlingen beschäftigt waren, ging es
jetzt um die Integration der bleibeberechtigten Menschen. 

Bürgermeister und Kämmerer
suchten kreative Lösungen für die
dringlichsten Probleme ihrer
Kommunen. Neben Grundsatz-
vorträgen bestand die Möglich-
keit, sich in parallelen Arbeits-
kreisen einzelne Themen zu er-
schließen. Dabei reichte das
Spektrum von Fragen des Sozia-
len Wohnungsbaus, der Stadtent-
wicklung und Flüchtlingsintegra-
tion über die Frage „Ist die kom-
munale Anlagenpolitik noch zeit-
gemäß?“ bis hin zum Perspek-
tivwechsel der Kommunen aus
Investorensicht. Die Veranstal-
tung endete mit einer Podiums-
diskussion zum Thema Flücht-
lingsintegration und Föderalis-
musreform, an der u. a. das Ge-
schäftsführende Präsidialmitglied
des Bayerischen Gemeindetags,
Dr. Franz Dirnberger, teilnahm. 

Würzburgs Oberbürgermeister
Christian Schuchardt, Vorsitzen-
der des Finanzausschusses des
Bayerischen Städtetags, beschrieb
die „Startagenda Flüchtlingsinte-
gration“ in der unterfränkischen
Residenzstadt. Dazu zähle zu-
nächst die Herstellung von
Sprachfertigkeiten und darauf auf-
bauend die Einbindung in Vereine
und Aktivitäten des gesellschaftli-
chen Lebens, ein Mentoring für
Flüchtlinge, psychologische Be-
treuung, Bildung und Arbeit als
Grundlage des eigenständigen Le-
bens, Notifizierung, Ausbau von
Freiwilligendiensten, Förderung
von Pilotprojekten, Vereinfachung
von Verfahren und Standards für
Baumaßnahmen, stärkere Förde-
rung des Sozialen Wohnungsbaus
sowie das Sonderbauprogramm
Flüchtlingsunterbringung.

Schuchardt verwies auf das
derzeit größte Würzburger Woh-
nungsbauprojekt „Wohnen in
Hubland“, das auf dem Gebiet
der ehemaligen Leighton Bar-
racks entsteht. Die Stadtbau
Würzburg errichtet auf 12.000
Quadratmetern Fläche 175 bar-
rierefreie und wärmegedämmte

Mietwohnungen. 90 davon wer-
den vom bayerischen Freistaat im
Wohnungspakt Bayern gefördert.

Es käme heutzutage nicht oft
vor, dass man auf einer „grünen
Wiese“ bauen kann, betonte
Schuchardt. Das Stadtbau-Projekt
sei ein „Aushängeschild“ für die
Stadt; es dokumentiere die Leis-
tungsfähigkeit der kommunalen
Wohnungsbaugesellschaft und
auch die Wichtigkeit und Bedeu-
tung des sozialen Wohnungsbaus. 

Frank Thyroff, Geschäftsführer
wbg Nürnberg GmbH, definierte
seinerseits die „Schaffung und Be-
reitstellung von bezahlbarem und
zeitgemäßem Wohnraum für brei-
te Schichten der Bevölkerung“ als
Unternehmensziel und sozialen
Auftrag. Ein aktives Quartiersma-
nagement unterstütze eine nach-
haltige Stadtentwicklung.

Dem Thema Transparenz und
Steuerbarkeit des Schwabacher
Haushalts war ein weiterer Vortrag
gewidmet. Ab dem Haushaltsjahr
2017 werden dort folgende Verän-
derungen vorgenommen: 
1. Auflösung von Doppelverant-
wortlichkeiten bei zahlreichen
Leistungen z.B. im Bereich Ge-
bäudemanagement / Schulen Zu-
weisung der Verantwortung zum
Fachamt 
2.Ausweis der Personalkosten in
den Leistungen bevorzugt über fi-
xe Stellenanteile und Splittbu-
chungen
3. Präzisere Verrechnung von
Gebäudekosten (Verrechnungs-
mieten flächendeckend) sowie
von Personalkosten/Sozialkosten
bei schwankenden Personal-
einsätzen in anderen Leistungen
über interne Verrechnungen 
4. Aufschlüsselung der internen
Verrechnungen in den Teilhaus-
halten Verrechnung Overhead,
Weiterverrechnung von PK und 
SK und Einzelverrechnungen in-
terner Dienstleistungen 
5. Bessere Zuordnung von ein-
zelnen Leistungen zu anderen
Ämtern und bessere Zuordnung

von einzelnen Aufgaben zu ande-
ren Leistungen.

Bürgermeister Roland Grill-
meier zeigte anhand einiger Bei-
spiele auf, wie man in der Stadt
Mitterteich schon seit rund zehn
Jahren aktiv gegen Leerstände
vorgeht. So würden die  einstigen
Werke der ehemaligen Porzellan-
fabrik wieder neu genutzt. Zudem
stellte Grillmeier das Projekt
Mehrgenerationenhaus vor und
erinnerte an den mit dem Ab-
bruch mehrerer Häuser verbunde-
nen Neubau der Raiffeisenbank
auf dem Marktplatz.

Der Mangel an privaten Inve-
stitionen in leerstehende Häuser
habe die Stadt im vergangenen
Jahr veranlasst, selbst tätig zu
werden, um bedarfsgerechten
Wohnraum zu schaffen, so Grill-
meier. Dabei habe man zunächst
aufgrund von EU-Recht Hürden
überwinden müssen. 

Gemeinsam mit der Kewog ha-
be Mitterteich eine eigene Stadt-
entwicklungsgesellschaft (SEG)
ins Leben gerufen. Erstes Projekt
sei das ehemalige Postgebäude.
Hierbei erforderte das EU-Beihil-
ferecht eine Prüfung, inwieweit
öffentliche Träger in Bereichen,
die auch privaten Investoren zu-
gängig sind, investieren können.

Nach einer Prüfung des Sach-
verhalts habe eine Münchner
Kanzlei jedoch eindeutig festge-
stellt, dass Kommunen in Be-
reichen, in denen über Jahre hin-
weg keine Investitionsbereit-
schaft vorhanden sei, sehr wohl
investieren dürfen. Bei den über
200 Teilnehmern des Kämmerer-
tages stieß dieses Thema auf
großes Interesse. Denn gerade
auch größere Kommunen und
Städte stehen laut Grillmeier vor
der Frage, wie in notwendigen
Wohnraum investiert werden
kann, falls keine Investoren vor-
handen sind.

Der Landkreis Tirschenreuth
sei im übrigen Musterlandkreis
für Leerstandsentwicklung im Be-
reich Wohnraum, so der Rathau-
schef. Hierzu gebe es auch weiter-
hin Gespräche mit dem Bayeri-
schen Innenministerium. Ziel
müsse es sein, maßgeschneiderte
Förderanreize zu schaffen. DK

Vergangenheit ohne Probleme ihr
Eigenheim oder eine Modernisie-
rung finanzieren konnten. 

Wie der DSGV-Chef darlegte,
hätten die Sparkassen rund 116
Mrd. Euro mehr Einlagen als Kre-
dite in den Büchern. „Sollen diese
Finanzmittel auch künftig sicher
angelegt werden, werden wir Ein-
bußen im Zinsüberschuss in Kauf
nehmen müssen. Deshalb wird
sich das betriebswirtschaftliche
Ergebnis der Sparkassen verrin-
gern. Ihre Cost-Income-Ratio wird
in zwei bis drei Jahren bei etwa 
70 Prozent liegen. In der neuen

Zinswelt ist das ein guter Wert.“ 
Inzwischen müsse aber jeder

darauf achten, dass ihm nicht
schlagartig neue hohe Einlagenvo-
lumina zufließen. Fahrenschon:
„Wir leben heute in einer Welt, in
der man sich persönlich über neue
Kunden und neue Einlagen freut,
sie betriebswirtschaftlich aber ei-
gentlich abwehren müsste. Wir er-
leben bereits jetzt, dass vor allem
die Commerzbank Einlagen von
Firmenkunden zu den Sparkassen
lenkt. Sollte das zum Trend wer-
den, so müssen die Sparkassen
darauf reagieren.“ DK

Netzer unterstützt Forderungen
des Landtags

Der Bayerische Landtag hat einem Dringlichkeitsantrag der CSU-
Fraktion zugestimmt, der fordert, dass sich die Staatsregierung auf
Bundesebene für eine Korrektur des deutschen Umsetzungsgeset-
zes zur EU-Wohnimmobilienkreditrichtlinie einsetzt. Der Bundes-
gesetzgeber solle hinsichtlich der Kreditwürdigkeitsprüfung bei
Bau- und Renovierungsdarlehen den Spielraum der EU-Wohnim-
mobilienkreditrichtlinie ausschöpfen. 

Dr. Ulrich Netzer, Präsident des
Sparkassenverbands Bayern, un-
terstützt diese Position mit Nach-
druck: „Es ist nicht einzusehen,
warum der deutsche Gesetzgeber
die Spanne der Möglichkeiten zur
Kreditvergabe weiter einengt als
es die europäische Richtlinie vor-
gibt. Österreich etwa hat die eu-
ropäische Richtlinie wesentlich
verbraucherfreundlicher umge-
setzt. Auch in Deutschland muss
nachgebessert werden, damit un-
sere Kreditnehmer keinen Nach-
teil erleiden.“

Vor dem Hintergrund der Fi-
nanzkrise hatte die Europäische
Kommission die Richtlinie ver-
abschiedet, um einen europäi-
schen Binnenmarkt für Hypothe-
karkredite zu schaffen. Die ge-
setzlichen Regelungen sehen
deutlich erweiterte Informations-

und Beratungspflichten vor und
legen ihren Schwerpunkt auf eine
äußerst eingehende Kreditwür-
digkeitsprüfung.

Banken und Sparkassen wer-
den dazu verpflichtet, Kreditvor-
haben, die die engeren Vorgaben
nicht erfüllen, abzulehnen. Dies
gilt jetzt auch für solche Engage-
ments, bei denen bisher das be-
stellte Grundpfandrecht als Si-
cherheit ausreichte und jetzt lau-
fende Einkommen zur Bezahlung
der Kreditverpflichtungen nach-
gewiesen werden müssen. Darun-
ter können vor allem Kunden-
gruppen leiden, bei denen sich
das laufende Einkommen in ab-
sehbarer Zukunft verändern wird
oder deren Einkommen für eine
veränderte Zinssituation nicht als
ausreichend eingestuft werden
muss. 



KOMMUNALE FINANZTHEMEN6 GZ15. 09. 2016

Umsetzungsgesetz zur EU-Wohnimmobilienkreditrichtlinie:

Unnötige Einschränkung
der Kreditvergabe 

korrigieren 
Die Kammern und Bankenverbände in Bayern setzen sich
für eine Korrektur des deutschen Umsetzungsgesetzes der
EU-Wohnimmobilienkreditrichtlinie ein. Wie erste Pra-
xiserfahrungen zeigen, schränken die seit 21. März 2016 gel-
tenden Vorschriften die Vergabe von Immobilienkrediten
unnötig ein. Darauf machen die Arbeitsgemeinschaft der
bayerischen Handwerkskammern, der Bayerische Indu-
strie- und Handelskammertag, der Bayerische Bankenver-
band, der Genossenschaftsverband Bayern sowie der Spar-
kassenverband Bayern in einem gemeinsamen Positionspa-
pier aufmerksam.

„Im Ergebnis verlieren insbe-
sondere Verbrauchergruppen,
die zwar Immobilienvermögen
besitzen, aber nur über geringe
laufende Einnahmen verfügen,
ihre Kreditwürdigkeit“, stellen
die Wirtschaftsvertreter fest.
Damit werde die Darlehensver-
gabe beispielsweise bei alters-
gerechten Umbauten, Gebäu-
desanierungen, der Altersvor-
sorge durch selbst genutztes
Wohneigentum sowie An-
schlussfinanzierungen behin-
dert. 

Faktisch habe der Gesetzge-
ber mit den neuen Regelungen
Grund- und Immobilienvermö-
gen entwertet, da bestimmte
Verbrauchergruppen von der Fi-
nanzierung eigengenutzter Im-
mobilien ausgeschlossen wer-
den oder sie ihre Immobilie
nicht mehr zur Kreditrück-
führung einbringen können.
Dies erscheine als Eingriff in

die Eigentumsrechte der Bür-
ger und konterkariere das Ziel
einer höheren Eigenheimquote,
heißt es in dem Positionspapier.

Die Kammern und Verbände
fordern den Gesetzgeber auf,
das Umsetzungsgesetz zügig zu
korrigieren und in der EU-
Richtlinie vorgesehene Wahl-
rechte zu nutzen. Konkret soll-
ten Bau- und Renovierungs-
darlehen auch bei dinglicher
Absicherung erlaubt sein und
Übergangsregelungen für An-
schlussfinanzierungen bei Alt-
fällen geschaffen werden. Darü-
ber hinaus müsse es weiterhin
möglich sein, Kredite zu Kon-
sumzwecken zu vergeben und
grundpfandrechtlich zu besi-
chern, wenn diese durch die
Substanz der Immobilie gedeckt
sind.
Link zum Positionspapier:
www.gv-bayern.de/positions-
papier-wikr 

„PwC-Länderfinanzbenchmarking 2016“: 

Spitzenreiter Bayern
Finanzielle Situation der Bundesländer und ihrer Kommunen entspannt sich weiter

Mit der geplanten Reform des Länderfinanzausgleichs kann es al-
len 16 Ländern und Stadtstaaten in Deutschland gelingen, die
Schuldenbremse 2020 einzuhalten. Das ist das Ergebnis des „Län-
derfinanzbenchmarking 2016“ der Wirtschaftsprüfungs- und Be-
ratungsgesellschaft PwC. Die Studie analysiert zum fünften Mal in
Folge die Finanzsituation der Bundesländer und ihrer Kommunen. 

„Durch die anhaltend gute
wirtschaftliche Entwicklung und
das daraus resultierende hohe
Steueraufkommen entspannt
sich die finanzielle Situation der
Länder und ihrer Kommunen
immer mehr. Mit der geplanten
Reform des Länderfinanzaus-
gleichs werden alle Länder ab
2020 strukturell ausgeglichene
Haushalte vorweisen können“,
stellt Norbert Winkeljohann,
Sprecher des Vorstands von
PwC Deutschland, fest. 

Daran ändert auch die Bela-
stung durch die Flüchtlingskrise
im vergangenen Jahr nichts:
„Die zusätzlichen Ausgaben für
Flüchtlinge haben die Finanzsi-
tuation der Länder insgesamt
nicht verschlechtert. Letztlich
mussten sie die insgesamt einge-

setzten Finanzmittel im Jahr
2015 nur um moderate 3,9 Pro-
zent erhöhen, die verfügbaren
Finanzmittel stiegen dagegen
um 5,0 Prozent.“

Erhebliche Spielräume

Die Analyse der Finanzsitua-
tion Bayerns zeigt, dass das
Land finanzpolitisch, auch auf-
grund einer geringen Verschul-
dung sowie eines sparsamen
Mitteleinsatzes und bei hohen
Sachinvestitionen, hervorragend
aufgestellt ist und auch weiter-
hin erheblich besser abschnei-
den sollte als der Durchschnitt
der alten Flächenländer. Für die
Einhaltung der Kriterien der
Schuldenbremse im Jahr 2020
bestehen selbst bei anhaltend

überdurchschnittlich hohen
Sachinvestitionen ganz erhebli-
che Spielräume.

Mit einem bereinigten Finan-
zierungsüberschuss von 340 Eu-
ro pro Einwohner liegt Bayern
weit über dem Durchschnitt der
alten Flächenländer von 66 Euro
je Einwohner. Hierbei ist es ins-
besondere die Landesebene, die
zum Überschuss beiträgt, aber
auch Bayerns Kommunen er-
wirtschaften mit 96 Euro je Ein-
wohner deutliche Überschüsse.

Konsolidierte Schulden

Die ausgezeichnete finanzielle
Situation in Bayern im Vergleich
zum Durchschnitt der alten
Flächenländer ist auch bei der
Verschuldung erkennbar. Ende
2015 betrugen die konsolidierten
Schulden in Bayern 2.893 Euro
pro Einwohner. Davon entfielen
1.118 Euro bzw. 38,6 % auf die
Kommunen. Im Durchschnitt der
alten Flächenländer lag der kon-

solidierte Schuldenstand dage-
gen bei 9.097 Euro. Davon ent-
fielen 2.072 Euro bzw. 22,8 %
auf die Kommunen.

Bayern wendet als eines der
wenigen Bundesländer mit 688
Euro pro Einwohner einen er-
heblich über dem Durchschnitt
von 462 Euro liegenden Anteil
seiner verfügbaren Mittel für
Sachinvestitionen auf. Auch die
bundesdurchschnittlichen Ab-
schreibungen von 589 Euro pro
Einwohner werden damit deut-
lich übertroffen. Ohne diese In-
vestitionen erweitert sich das
Land bei der Betrachtung des
Mitteleinsatzes pro Einwohner
nach Zinsen, Versorgung und
Sachinvestitionen mit 2.982 Eu-
ro und damit einem Niveau
von 91,3 % des Durchschnitts
der alten Flächenländer von
3.265 Euro als sehr sparsam. 

Das gilt auch, wenn wiederum
die niedrigen Sozialausgaben
abgezogen werden. Dabei muss
aber beachtet werden, dass das
Land in vielen Aufgabenberei-
chen von hohen unmittelbaren
Einnahmen profitiert, die für ge-
ringe Zuschussbedarfe mitverant-
wortlich sind. Auch im Vergleich
der Zuschussbedarfe nach Aufga-
ben auf Basis der Haushaltsrech-
nung schneidet Bayern entspre-
chend in vielen Bereichen günsti-
ger als andere Länder ab.

Kostenverteilung

Neben den günstigen Sozial-
ausgaben profitiert das Land
insbesondere von den geringen
Kosten im Bereich „Politische
Führung und zentrale Verwal-
tung“. Deutlich über dem
Durchschnitt liegen die Ausga-
ben in den Bereichen „Schulen“
und „Versorgung“ sowie in den
Teilbereichen „Gesundheitswe-
sen“, „Sport und Erholung“,
„Ernährung, Landwirtschaft und
Forsten“ sowie „Straßen“. Im
Bereich „Energie- und Wasser-
wirtschaft, Gewerbe, Dienstlei-
stung“ sind die Ausgaben hinge-
gen unterdurchschnittlich.

Deutlich höhere
Steuerkraft

Bis zum Jahr 2020 dürfte die
Einwohnerzahl Bayerns mit ei-
nem Zuwachs von 2,9 % deutlich
stärker zunehmen als die der al-
ten Flächenländer mit 1,7 %. Die
Steuerkraft vor dem Finanzaus-
gleich und der Umsatzsteuerver-
teilung nimmt in Bayern bis 2020
mit einem Plus von 24,0 % deut-
lich stärker zu als im Durch-
schnitt der alten Flächenländer
von 22,0 %. Die Versorgungsaus-
gaben werden 2020 mit 709 Euro
je Einwohner 9 Euro unter dem
Durchschnitt der alten Flächen-
länder liegen. Das Land wird zu-
sätzlich von günstigen Zinsausga-
ben (149 Euro je Einwohner unter
dem Durchschnitt der alten Län-
der) profitieren. Die verbleibende
Finanzmasse nach Zinsen und
Versorgung liegt trotz niedriger
Kommunalsteuersätze mit 4.712
Euro bzw. 106,8 % der alten
Flächenländer weit über dem
Durchschnitt.

Platz an der Sonne

Bei den eingesetzten Mitteln
nach Zinsen und Versorgung lie-
gen die zulässigen jährlichen
realen Steigerungsraten in Bay-
ern bei 3,7 %, im Durchschnitt
der alten Flächenländer bei 
1,8 %. Folgt die Reform des fö-
deralen Finanzausgleichs dem
Ländermodell, dürfte der Zu-
wachs in Bayern sogar 4,2 % be-
tragen und damit 2 Prozentpunkte
über dem Durchschnitt liegen.

Bayern wird deshalb selbst
bei einer deutlichen Verschlech-
terung der wirtschaftlichen Rah-
menbedingungen keine Proble-
me mit dem Einhalten der
Schuldenbremse bekommen.
Das Land verteidigt auch in die-
sem Jahr unangefochten seinen
ersten Rang im PwC-Nachhal-
tigkeitsranking. DK

Geschäftsklimaindex 2016
für Großraum Passau

Ergebnisbericht der Studentischen Unternehmensberatung INSTEAD e. V. 

Im Rahmen eines internen Projekts hat die studentische Un-
ternehmensberatung an der Universität Passau INSTEAD e. V.
einen Geschäftsklimaindex 2016 für den Großraum Passau er-
stellt. Dabei gaben ca. 250 Unternehmen zu ihrer Wirtschafts-
lage und ihren Prognosen für die kommenden zwölf Monate
Auskunft. 

Vorbild für den Passauer GKI
ist der ifo-Geschäftsklimaindex,
der vom Leibniz-Institut für
Wirtschaftsförderung monatlich
herausgegeben wird. Seit Jahr-
zehnten ist er ein Indikator für
die wirtschaftliche Entwicklung
in Deutschland. Da ein bundes-
weiter Index jedoch die regionale
Situation nicht optimal erfassen
kann, versucht INSTEAD e. V.,
vorhandene Lücken durch die
Erstellung des regionalen GKIs
zu schließen. 

Positivere Tendenz der
künftigen Geschäftslage

Wie die Befragung ergab,
zeichnet sich grundsätzlich eine
positivere Tendenz der zukünf-
tigen Geschäftslage gegenüber
den vergangenen zwölf Mona-
ten ab. 51 Prozent der Befragten
- identisch mit den Zahlen aus
dem Vorjahr - schätzen die wirt-
schaftlichen Rahmenbedingun-
gen für den Großraum Passau
als „gut“ ein. Verglichen zum
Jahr 2015 beurteilen jedoch we-
niger Unternehmer, nämlich le-
diglich fünf Prozent, die wirt-
schaftlichen Rahmenbedingun-
gen als „schlecht“.

Besonders die Produktions-
branche bewertet die wirtschaft-
lichen Rahmenbedingungen in
Passau als „gut“ (62 Prozent).
Während knapp über die Hälfte
der Händler Passau als „gut“
bewerten (54 Prozent), sehen
acht Prozent ihrer Kollegen das
nicht so. Auffällig ist, dass das
Gastgewerbe den Großraum
Passau mindestens als „befrie-
digend“ oder besser einschätzt.
Unternehmen im Bereich Fi-
nanzen & Recht geben ähnliche
Einschätzungen ab wie Dienst-
leister: Knapp jeweils fünf Pro-
zent bewerten die wirtschaftli-
chen Rahmenbedingungen als
„schlecht“, ungefähr die Hälfte
als „befriedigend“ und nur 45
Prozent (Finanzsektor) bzw. 47
Prozent (Dienstleistung) als
„gut“.

Eine positive Veränderung
zeigt sich bei der aktuellen Ge-
schäftslage der Unternehmen in
der Region. 59 Prozent (2015:

55 Prozent) schätzen ihre aktu-
elle Geschäftslage als positiv
ein. Im Gegensatz dazu empfin-
den knapp zehn Prozent ihre
derzeitige Geschäftslage als
schlecht, was einen geringfügi-
gen Anstieg von einem Prozent-
punkt gegenüber dem Vorjahr
bedeutet.

Ein deutlicher Unterschied
zum Vorjahr ist bei der Ent-
wicklung der Beschäftigtenan-
zahl erkennbar: Lediglich 18
Prozent der Unternehmen ha-
ben in den vergangenen zwölf
Monaten neue Mitarbeiter ein-
gestellt. Im Vergleich zum
Vorjahr ergibt das ein Minus
von zwölf Prozentpunkten.
Positiv zu verzeichnen ist hin-
gegen, dass lediglich acht Pro-
zent der Unternehmen Mitar-
beiter entlassen haben, was ei-
ne Verbesserung von fünf Pro-
zentpunkten zum Vorjahr be-
deutet.

Umsatzentwicklung

Auf die Frage, wie sich der
Umsatz des Unternehmens in
den letzten zwölf Monaten ent-
wickelt hat, antworteten 34 Pro-
zent (2015: 43 Prozent), dass
dieser zugenommen hat. Gleich-
zeitig verzeichnen knapp 15
Prozent (2015: 14 Prozent) der
Unternehmen einen zurückge-
henden Umsatz. Dieses Ergeb-
nis führt zu der Annahme, dass
eine tendenzielle Stagnation zu
erkennen ist.

Kostenentwicklung

Ein Blick auf die Kostenent-
wicklung zeigt, dass für 49 Pro-
zent der Unternehmen die Ko-
sten mindestens „gleich geblie-
ben“ sind oder sogar „abgenom-
men“ haben. Trotzdem sind sie
für über die Hälfte der Unter-
nehmen (51 Prozent) angestie-
gen. Im Vorjahr haben aller-
dings nur 59 Prozent der Unter-
nehmen über steigende Kosten
geklagt.

Nur 27 Prozent (2015: 38
Prozent) der Unternehmen ge-
ben an, dass sich ihre Ertragsla-
ge in den vergangenen 12 Mo-

naten verbessert hat. Im Gegen-
satz dazu lässt sich bei fast
ebenso vielen Unternehmen ei-
ne Verschlechterung der Ge-
schäftslage (20 Prozent) ver-
zeichnen, kongruent zum Ge-
schäftsklima des Vorjahres (18
Prozent).

Was die zukünftige Entwick-
lung ihres Unternehmens anbe-
langt, sind 85 Prozent der Be-
fragten der Meinung, einer
„gleichbleibenden“ oder „gün-
stigeren“ Geschäftslage entge-
genzublicken. Diese Einschät-
zung hat sich im Vergleich zum
Vorjahr geringfügig verbessert
(2015: 83 Prozent).

Investitionen

Zu stagnieren scheinen die
positiven Erwartungen der Un-
ternehmer und Unternehmerin-
nen an den Umsatz im kom-
menden Jahr. Zwar erwarten
beinahe genauso viele Firmen
(12 Prozent) einen fallenden
Umsatz wie bereits 2015 (13
Prozent), jedoch sind weniger
Unternehmen der Meinung, in
den kommenden 12 Monaten
einen zunehmenden Umsatz
verzeichnen zu können.

58 Prozent planen mit gleich-
bleibenden Investitionsausgaben.
Das ergibt einen Unterschied von
17 Prozentpunkten im Vergleich
zum Vorjahr (41 Prozent). Ledig-
lich 25 Prozent planen, mehr
Geld zu investieren (2015: 30
Prozent) und 17 Prozent rechnen
mit geringeren Investitionsausga-
ben (2015: 21 Prozent).

Mitarbeiterentwicklung

Auch die Mitarbeiterentwick-
lung zeigt im Vergleich zum
Vorjahr leicht stagnierende
Tendenzen. Nur noch knapp 18
Prozent möchten bzw. können
neues Personal einstellen und
somit expandieren. 45 Unter-
nehmen gaben an, ihre Mitar-
beiterzahl nicht erhöhen zu
wollen. Im Vorjahr wollten im-
merhin noch 31 Prozent der
Unternehmen ein Mitarbeiter-
wachstum anstreben. Dieser
Trend ist laut einigen Unter-
nehmen auch auf die sinkende
Zahl der Fachkräfte zurückzu-
führen. Gleichzeitig planen we-
niger der Befragten (fünf Pro-
zent), Mitarbeiter zu entlassen
(2015: sechs Prozent). DK

Kommunalforum derSparkasse Oberpfalz Nord:

Verlässlicher Partner
der Kommunen

In der Burg Falkenberg hat das Kommunalforum der Sparkasse
Oberpfalz Nord stattgefunden. Vertreter der Städte und Gemein-
den der Region erlebten ein interessantes und abwechslungsrei-
ches Vortragsprogramm in angenehmem Rahmen. 

Hans-Jörg Schön, Mitglied des
Vorstandes der Sparkasse Ober-
pfalz Nord, begrüßte zahlreiche
Bürgermeister, Kämmerer, Stadt-
und Gemeindeverantwortliche. 

Diese konnten sich an diesem
Vormittag nicht nur von Friderike
Gawlik, Juristin und Spezialistin
des Sparkassenverbandes Bayern
mit dem Vortrag „EU-Beihilfe-
recht in der Kreditwirtschaft“ in-
formieren. Die Juristin bot einen
interessanten Einblick zu diesem
umfangreichen Thema. 

Möglichkeiten des Leasings

Auch Thomas Schell, Firmen-
kundenbetreuer und Leasingspe-
zialist der Sparkasse referierte mit
dem Vortrag „Leasing GUT für
die Kommunen“ und zeigte Mög-
lichkeiten des Leasings für die
Kommunen auf. 

„Einen Raum für die Analyse

aktueller Entwicklungen und den
fachlichen Austausch über Her-
ausforderungen der Kommunal-
finanzierung schaffen – das ist
das Ziel des „Kommunalfo-
rums“, so Sandra Koos, Kom-
munalkundenbetreuerin und Or-
ganisatorin der beliebten Veran-
staltungsreihe. 

„Für uns als lokal verankertes
Kreditinstitut ist das Kommu-
nalforum Teil unseres ganzheit-
lichen Betreuungsangebotes für
Städte und Gemeinden, an deren
Seite wir uns für eine lebens-
werte Zukunft unserer Region
engagieren“, erläuterte Sparkas-
sen-Vorstandsmitglied Hans-
Jörg Schön.

Herbert Bauer, Erster Bürger-
meister von Falkenberg, freute
sich, dass das Kommunalforum
in den Räumen der Burg statt-
fand und sagte: „So wird regio-
nale Verbundenheit gelebt.“ 

Erste Reihe vorne links: Erster Bürgermeister von Falkenberg
Herbert Bauer und Hans-Jörg Schön, Mitglied des Vorstandes
Sparkasse Oberpfalz Nord (erste Reihe dritter von links) sowie
die Organisatorin Sandra Koos (zweite Reihe Mitte) begrüßten
die Teilnehmer des diesjährigen Kommunalforums; aktiv mit-
gewirkt haben die Referenten Friderike Gawlik, Juristin SVB
(erste Reihe zweite von rechts) und Leasingspezialist Thomas
Schell, Firmenkundenbetreuer der Sparkasse Oberpfalz Nord
(letzte Reihe zweiter von links). 
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Smart Meter Projektfinanzierung der Deutschen Leasing:

Professionelle Begleitung
von Stadtwerken

Die Energiewende bedeutet für alle Stadtwerke einen hohen
Investitionsbedarf. Nicht nur die Prozesse und Systeme müssen
den Anforderungen entsprechend neu aufgestellt werden, ins-
besondere die Umstellung auf digitale Messsysteme, für die ab
2017 der gesetzlich vorgeschriebene Roll-out beginnt, sorgt für
hohe Budgetbelastungen bei Stadtwerken. Die Digitalisierung
und damit verbundene IT-Infrastruktur wird somit zum zen-
tralen Erfolgsfaktor eines jeden Stadtwerks im zunehmend
kompetitiveren Umfeld.

Die Anforderungen an Stadt-
werke wachsen: Ausbau von er-
neuerbaren Energiequellen, zu-
nehmende Dezentralisierung von
Stromerzeugern und höhere Er-
wartungshaltung an die Daten-
und Informationsbereitstellung
der Kunden sind aktuelle Themen
bei den Lokalversorgern. Ab
kommendem Jahr wird zudem
das digitale Messwesen als Basis
für eine intelligente Netzsteue-
rung zum Standard gehören.
Doch dafür werden entsprechen-
de Messsysteme benötigt, die zu-
sätzliche Investitionen in lei-
stungsfähige Server- und Stora-
gesysteme sowie Softwarelösun-
gen, mit sich ziehen.

„Wir sind regelmäßig bei den
Lokalversorgern vor Ort, damit
wir deren Herausforderungen und
Bedürfnisse bestmöglich verste-
hen“, macht Christian Bock, Ge-
schäftsführer Information Tech-
nology der Deutschen Leasing,
deutlich. „Die Anforderungen an
die Stadtwerke sind in den letzten
Jahren in allen Bereichen massiv
gewachsen. Dabei entwickelt sich
die IT zunehmend zur tragenden
Säule des sich verändernden
Kerngeschäfts. Von der Umstel-
lung auf digitale Messsysteme
über die Verarbeitung von immer
mehr Daten, unter anderem zur
Netz- und Produktionssteuerung,
bis hin zu Online-Services für
Kunden oder die digitale Vernet-
zung der Installateure vor Ort.“ 

Kostenneutraler Roll-out
der digitalen Messsysteme

Die Umstellung auf digitale
Messsysteme birgt aktuell das
wohl größte und wichtigste Inve-
stitionsvolumen für Stadtwerke.
Bock: „Für den Roll-out von digi-

talen Messsystemen haben wir
ein Produkt entwickelt, mit dem
dieser aufwandsneutral realisiert
werden kann.“ 

Vor der eigentlichen Laufzeit
der Finanzierung steht bei die-
sem Produkt immer die Sam-
melphase, in der alle anfallen-
den Kosten vom Finanzdienst-
leister übernommen werden.
Hierbei kann es sich um die
Messsysteme selbst handeln,
aber auch Kosten für Installati-
on oder Beratung, Softwareap-
plikationen oder Hardwarebe-
schaffungen. „Alle entstehen-
den Kosten werden auf die
Grundeichzeit der Messsysteme
umgelegt. Erst wenn alle Mess-
systeme in dem Zeitraum der
Sammelphase installiert wurden
und daraus auch entsprechende
Rückflüsse durch die Preisober-
grenzen entstehen, beginnt die
Laufzeit der Finanzierung“, er-
klärt Bock. 

So werden die Raten aus lau-
fenden Erträgen bezahlt. Die
Laufzeit der Finanzierung ori-
entiert sich an der Eichdauer der
Messsysteme. Die Stadtwerke
zahlen also nur für die tatsächli-
che Nutzungsdauer und behal-
ten die volle Kontrolle und
Transparenz über ihre Ausgaben
und Einnahmen. Das Modell ist
revolvierend für die gesamte
Dauer des Roll-outs und – auf
Wunsch – auch darüber hinaus. 

Am Ende der Laufzeit der Fi-
nanzierung können die Messsys-
teme weiter verwendet werden
zu günstigeren Raten, zurückge-
geben oder übernommen wer-
den. Es ist auch möglich, einen
automatischen Eigentumsüber-
gang der Messsysteme nach der
Grundeichzeit zu realisieren.
Somit entstehen keine weiteren

Kosten für eventuelle Nach-
eichperioden. Durch den revol-
vierenden Aufbau des Modells
befindet sich das Stadtwerk zu
jedem Zeitpunkt in einer Sam-
melphase, um alle anfallenden
Kosten auffangen zu können.

Hardware-Finanzierung
bietet Flexibilität

Zur optimalen Kommunikati-
on der digitalen Messsysteme
mit dem Stadtwerk muss jedoch
auch die Hard- und Software-
infrastruktur passen. Ein Ziel
muss deshalb sein, eine zu-
kunftssichere Hardware-Land-
schaft zu etablieren, die sich
analog zu den Bedürfnissen der
Stadtwerke weiterentwickelt.
Um dies erfüllen zu können ist
ein regelmäßiger Austausch der
Hardware notwendig. Zur Si-
cherstellung eines solchen  re-
gelmäßigen Austauschs gibt es
Hardware Life-Cycle-Finanzie-
rungen.

Diese Life-Cycle-Finanzierung
unterstützt die Stadtwerke wäh-
rend jeder Phase der Hardware
Beschaffung: 
 Die Laufzeit der Finanzierung
wird individuell besprochen. Die
Finanzierung kann dabei zur Op-
timierung der Unternehmens-
kennzahlen auch außerhalb der
Bilanz dargestellt werden. 
 Mit einer Finanzierung wird
durch die Einrechnung echter

Restwerte nicht der volle Kauf-
preis amortisiert. Dadurch entste-
hen spürbar weniger Kosten als
mit einer Finanzierung aus eige-
nen Mitteln. 
 Am Ende der Finanzierungs-
laufzeit können die Geräte über-
nommen, zurückgegeben oder
der Vertrag verlängert werden. 
 Wird regelmäßig neue Hard-
ware benötigt, unterstützt ein
Rahmenvertrag dabei, bei Bedarf
jederzeit neue Geräte einzukau-
fen und in die Finanzierung zu in-
tegrieren. 

Software einfach
vorfinanziert

Für die erfolgreiche Digitalisie-
rung des Stadtwerks müssen
Hard- und Software optimal zu-
sammen arbeiten. Meistens ist da-
mit erheblicher Kosten- und Zeit-
aufwand verbunden. Speziell die
Phase des Customizing, also der
Anpassung der Software an die
jeweiligen Bedürfnisse, ist lang-
wierig und kostenintensiv. „Mit-
hilfe einer Vorfinanzierungphase
können alle entstehenden Kosten
erst mal vom Finanzierungspart-
ner übernommen werden. Darun-
ter fallen zum Beispiel sogar Auf-
wendungen für Beratung, eigene
Mitarbeiter oder Key User Schu-
lungen. Somit muss kein ho-
hes Budget für die Implementie-
rung der neuen Software-Lösung
bereitgehalten werden“, unter-
streicht Bock. 

Die Dauer der Vorfinanzie-
rungsphase richtet sich nach der
Komplexität des jeweiligen Pro-
jektes. Erst nach Go Live der neu-
en Software werden Finanzie-
rungsraten fällig. Somit können
die Kosten aus den laufenden Er-
trägen beglichen werden. 

Halbjahresbilanz 2016:

BayernLB zeigt Stärke
im Kundengeschäft

Der BayernLB-Konzern hat im ersten Halbjahr 2016 ein Ergebnis
vor Steuern von 409 Mio. Euro erzielt. Damit lag der Gewinn auf
dem guten Niveau des Vorjahres (433 Mio. Euro). Das Konzerner-
gebnis nach Steuern verbesserte sich leicht auf 314 Mio. Euro (Vj.:
310 Mio. Euro). Die Cost-Income-Ratio lag mit 52,9 Prozent wie-
derum auf einem auch im Wettbewerbsvergleich erfreulichen Le-
vel. Die Eigenkapitalrentabilität erreichte 9,3 Prozent.

„Wir haben trotz der Niedrigzin-
sen und steigender Aufwendungen
für Regulatorik einmal mehr ein
gutes Halbjahresergebnis erwirt-
schaftet“, so Johannes-Jörg Rieg-
ler, Vorstandsvorsitzender der
BayernLB. „Wir profitieren im
harten Wettbewerb weiter von un-
serer Stärke im Kundengeschäft
und unserer erfolgreichen Positio-
nierung am Markt als Partner für
die deutsche Wirtschaft. Unser
gutes Abschneiden beim aktuellen
Bankenstresstest ist ein erneuter
Beweis für die Stabilität unseres
Geschäftsmodells. Mit den Ra-
tingupgrades im ersten Halbjahr
rücken wir in die Spitzengruppe
der deutschen Banken.“

Der Zinsüberschuss ging vor
dem Hintergrund des noch niedri-
geren Zinsniveaus auf 728 Mio.
Euro zurück (Vj.: 824 Mio. Euro).
Der Provisionsüberschuss stieg
auf 119 Mio. Euro (Vj.: 110 Mio.
Euro).

Gute Portfolioqualität und hohe
Auflösungen führten zu einer
niedrigen Risikovorsorge im Kre-
ditgeschäft in Höhe von -4 Mio.
Euro (Vj.: 13 Mio. Euro). Das Er-
gebnis aus der Fair-Value-Bewer-
tung betrug 13 Mio. Euro (Vj.: -52
Mio. Euro). Das Ergebnis aus Fi-
nanzanlagen lag bei 216 Mio. Eu-
ro (Vj.: 207 Mio. Euro). Darin ent-
halten sind 142 Mio. Euro, die aus
dem Verkauf des Anteils an der Vi-
sa Europe Ltd. an die US-amerika-
nische Visa Inc. resultieren. 

Der leichte Anstieg des Verwal-
tungsaufwands um 3,2 Prozent
auf 578 Mio. Euro ist primär auf
die Erstkonsolidierung der Bayern
Card-Services GmbH – S-Fi-
nanzgruppe (BCS) mit rund 260
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
zurückzuführen. Der Aufwand
aus Bankenabgabe und Einlagen-
sicherung belastete das Ergebnis
mit insgesamt 93 Mio. Euro. Hier-
in enthalten sind mit 51 Mio. Euro
die Bankenabgabe sowie mit 42
Mio. Euro der Beitrag zum Einla-
gen-Sicherungssystem der Spar-
kassen-Finanzgruppe.

Die Bilanzsumme der Bayern-
LB betrug zum 30. Juni dieses
Jahres 224,3 Mrd. Euro und lag
damit 4,0 Prozent über dem Vor-
jahresultimo. Das Kreditvolumen
konnte trotz verhaltener Kredit-
nachfrage um 3,0 Prozent auf
180,7 Mrd. Euro gesteigert wer-
den. Die risikogewichteten Aktiva
(RWA) konnten durch stringentes
Management um 1,7 Prozent auf
68,4 Mrd. Euro reduziert werden.

Mit der Feststellung des Jahres-
abschlusses am 14. April hat die
BayernLB 1,3 Mrd. Euro der stil-
len Einlage an den Freistaat Bay-
ern zurückgeführt. Die Kapital-
ausstattung der Bank ist dennoch
weiterhin solide. Die CET1-Quo-
te lag bei 12,7 Prozent (31. De-
zember 2015: 15,1 Prozent), „ful-
ly loaded“ bei 11,3 Prozent (31.
Dezember 2015: 12,0 Prozent).
Die Eigenkapitalrentabilität er-
reichte im ersten Halbjahr 2016
9,3 Prozent (Vj.: 9,0 Prozent). Die
Cost-Income-Ratio blieb auf er-
freulichem Niveau und betrug
52,9 Prozent (Vj.: 49,6 Prozent).

Die gute Portfolioqualität und
somit auch die Stabilität des Ge-
schäftsmodells der BayernLB 
kamen beim Bankenstresstest der
European Banking Authority
(EBA) im Juli zum Ausdruck.
Selbst im Stressszenario unter der
strengen „fully loaded“-Sicht, das
einen konjunkturell- und vermö-
genspreisbasierten Schock auf 
europäische Banken simuliert,
schnitt die BayernLB im Vergleich

zu anderen Banken mit einem
guten Ergebnis ab.

Die Ratingagentur Moody’s hat
das langfristige Emittentenrating
der BayernLB Anfang des Jahres
auf A2 angehoben. Fitch verbes-
serte das Standalone-Rating (Via-
bility Rating) der BayernLB im
Mai um zwei Notches auf bbb.
Die Ratingupgrades erweitern die
Geschäftsmöglichkeiten der Bay-
ernLB und stärken die Wettbe-
werbsfähigkeit der Bank durch
verbesserte Refinanzierungskon-
ditionen.

Operative Segmente
im Überblick

Im Segment Corporates & Mit-
telstand betrug das Ergebnis vor
Steuern 118 Mio. Euro (Vj.: 175
Mio. Euro). Eine wesentliche Ur-
sache für den Ergebnisrückgang
liegt in der Risikovorsorge, die mit
22 Mio. Euro (Vj.: 52 Mio. Euro)
zwar positiv zum Ergebnis bei-
trug, im vorangegangenen Ge-
schäftsjahr allerdings von deutlich
höheren Eingängen auf abge-
schriebene Forderungen profitier-
te. Zins- und Provisionsüberschuss
konnten trotz weiterhin zurückhal-
tender Investitionsbereitschaft und
des unverändert kompetitiven
Marktumfelds mit insgesamt 201
Mio. Euro (Vj.: 210 Mio. Euro)
stabil gehalten werden.

Im Segment Immobilien &
Sparkassen/Verbund konnte das
Ergebnis vor Steuern mit 119
Mio. Euro (Vj.: 98 Mio. Euro) im
Vergleich zum Vorjahreszeitraum
um mehr als ein Fünftel gesteigert
werden. Hervorzuheben sind die
weiterhin erfreuliche Entwicklung
des Neugeschäftsvolumens im
Bereich Immobilien sowie ein Er-
gebnisanstieg bei der BayernLabo
durch eine Steigerung des Zinsü-
berschusses und positive Bewer-
tungseffekte.

Das Segment DKB hat ein Er-
gebnis in Höhe von 263 Mio.
Euro (Vj.: 154 Mio. Euro) er-
wirtschaftet. Die Fortsetzung der
positiven Geschäftsentwicklung
der DKB spiegelt sich vor allem
im erneut hohen Zinsüberschuss
in Höhe von 386 Mio. Euro wi-
der (Vj.: 387 Mio. Euro). Gleich-
zeitig konnte das Kreditvolumen
im Infrastruktur- und Firmen-
kundengeschäft erneut gesteigert
werden.

Das Segment Financial Mar-
kets schloss das erste Halbjahr des
Geschäftsjahres 2016 mit einem
Ergebnis vor Steuern von -49
Mio. Euro (Vj.: 149 Mio. Euro)
ab. Der Ergebnisrückgang ist auf
das niedrige Zinsniveau sowie
Bewertungseffekte zurückzu-
führen. Die für die Kundenseg-
mente erwirtschafteten Erträge
aus Financial Markets Produkten
lagen trotz marktbedingt verhalte-
ner Nachfrage leicht über Vorjah-
resniveau.

Trotz äußerst herausfordern-
dem wirtschaftlichem Umfeld
und weiter steigender regulatori-
scher Anforderungen rechnet die
BayernLB aufgrund der guten
Portfolioqualität und ihrer stabi-
len Kundenbasis auch für das
Jahr 2016 mit einer soliden ge-
schäftlichen Entwicklung. Aller-
dings stellen insbesondere geo-
politische Risiken sowie die wei-
tere Entwicklung des Ölpreises,
der Zinsen und der Wechselkur-
se Unsicherheitsfaktoren dar. Für
das Jahr 2016 wird erneut ein
positives Ergebnis vor Steuern
im mittleren dreistelligen Millio-
nenbereich erwartet. 

BayernLabo:

Auszeichnung für
Verdienste um 

Barrierefreiheit im Freistaat 
Sozialstaatssekretär Hintersberger überreicht Signet

„Bayern barrierefrei - Wir sind dabei“
Bayerns Sozialstaatssekretär Johannes Hintersberger hat den
Geschäftsleitern der BayernLabo Dr. Michael Bauer, Heinrich
Rinderle und Dr. Jürgen Hartwig das Signet „Bayern barrie-
refrei - Wir sind dabei“ überreicht. Die Bayerische Staatsregie-
rung würdigt damit den Beitrag der BayernLabo zur Barrie-
refreiheit im Freistaat Bayern.

Hintersberger hob besonders
den „Inklusionskredit Kommu-
nal Bayern“ hervor. Mit zins-
günstigen Krediten unterstützt
die BayernLabo Investitionen
zur Reduzierung und Beseiti-
gung von Barrieren sowie zum
alters- und behindertengerech-
ten Umbau der kommunalen In-
frastruktur.

Leistungsfreie Darlehen

Seit Auflage des Programms
im Jahr 2013 hat die BayernLa-
bo insgesamt 64 Maßnahmen in
allen bayerischen Regierungs-
bezirken gefördert. Sie unter-
stützt damit das Ziel der Staatsre-

gierung, Bayern bis 2023 im öf-
fentlichen Raum barrierefrei zu
machen. Darüber hinaus leistet
die BayernLabo durch ihre
Wohnraumförderung einen wich-
tigen Beitrag zur Barrierefrei-
heit. 

Im Rahmen des Bayerischen
Wohnungsbauprogramms un-
terstützt sie mit leistungsfreien
Darlehen bauliche Anpassungen
an die Bedürfnisse von älteren
Menschen und Menschen mit
Behinderung.

Allein 2015 hat die Bayern-
Labo Baudarlehen in Höhe von
17,7 Millionen Euro zur Moder-
nisierung von 2.120 Wohnun-
gen ausgereicht. 

Bei der Übergabe des Signets - von links: Heinrich Rinderle (Mit-
glied der Geschäftsleitung der BayernLabo), Manfred Pongratz
(Stv. Mitglied der Geschäftsleitung), Sozialstaatssekretär Johan-
nes Hintersberger, Wolfgang Meier (Abteilungsleiter „Organisa-
tions- und Grundsatzaufgaben“), Dr. Michael Bauer (Sprecher
der Geschäftsleitung), Dr. Jürgen Hartwig (Mitglied der Ge-
schäftsleitung), Wolfgang Schmidt (Abteilungsleiter „Kommunal-
kredit Bayern“). Foto: Alexander Göttert

BayernLabo eröffnet
Förderstützpunkt 

in Grafenau
Bayerns Finanz- und Heimatminister Dr. Markus Söder
hat den neuen Förderstützpunkt der BayernLabo in Gra-
fenau eröffnet. Das Büro startet mit zehn Mitarbeitern,
der Schwerpunkt liegt auf der Förderung von Eigenwohn-
raum in Niederbayern und der Oberpfalz sowie der För-
derung der Anpassung von Wohnraum an die Belange von
Menschen mit Behinderung in ganz Bayern. Der neue För-
derstützpunkt wurde im Rahmen der Heimatstrategie der
Bayerischen Staatsregierung geschaffen.

Staatsminister Söder bekräftigt sein Ziel, die Regionalisie-
rung von Behörden und staatlichen Einrichtungen tatkräftig
fortzuführen: „Alle Regierungsbezirke Bayerns profitieren
von den Verlagerungen, wir setzen ein starkes Signal für die
weitere Entwicklung des ländlichen Raums. Bei der Bayern-
Labo in Grafenau wurden zusätzlich qualifizierte Arbeitsplätze
geschaffen, die der Region zu Gute kommen.“

Unterstützung der Region

„Wir freuen uns über unser neues Standbein in Niederbay-
ern“, betont Dr. Michael Bauer, Sprecher der Geschäftsleitung
der staatlichen Kommunal- und Förderbank BayernLabo. „Die
BayernLabo hat in Niederbayern und der Oberpfalz allein seit
2008 den Bau oder Erwerb von rund 3.700 Eigenwohnungen
sowie den Barriereabbau in rund 2.100 Wohnungen fördern
können.“

„Mit dem Förderstützpunkt der BayernLabo in Grafenau un-
terstützen wir auch die Region. Die künftige Nähe ermöglicht
die Förderung von Wohneigentum sowie die Beratung für einen
barrierefreien Umbau vor Ort“, macht Dr. Edgar Zoller, stell-
vertretender Vorstandsvorsitzender der BayernLB, deutlich.

Der neue Förderstützpunkt der BayernLabo liegt am Stadt-
platz 16, Leiter ist Norbert Kellermann. Sein Team besteht aus
neun Kolleginnen und Kollegen, davon sieben aus der Region.
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Genossenschaftsverband Bayern:

Gros zum Vorstandsvorsitzenden 
und Präsidenten berufen

Der Verbandsrat des Genossenschaftsverbands Bayern
(GVB) hat das bisherige Vorstandsmitglied Jürgen Gros (47)
mit sofortiger Wirkung zum
Vorstandsvorsitzenden und
Präsidenten des GVB berufen.
Das gab der Vorsitzende des
Verbandsrats und des Perso-
nalausschusses, Wolfgang Alt-
müller, vor kurzem bekannt. 

Gros gehört dem Vorstand
des GVB seit 2015 an. Für den
Verband arbeitet er seit 2005.

„Dr. Gros ist ein erfahrener
Interessenvertreter und lang-
jähriger Kenner des GVB so-
wie genossenschaftlicher Ver-
bands- und Verbundstruktu-
ren“, betonte Altmüller.

Einen Lebenslauf von Jürgen Gros und druckfähige Fotos
lassen sich auf der GVB-Webseite abrufen: https://www.gv-
bayern.de/verband/vorstand 

Kritik am Drei-Säulen-Modell im deutschen Bankensektor:

Fehleinschätzung 
von Standard & Poor‘s

Bayerns Volksbanken und Raiffeisenbanken haben keinerlei Ver-
ständnis für die aktuelle Kritik des amerikanischen Ratingunter-
nehmens Standard & Poor’s am Drei-Säulen-Modell des deut-
schen Finanzsektors. Die Analysten werfen Sparkassen und 
Genossenschaftsbanken vor, aufgrund ihrer führenden Markt-
position die Profitabilität des Bankgeschäfts in Deutschland zu 
belasten. Dies vermindere Effizienz und Wettbewerbsfähigkeit
der Branche, wie die Börsen-Zeitung berichtete.

„Wettbewerb ist keine Ausrede
für Schwäche“, kommentiert Jür-
gen Gros, Präsident des Genos-
senschaftsverbands Bayern, die
Kritik. Das dreigliedrige Banken-
system ermögliche es durchaus,
solide Eigenkapitalrenditen zu er-
wirtschaften und Ausschüttungen
an die Eigentümer zu leisten. Das
hätten die Regionalbanken mit
ihren Geschäftsmodellen bewie-
sen, die auf eine flächendeckende
Versorgung von Verbrauchern
und Mittelstand abzielen. 

Gros: „Nur weil verschiedene
Marktteilnehmer mit ihrer eige-
nen Entwicklung unzufrieden

sind, ist das noch lange kein
Grund, das Drei-Säulen-Modell
in Frage zu stellen.“

Aus Sicht des GVB befeuert
Standard & Poor’s eine unsinnige
Debatte. „Die vielfältige Banken-
landschaft in Deutschland hat
sich bewährt. Das sollte späte-
stens nach der Finanzkrise jeder
verstanden haben“, so Gros. Die
Kunden profitierten vom Wettbe-
werb, zugleich sorge das System
für ein hohes Maß an Stabilität.
Gros: „Dieser Standortvorteil
trägt dazu bei, dass die deutsche
Wirtschaft für Wachstum und Be-
schäftigung sorgen kann. 

Gründungsförderung 
weiter stark gefragt

LfA vergibt Gründern im ersten Halbjahr 2016 
knapp 200 Millionen Euro an Förderkrediten

Im ersten Halbjahr 2016 hat die LfA Förderbank Bayern rund
2.200 mittelständische Unternehmen und knapp 90 Kommunen
im Freistaat mit rund 812 Millionen Euro an Förderkrediten un-
terstützt. Das ist ein Zuwachs um rund 2,6 Prozent gegenüber
dem vergleichbaren Vorjahreszeitraum. Ein Viertel des Förder-
kreditvolumens, also knapp 200 Millionen Euro, entfiel dabei auf
die Gründungsförderung für junge Unternehmer, die gegenüber
dem 1. Halbjahr 2015 deutlich angestiegen ist. Gefragt waren
auch Fördermittel im Bereich Umweltschutz sowie innovative
Technologien. 

„Mit der LfA stärken wir den
Mittelstand und machen Bayern
zum Gründerland. Mehr als 800
junge Ideen hat die LfAin diesem
Jahr bereits mit fast 200 Millio-
nen Euro gefördert. Und auch der
etablierte Mittelstand hat vom at-
traktiven Förderangebot der LfA
profitiert. So konnten die Unter-
nehmen über 61.000 Arbeitsplät-
ze im Freistaat sichern und rund
2.100 neue schaffen“, so Bayerns
Wirtschaftsministerin und LfA-
Verwaltungsratsvorsitzende Ilse
Aigner.

Dr. Otto Beierl, Vorstandsvor-
sitzender der LfA, erläutert: „Fi-
nanzierungsnachteile bestehen
für den Mittelstand auch in der
anhaltenden Niedrigzinsphase.

Das zeigt die hohe Fördernach-
frage in der ersten Jahreshälfte.
Neben Gründungen standen für
den bayerischen Mittelstand auch
Investitionen in den Umwelt-
schutz im Fokus. Die Nachfrage
in diesem Bereich hat sich mehr
als vervierfacht. Bei den Investi-
tionen in innovative Technologi-
en können wir ebenfalls einen
Zuwachs von knapp 16 Prozent
verzeichnen.“

Auch die bayerischen Kom-
munen haben im ersten Halbjahr
das Angebot der LfA zum Breit-
bandausbau weiter intensiv
nachgefragt. Im Vergleich zum
Vorjahreszeitraum hat sich das
Zusagevolumen mehr als ver-
dreifacht. 

Ein Jahr Förderstützpunkt
der LfA in Hof

Der Förderstützpunkt der LfA Förderbank Bayern in Hof feiert
seinen ersten Geburtstag. Und das mit einer Erfolgsbilanz: Seit
der Gründung vor einem Jahr haben der Leiter Rüdiger Laß und
sein Team allein über 100 Gründer und Unternehmer aus der Re-
gion persönlich und kostenfrei zu bayerischen Finanzhilfen bera-
ten. Zudem haben sich die Förderexperten intensiv mit Hausban-
ken, Wirtschaftsförderern und Kammern ausgetauscht, um die
Wirtschaftsförderaktivitäten in der Region weiter zu stärken. 

„Wir machen regionale Wirt-
schaftspolitik für ganz Bayern.
Das feste Standbein der LfA in
Oberfranken ist hierfür ein Mu-
sterbeispiel und ein starkes Signal
für Hochfranken. Mit dem Bera-
tungsangebot kurbeln wir Investi-
tionen und Gründungen an. Da-
von profitiert der Wirtschafts-
standort Hochfranken mit den an-
grenzenden Landkreisen nachhal-
tig“, so Bayerns Wirtschaftsmini-
sterin und LfA-Verwaltungsrats-
vorsitzende Ilse Aigner.

Finanz- und Heimatminister
Dr. Markus Söder betont: „2015
war der Startschuss für die größte
bayerische Regionalisierung von
Behörden und staatlichen Ein-
richtungen der letzten Jahrzehnte.
Und die LfA war die erste staatli-
che Einrichtung, die im Rahmen
der Behördenverlagerung ihre
Pforten an einem neuen Standort

geöffnet hat. Der Erfolg des För-
derstützpunkts spricht für sich!
Diese aktive Strukturpolitik
schafft Wachstumschancen in der
Region.“

LfA-Vorstandschef Dr. Otto
Beierl ergänzt: „Unsere Bera-
tung vor Ort in Hof kommt gut
an. Und mit Rüdiger Laß haben
wir einen kompetenten, enga-
gierten und in der Region be-
stens vernetzten Leiter des För-
derstützpunkts. Davon profitiert
die örtliche Wirtschaft: Allein
im ersten Halbjahr 2016 haben
wir in Oberfranken rund 120
Firmen gefördert, die mit unse-
rer Hilfe Investitionen in Höhe
von über 84 Millionen Euro ver-
wirklicht haben. Der Fördereffekt
ist beachtlich: Mehr als 5.100
Arbeitsplätze konnten so gesi-
chert und fast 150 neue geschaf-
fen werden.“ 

Halbjahresbilanz MünchenerHyp: 

Erfolgreiche Entwicklung
weiter verstetigt 

Die Münchener Hypothekenbank eG stärkte im ersten Halbjahr
2016 ihre Ertragskraft weiter. Nach dem Rekordjahr 2015 stieg
der Zins- und Provisionsüberschuss in den ersten sechs Monaten
dieses Jahr um 3 Prozent auf 75 Mio. Euro (2015: 72,9 Mio. 
Euro). „Das erste Halbjahr 2016 bestätigt die Nachhaltigkeit un-
serer Geschäftsstrategie in einem immer wettbewerbsintensiver-
en Marktumfeld“, erklärte Dr. Louis Hagen, Vorstandsvorsitzen-
der der MünchenerHyp. 

So erreichte die Münchener-
Hyp im Neugeschäft mit 2,3 Mrd.
Euro Zusagevolumen erneut das
hohe Niveau des Vorjahres (2015:
2,4 Mrd. Euro). Weitere Zuwäch-
se verzeichnete die Bank im Ge-
schäft mit den genossenschaftli-
chen Partnerbanken und freien
Finanzdienstleistern. Der Absatz
privater Immobilienfinanzierun-
gen über diese Kanäle stieg um
5 Prozent auf über 1,5 Mrd. Euro. 

Die von der Schweizer PostFi-
nance vermittelten Wohnimmobi-
lienfinanzierungen entwickelten
sich rückläufig, da in der Schweiz
die Nachfrage am Immobilien-
und Immobilienfinanzierungs-
markt nachließ. In der gewerbli-
chen Immobilienfinanzierung –
einschließlich der Finanzierung
von Wohnungsunternehmen –
hielt sich das Zusagevolumen mit
über 500 Mio. Euro auf Vorjah-
reshöhe.

„Wir sind mit der Entwicklung
unseres Neugeschäfts zufrieden.
Es zeigt, dass man auch in der 
aktuellen, von einer höheren 
Risikoneigung gekennzeichneten
Marktsituation mit konservativen
Finanzierungsgrundsätzen erfolg-
reich sein kann“, stellte Louis Ha-
gen fest.

Am Kapitalmarkt konnte sich
die MünchenerHyp weiter zu gut-

en und stabilen Konditionen refi-
nanzieren. Sie begab bis Ende Ju-
li insbesondere zwei großvolu-
mige Benchmark-Hypotheken-
pfandbriefe, die jeweils stark
nachgefragt wurden. Zunächst
emittierte die Bank im April einen
zehnjährigen Hypothekenpfand-
brief über 500 Mio. Euro, der den
zu diesem Zeitpunkt höchsten Ri-
sikoabschlag in seinem Laufzeit-
segment erzielte. Wenige Monate
darauf konnte die Bank diesen
Hypothekenpfandbrief zu noch
besseren Konditionen um 250
Mio. Euro auf 750 Mio. Euro auf-
stocken. Im Juli folgte ein drei-
jähriger Hypothekenpfandbrief
über 600 Mio. US-Dollar, der in-
ternational eine sehr positive Re-
sonanz fand. 

Die Risikosituation in der Im-
mobilienfinanzierung zeigt sich
weiterhin stabil, die Zuführungen
zur Risikovorsorge bewegen sich
auf niedrigem Niveau. Das Be-
triebsergebnis nach Risikovorsor-
ge stieg um 3,6 Mio. Euro auf
27,1 Mio. Euro. Nach Abzug der
Steuer betrug der zeitanteilige
Jahresüberschuss 14,6 Mio. Euro
(2015: 13,7 Mio. Euro). Die Bi-
lanzsumme belief sich zum 30.
Juni 2016 auf 38,7 Mrd. Euro,
nach 38,1 Mrd. Euro zum Jah-
resende 2015. 

Stiftergemeinschaft der Stadtsparkasse Augsburg:

22 gemeinnützige Initiativen
mit Spenden bedacht 

Inmitten des schönen Botanischen Gartens in Augsburg freuten
sich Vertreter von 22 gemeinnützigen Einrichtungen über finanzi-
elle Zuwendungen von genau 41.975,21 Euro: Die Stadtsparkasse
Augsburg lud Stifter und Begünstigte zur Spendenübergabe und
gegenseitigem Kennenlernen ein. 

Der Trend, Teile seines Vermö-
gens für gemeinnützige Zwecke
zu geben, hält weiter an. Das be-
stätigt Cornelia Kollmer, Kurato-
riumsvorsitzende der Haus der
Stifter - Stiftergemeinschaft der
Stadtsparkasse Augsburg. 

Das Haus der Stifter bietet opti-
male Möglichkeiten und schafft
Mehrwerte für alle: Viele Stifter
erfreuen sich am Schenken und
die Geförderten sind dankbar für
die Unterstützung. 

Unter dem Dach der Stifterge-
meinschaft kann jeder Einzelne
das Gemeinwesen aktiv unter-
stützen und mit seinem Engage-
ment soziale Verantwortung und
das bereits zu Lebzeiten überneh-
men. Der Gönner selbst bestimmt
den Spendenempfänger und kann
so dauerhaft fördern, was ihm am
Herzen liegt. Alle Infos finden
sich auch auf der neugestalteten
Website: www.haus-der-stifter-
augsburg.de 

Die meisten begünstigten Ein-
richtungen kommen aus der Regi-
on: Für die „Albatros“ Hospiz-
Gruppe, nahm Hospizleiterin Re-
nate Flach die Unterstützung in
Empfang. Die Hospizarbeit soll
ein lebenswertes Leben der letzten
Tage in der Umgebung gewährlei-
sten, in der sich der Mensch am
liebsten aufhält und die Angehö-
rigen unterstützen. Die meisten
Mitarbeiter arbeiten bei „Alba-
tros“ ehrenamtlich. Auch An-
gehörige bei der Trauerarbeit zu
unterstützen, gehört zu ihren Auf-
gaben. 

Bunter Kreis e. V., Gründungs-
mitglied Angelika Lang freute
sich sehr über die Unterstützung
der Einrichtung, die seit über 25
Jahren Familien mit chronisch
krebs- und schwerstkranken Kin-
dern in unserer schwäbischen Re-
gion betreut. 

Für die Ortsgruppe Augsburg,
eine von 23 Ortsgruppen in Stadt-
und Landkreis, des BUND Natur-
schutz stellte Bernhard Uffinger
die Natur in den Fokus, sie darf
nicht zu kurz kommen. Gerade
beim Arten- und Biotopschutz ar-
beite man auch eng mit den
Behörden zusammen und gibt z.
B. Bestandsdaten weiter. 

Für Wolfgang Rockelmann,
Bürgerstiftung Sozialstation
Friedberg e. V., steht der Wert des
selbstbestimmten Lebens in den
eigenen vier Wänden im Fokus.
Hierfür bietet die Sozialstation ei-
ne bunte Palette von entlastenden
und das Leben erleichternden
Diensten an. 

Roswitha Kugelmann will mit

dem „contact-Dorf“ ein gemein-
schaftliches Wohnprojekt mitten
in Augsburg errichten - sozial,
ökologisch und ökonomisch aus-
gerichtet. Dafür wurde die „Ge-
meinsam.Besser.Leben“-Stiftung
gegründet. 

Ingeborg Tschierse, stv. Ge-
schäftsführerin, vertrat die Eltern-
initiative krebskranker Kinder in
Augsburg - Lichtblicke e. V., die
krebskranke Kinder und Eltern
während der langen Zeit in der
Klinik unterstützt. 

Für den Fritz-Felsenstein-Haus
e. V. nahm Vorstand Gregor Beck
die Spende entgegen. Der Verein
steht für die Betreuung, Förde-
rung, Therapie und Beratung kör-
perbehinderter Kinder, Jugendli-
cher und Erwachsener. Menschen
mit Behinderung sollen an allen
Teilen des öffentlichen Lebens
teilhaben. 

Konrad Rebholz ist seit 20 Jah-
ren Vorstand des Goldener Saal
Verein e. V. Sponsoren und neue
Mitglieder werden immer gesucht,
schließlich will man bis 2023 die
Rekonstruierung des dritten Für-
stenzimmers im Augsburger Rat-
haus geschafft haben - pünktlich
zum 450. Geburtstag von Elias
Holl. Die Spende aus der Stifterge-
meinschaft trägt dazu bei. 

Die Stiftung Leben-Raum im
Haus der Stifter unterstützt die
Kinder-Direkt Hilfe Ecuador. Die
Mittel fließen in den Erhalt des
Kindergartens San Gabriel. Isa-
bella Abert sen. von der Kinder-
Direkt Hilfe freut sich, dass die
Arbeiten an dem Gebäude weiter-
gehen können. 

Daniel Speinle von der Lebens-
hilfe Augsburg, erzählte von der
Freude, die autistische Kinder
beim spielerischen Lernen mit
dem iPad entwickeln - nur eines
der Projekte, das die Stiftung „Zu-
kunft stiften“ unterstützt. 

Schon viel bewegt hat der För-
derverein „mukis“, u.a. vertreten
durch den Vorsitzenden Ex-MdL
Max Strehle, in der neuen Kinder-
klinik Augsburg und dem Mutter-
Kind-Zentrum Schwaben. Durch
die Arbeit des Fördervereins soll
kleinen Patienten und deren Eltern
der Aufenthalt in der Klinik so an-
genehm wie möglich gemacht
werden. 

Im Haus der Stifter fühlt sich
auch eine Sportstiftung wohl. Die
Post SV-Stiftung wird mit der
Spende Baumaßnahmen der West-
parkschule (KiTa bzw. Grund-
schule) unterstützen, so Post SV-
Präsident Heinz Krötz. 

Auch die Regens-Wagner-Stif-

tungen wurden bedacht, was
Schwester Antonia Stegmiller
freute. Die Regens-Wagner-Stif-
tungen bieten für Menschen mit
Behinderung verschiedene Ange-
bote und Dienstleistungen im Be-
reich Bildung und Ausbildung,
Arbeit und Beschäftigung, Woh-
nen, Beratung und ambulante und
mobile Dienste in 14 regionalen
Zentren an. 

Die Stiftung Afralerchen im
Haus der Stifter unterstützt das
Seniorenheim St. Afra. Der Leiter
des Heims, Gerwin Pootemans,
sagt, dass von der Spende Ge-
sangsbücher gekauft werden. 

Für den „Sozialdienst katholi-
scher Frauen“ bestätigt Karin
Lang, dass die Spende zweckge-
bunden der Mädchenhilfe zugute
kommt. 

Benachteiligten Kindern und
jungen Menschen gleiche Chan-
cen zu bieten hat sich das SOS
Kinderdorf auf seine Fahnen ge-

schrieben, so Helmut Kast, Leiter
des SOS Kinderdorf Augsburg.
SOS in Augsburg steht u.a. für be-
treutes Jugendwohnen, Familien-
beratung, ein Familienzentrum
und eine Kindergrippe. 

Geschäftsführerin Christine
Sieberth schaute für das St. Vin-
zenz Hospiz Augsburg e.V. vor-
bei. Die Spende wird für die Ar-
beit des Hospizdienstes und die
menschenwürdige Sterbebeglei-
tung eingesetzt. Neben dem sta-
tionären Hospiz in Hochzoll
gehört auch ein ambulanter Hos-
piz- und Palliativberatungsdienst,
Hospizarbeit in Alten- und Pflege-
heimen und Trauerbegleitung zu
den Aufgaben des Vereins. 

Der Tierschutzverein Augsburg
und Umgebung erhält seine Spen-
de gezielt für den Bau des Kat-
zenhauses aus der Stiftung Samt-
pfoten im Haus der Stifter. Mit
dem Bau soll im kommenden
Jahr begonnen werden. 

Stadtsparkasse München: 

Keine Gebührenerhöhung
für Geringverdiener

Die Stadtsparkasse München hat zum 1. Juli ihre Kontoführungs-
gebühren erhöht; die erste Erhöhung seit 13 Jahren. Heute wurde
die gute Nachricht verkündet: Für Geringverdiener und Besitzer
des München-Passes ändert sich der Preis nun doch nicht.

Das Girokonto Komfort kostet
seit 01. Juli 7,95 Euro monatlich,
also 3 Euro mehr als vorher. Für
2,95 Euro im Monat bekommt
man das Girokonto Individual,
muss aber für alle Leistungen –
bis auf eine Einzahlung und vier
Auszahlungen – extra zahlen. Ein
Online-Konto kostet 4,95 Euro.
Zahlt man monatlich mehr als
1.750 Euro ein, ist es jedoch kos-
tenfrei. 

Menschen mit wenig Geld
müssen ebenso nur 4,95 Euro mo-
natlich zahlen, wenn sie weniger
als 1.500 Euro im Monat verdie-
nen oder einen München-Pass ha-
ben. Schüler und Studenten be-
kommen das Girokonto weiterhin
kostenfrei.

Am 12. Mai hat die CSU-
Fraktion ein Antragspaket für

Seniorenangelegenheiten ge-
stellt. Darin wurde die jetzt fest-
gelegte Ausnahme der Gebühre-
nerhöhung für Menschen gefor-
dert, die Grundsicherung im Al-
ter erhalten.

Stadtrat Dr. Reinhold Babor, se-
niorenpolitischer Sprecher der
CSU-Fraktion, sagt: „Seniorinnen
und Senioren haben oft sehr
schmale Renten. Jeder Euro mehr,
den sie ausgeben müssen, tut ih-
nen weh. Die CSU-Fraktion setzt
sich deshalb für geringere Ge-
bühren bei der Stadtsparkasse ein,
denn viele können einfach nicht
auf ein günstiges Online-Konto
umsteigen. Glücklicherweise hat
die Stadtsparkasse das eingesehen
und reduziert ihre Kontogebühren
für alle bedürftigen Kundinnen
und Kunden.“ 
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Gesundes Wasser ist lebenswichtig 

Aquapura Systems® ist Ihr Partner 
für gutes Wasser.

A green technology for a blue planet. 

Die Aquapura Systems GmbH bietet als Marktführer unter allen Wasser-
aufbereitern Hightech-Anlagen, die als Bypass-System nach dem Wasser-
anschluss eingesetzt werden. Mit dem innovativen Produkt Annolyte® 
setzt Aquapura Systems® neue Maßstäbe in der (Trink-)Wasser-Desinfektion. 
Aquapura Systems® bietet ein einzigartiges Membran-Elektrolyse-Verfahren 
mit höchst effi zienter Wirkungsweise und absolute Keimfreiheit zu 99,9 % 
bis zur letzten Entnahmestelle. Es handelt sich um eine rein biologische 
Desinfektion durch das zertifi zierte Annolyte®, das eine biokompatible 
und nachweislich humanidentische Wasseraufbereitung gewährleistet. Die 
nachhaltige Trinkwasserentkeimung entspricht der Trinkwasserverordnung. 
Das weltweit einzige Verfahren auf humanidentischer Basis verfügt über eine 
nachgewiesene absolute Unschädlichkeit gegenüber Lebewesen. Aquapura 
Systems® ist ein vielfach bewährtes und geprüftes System made in Germany.

Telefon +49 (0)7032-921 354-0  /  www.aquapura-systems.de

Aquapura Systems® ist Mitglied bei GWP, ivd und DVGW und besitzt als einziger Anbieter 
die Zertifi zierung des Heidelberger Hygiene Rating „Initiative nachhaltige Hygiene“

Recycling ist Zukunft
Studie des Öko-Instituts: Leistungen und Potenziale des dualen Systems

In der Untersuchung „Recycling ist Zukunft – ökologische Lei-
stungen und Potenziale des dualen Systems“ erstellt das Öko-
Institut im Auftrag der DSD – Duales System Holding GmbH
& Co. KG nicht nur eine umfassende Ökobilanz, um die Be-
und Entlastungen für Umwelt und Klima zu ermitteln, die
durch das duale System für die Erfassung und Verwertung von
Verkaufsverpackungen in Deutschland entstehen. In der von
einem unabhängigen Gutachter geprüften Studie nimmt das
Öko-Institut vor allem auch die Zukunft ins Visier und unter-
sucht anhand von Szenarien die Potenziale des dualen Systems.
Diese Analyse lässt erstmals wichtige Schlussfolgerungen für
politische und wirtschaftliche Entscheidungen zu. 

Wie die Studie aufzeigt,
stecken im dualen System wei-
tere große Potenziale. Durch ei-
ne gezielte Weiterentwicklung
und Optimierung können diese
Potenziale gehoben und der
Nutzen des dualen Systems
kann weiter ausgebaut werden.

Niedrigere Restmüllmenge

Von 1990 bis 2014 ist die Rest-
müllmenge erheblich gesunken,

die Menge der getrennt erfassten
Wertstoffe hingegen deutlich ge-
stiegen. In diesem Zeitraum hat
sich die Gesamtabfallmenge aus
privaten Haushalten um etwa ein
Zehntel verringert und liegt heute
bei rund 32 Millionen Tonnen,
wovon rund 2,5 Millionen Ton-
nen den Leichtverpackungen zu-
geordnet werden können. Rest-
müll, dessen Menge in den ver-
gangenen 25 Jahren um 57 Pro-
zent zurückgegangen ist, wird

heute zu 70 Prozent in Müllver-
brennungsanlagen und zu 30 Pro-
zent in Anlagen zur mechani-
schen und mechanisch-biolo-
gischen Aufbereitung entsorgt.
1990 wurden noch 70 Prozent der
gesamten Abfallmenge ohne Vor-
behandlung deponiert. 

Beitrag zum Umweltschutz

Die Wertstoffmengen, die ge-
trennt erfasst und einer Verwer-
tung zugeführt werden, nämlich
Papier, Pappe und Karton
(PPK), Glas und Leichtver-
packungen, nahmen dagegen
deutlich zu. Hier wurde eine
Steigerung auf das 3,5-Fache er-
reicht. Allerdings werden auch
mehr Verpackungen verbraucht:
Insgesamt wuchs die Ver-
packungsmenge zwischen 1990
und 2014 um 6,2 Prozent an.
Gründe hierfür sind unter ande-

rem die steigende Zahl der Sing-
lehaushalte, Urbanisierungsten-
denzen und der wachsende In-
ternethandel.Die Ergebnisse der
Ökobilanz bestätigen: Das dua-
le System leistet einen relevan-
ten Beitrag zum Umwelt-, Res-
sourcen- und Klimaschutz. 

Insgesamt erbringt das duale
System durch die Verwertung
der Leichtverpackungen pro
Jahr eine Entlastung der Um-
welt um 1,9 Millionen Tonnen
CO2-Äquivalente. Von 1990 bis
2014 wurde außerdem der Kli-
maschutzbeitrag durch das
Recycling von Papier, Pappe
und Karton um den Faktor 7,5
gesteigert und liegt heute bei
gut 350.000 Tonnen CO2-Äqui-
valenten. Das Recycling von
Glas entlastet die Umwelt zu-
sätzlich um beinahe 800.000
Tonnen CO2-Äquivalente. Der
Gesamtbeitrag des Verpackungs-
recyclings von Leichtverpa-
ckungen, Glas und PPK liegt
damit bei 3,1 Millionen Tonnen
CO2-Äquivalenten.

Beste Klimabilanz

Das Recycling von Leichtver-
packungen hat die mit Abstand
beste Klimabilanz aller Fraktio-
nen und trägt damit überpropor-
tional viel zum Klimaschutz
bei. Obwohl die Restmüllmen-
ge fünf Mal größer ist als die
Menge an Leichtverpackungen,
trägt deren Recycling 19 Mal
mehr zur Entlastung des Klimas
bei als die Entsorgung des Rest-
mülls. Da Restmüll überwie-
gend verbrannt wird, zeigt sich
auch deutlich: Stoffliche Ver-
wertung ist umweltfreundlicher
als energetische Verwertung. So
ist es nicht verwunderlich, dass
insgesamt mehr als die Hälfte
des Klimaschutzbeitrags aus der
Verwertung von Abfällen dem

dualen System zuzuordnen ist.
Damit trägt das duale System
auch maßgeblich dazu bei, dass
Deutschland seine Klimaziele
erreichen kann. Denn der Anteil
der deutschen Siedlungsabfall-
wirtschaft an der insgesamt ge-
planten Reduktion von 40 Pro-
zent der Treibhausgasemissio-
nen in Deutschland zwischen
1990 und 2020 liegt bei beacht-
lichen zehn Prozent. 

Je nachdem, wie Abfall behan-
delt wird, entsteht zusätzliches
Treibhausgas (Belastung) oder
es wird vermieden (Entlastung).
1990 belastete die Abfallwirt-
schaft das Klima vor allem durch
die Deponierung unbehandelter
Abfälle. 2014 überwogen da-
gegen die Entlastungen, da kaum
noch Abfälle deponiert, ein
Großteil aber stofflich oder ener-
getisch verwertet wurde.

Überlegenes Recycling

Auch für alle anderen in der
Ökobilanz betrachteten Um-
weltkategorien ist der Beitrag
des dualen Systems zum Res-
sourcen- und Umweltschutz
klar ersichtlich. Die Versaue-
rung der Böden wird verringert,
die Belastung durch Phosphatä-
quivalente, die sogenannte ter-
restrische Eutrophierung, erheb-
lich reduziert und darüber hin-
aus werden fossile energetische
Ressourcen, beispielsweise Koh-
le und Öl, eingespart. Unter
Umweltgesichtspunkten ist Re-
cycling dabei in der Gesamt-
schau den Verfahren der energe-
tischen Verwertung überlegen.

Laut Studie könnten die Um-
weltentlastungen erheblich ge-
steigert werden: Durch die Aus-
weitung der Erfassungsmenge,
optimierte Getrennthaltungs-
konzepte und eine flächen-
deckende Sortierung auf dem

Stand der heutigen Technik
könnte das duale System einen
noch größeren Beitrag zum
Umweltschutz leisten. Dieser
könnte sich bei optimaler Ent-
wicklung und unter Einbezie-
hung der Gutschriften für Glas
sowie Papier, Pappe und Karton
auf über 4,7 Millionen Tonnen
CO2-Äquivalente pro Jahr sum-
mieren. Der Ausbau des dualen
Systems würde auch zu einer kla-
ren Verringerung der Versaue-
rung, der Eutrophierung und des
Verbrauchs fossiler energetischer
Ressourcen führen.

Die ökologische Überlegen-
heit des Recyclings gegenüber
der Verbrennung wird in Zu-
kunft weiter zunehmen: Alle heu-
te absehbaren Trends lassen die
Überlegenheit des Recyclings ge-
genüber der energetischen Ver-
wertung zukünftig noch weiter
ansteigen. So verringern etwa
grünerer Strom- und Wärmemix
im Zuge der Energiewende den
ökologischen Mehrwert der
Strom- und Wärmeerzeugung
durch energetische Verwertung.

Steuerungsmöglichkeiten

Der Politik stehen bei der Wei-
terentwicklung des dualen Sy-
stems und der Nutzung seines
Potenzials große Steuerungs-
möglichkeiten zur Verfügung:
Höhere Quoten für das Kunst-
stoffrecycling, eine Erleichterung
der Sortierung in den Haushalten
(beispielsweise durch die Ein-
führung der Wertstofftonne), An-
reize für die Verwendung besser
recycelbarer Verpackungsmate-
rialien (Design for Recycling) so-
wie Sicherheit im Hinblick auf
die notwendigen Investitionen in
Innovationen und technischen
Fortschritt stellen – gerade in ih-
rer Kombination – wirkungsvol-
le Stellschrauben dar. DK

bvse-Entsorgergemeinschaft:

Positive Bilanz zum 
20-jährigen Bestehen

Anlässlich ihres 20-jährigen Bestehens hat die bvse-Entsorgerge-
meinschaft eine Vorstandsklausur und eine Mitgliederversamm-
lung durchgeführt. Die bvse-Entsorgergemeinschaft wurde 1996
in Bonn gegründet. Aus den damals sieben Gründungsmitglie-
dern ist inzwischen eine bundesweit arbeitende Entsorgergemein-
schaft mit 300 Mitgliedsunternehmen geworden. „Hier wurde mit
Einsatz, Teamgeist und toller Arbeit eine Erfolgsstory geschrie-
ben“, würdigte der Vorsitzende Peter J. Obieglo die Arbeit des
Verbandes in den vergangenen Jahren.

Dabei dankte Obieglo vor al-
lem den Frauen und Männer des
Überwachungsausschusses, die
in ehrenamtlicher Tätigkeit viele
Stunden mit dem Studium und
der Bewertung anonymisierter
Überwachungsberichte verbrin-
gen und so maßgeblich an der
Qualitätssicherung der bvse-Ent-
sorgergemeinschaft mitwirken.
Ebenso dankte er den Vorstands-
mitgliedern für ihren engagierten
Einsatz sowie den Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern der Ge-
schäftsstelle, die jederzeit kompe-
tent und hilfsbereit den Mitglieds-
betrieben mit Rat und Tat zur Ver-
fügung stehen.

Ziel und Zweck der bvse-Ent-
sorgergemeinschaft ist es, kleine
und mittelständische Unterneh-
men zu Entsorgungsfachbetrie-
ben zu zertifizieren. Dazu gehört
ein umfassendes Betreuungs-,
Beratungs-, Seminar- und Infor-
mationsangebot. Darauf sind mit-
telständische Unternehmen ange-
wiesen, wenn sie im Wettbewerb
gegen kommunale Unternehmen
oder private Konzerne bestehen
wollen. Unternehmen, die als
Entsorgungsfachbetrieb zertifi-
ziert sind, können ihren Auftrag-
gebern die notwendige Sicherheit
für eine qualifizierte Abfallentsor-
gung bis hin zur Herstellung von
Sekundärrohstoffen und innovati-
ven Recyclingprozessen geben.
„Der Entsorgungsfachbetrieb hat
sich inzwischen eine große Ak-
zeptanz in allen wichtigen Wirt-
schaftsbereichen, von der Indu-
strie, über das Handwerk bis hin
zum Handel, erarbeitet“, betonte
der Vorsitzende der bvse-Entsor-
gergemeinschaft.

„So verständlich der unausge-
sprochene Wunsch der Unterneh-
men, die sich dem freiwilligen
Überwachungsregime „Entsor-
gungsfachbetrieb“ unterworfen
haben, nach einer größeren Wür-
digung ihrer Anstrengungen
durch Verwaltung oder Politik
auch sein mag, das wichtigste
Ziel der Entsorgergemeinschaft
ist und bleibt die Qualitätssiche-
rung in und für unsere Mitglieds-
unternehmen. Damit schaffen
sich unsere Unternehmen ihren
Mehrwert, ihre Benefits selbst“,
betonte Peter J. Obieglo.

Mit dem Kreislaufwirtschafts-

gesetz, das 2012 in Kraft gesetzt
wurde, hat der Bundesgesetzge-
ber den Entsorgungsfachbetrieb
bestätigt und gestärkt. Momentan
wird an einer Novelle der Entsor-
gungsfachbetriebeverordnung 
gearbeitet. „Wir sehen leider die
Tendenz, dass der behördliche
Einfluss auf die Sachverständigen-
organisationen und Entsorgerge-
meinschaften forciert werden
soll, auch wenn im Vergleich zum
ersten Arbeitsentwurf erhebliche
Verbesserungen erreicht werden
konnten. Festzustellen ist, dass
insgesamt schärfere Kontrolle,
mehr behördlicher Einfluss und
mehr Bürokratie auf die Entsor-
gungsfachbetriebe sowie die
Technischen Überwachungsorga-
nisationen und Entsorgergemein-
schaften zukommt“, stellt Obieg-
lo in der Mitgliederversammlung
der bvse-Entsorgergemeinschaft
fest und bedauert, dass im Gegen-
zug keine adäquate Anrechnung
der erheblichen finanziellen, ad-
ministrativen und personellen
Anstrengungen der Entsorgungs-
fachbetriebe erfolgt. 

Praktikable Vorschläge

Die bvse-Entsorgergemein-
schaft hat dazu eine Reihe von
praktikablen Vorschlägen ge-
macht, wie beispielsweise eine
verringerte behördliche Über-
wachungsfrequenz, die Berück-
sichtigung bereits durch die Zer-
tifizierung überprüfter Sachver-
halte, aber auch eine Gebühren-
freistellung bzw. -anrechnung
bei Vor-Ort-Überprüfungen durch
die zuständigen Überwachungs-
behörden. Aktuell könnte der Ent-
sorgungsfachbetrieb auch bei der
Novellierung der TA Luft hin-
sichtlich der Eignung der Be-
triebsorganisation des Anlagen-
betreibers angerechnet werden. 

Nach 20 Jahren Entsorgungs-
fachbetriebszertifizierung, zieht
die bvse-Entsorgergemeinschaft
jedoch eine insgesamt positive
Bilanz: „Der Entsorgungsfachbe-
trieb hat das Niveau der Recyc-
ling- und Entsorgungsbranche
deutlich angehoben und die Un-
ternehmen besser gemacht. In
den Unternehmen vor 20 Jahren
gab es in der Regel keine schrift-
lich dokumentierten Betriebsan-

weisungen, Stellenbeschreibun-
gen, Sicherheitsbelehrungen und
Einweisungen an Maschinen und
Geräten. Das erscheint heute un-
denkbar, aber man muss sich dar-
an erinnern, um zu ermessen,
welche Fortschritte erreicht wur-
den“, betonte Obieglo.

Angefangen beim Arbeits-
und Gesundheitsschutz, ausrei-
chendem Versicherungsschutz,
der Dokumentation der In- und
Outputströme hat sich vieles ge-
tan in den vergangenen 20 Jah-
ren. Das Beauftragtenwesen
und die Stellvertreterregelungen
waren meist nur mündlich gere-
gelt. Brandschutz, Arbeitssicher-
heit und umfassender Versiche-
rungsschutz mit wiederkehren-
den Gefährdungsabschätzungen
gab es auch damals schon, aber
nicht in der heutigen Qualität
und schon gar nicht branchen-
weit. Der Unternehmer und die
Unternehmen haben sich damit
erfolgreich ständig steigenden
und wechselnden Ansprüchen
gestellt. Peter J. Obieglo: „Sie
ernten dafür Rechtssicherheit
für sich und ihre Mitarbeiter,
Anerkennung und das Vertrauen
Ihrer Kunden und erhöhen so
die Wirtschaftlichkeit ihrer Un-
ternehmen.“

Die bvse-Entsorgergemein-
schaft hat immer darauf geachtet,
branchenspezifische Qualitäts-
standards zu etablieren, die nicht
selten oberhalb der gesetzlichen
Mindestanforderungen angesie-
delt sind. Diese Qualitätsstan-
dards werden in kontinuierlicher
Koordination und Kommunikati-
on mit den jeweiligen bvse-Fach-
verbänden branchenspezifisch
angepasst, damit die Wettbe-
werbsfähigkeit und Rechtssicher-
heit für die mittelständischen Mit-
gliedsunternehmen auch in Zu-
kunft zu sichern. Die zusätzlich
zum Entsorgungsfachbetrieb er-
worbenen Qualitätssiegel, zum
Beispiel im Bereich Akten- und
Datenträgervernichtung, Textil-
recycling und Altholz, sind bei-
spielhaft dafür.

„Wir setzen aber alles daran
unsere Mitgliedsbetriebe mit
Fachwissen und Service zu unter-
stützen – auch wenn es um neue
Entwicklungen geht. So gehen
wir davon aus, dass zukünftig
Fragen der Energieeffizienz und
Energieprognosen zur Abschöp-
fung von Einsparungspotenzialen
und nachhaltiger Bewirtschaf-
tung eine immer größere Rolle im
Unternehmensalltag spielen wer-
den“, erklärte der Vorsitzende der
bvse-Entsorgergemeinschaft ab-
schließend. 
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Wettbewerb in der Restmüllerfassung:

Trend zur
Rekommunalisierung 

Neue Studie des Düsseldorfer Instituts für Wettbewerbsökonomie
Eine Studie des Düsseldorfer Instituts für Wettbewerbsökono-
mie hat das Ausmaß kommunaler Betätigung bei der Restmüll-
entsorgung in Deutschland empirisch ermittelt. Die vorliegen-
de Arbeit entstand im Kontext eines Gutachtens, das im Auf-
trag des bvse–Bundesverband Sekundärrohstoffe und Entsor-
gung e. V. erstellt wurde. Die Autoren stellten fest, dass auf Ba-
sis von 9.248 deutschen Gemeinden vor allem in Großstädten
mit über 100.000 Einwohnern Kommunen die Restmüllsamm-
lung fast vollständig übernommen haben. 

Die Ergebnisse zeigen deut-
lich, dass Kommunen vor allem
in Großstädten bzw. in Städten

mit über 100.000 Einwohnern die
Restmüllsammlung übernommen
haben. Insgesamt wird zwar für

lediglich knapp 34 % der Gebiete
die Erfassung durch kommunale
Unternehmen vorgenommen, ge-
wichtet man die jeweiligen Ge-
biete jedoch mit der Einwohner-
anzahl entfallen knapp 62 % der
Restmüllerfassung auf kommu-
nale Entsorgungsunternehmen. 

Eine Unterteilung der jeweili-
gen Gemeinden und Städte in
Einwohnerklassen zeigt zudem
ein deutliches Gefälle auf. Je
größer die betrachtete Gemeinde
bzw. Stadt, desto größer ist auch
der Anteil der kommunalen Un-
ternehmen an der Erfassung. So
steigt der Anteil der kommunalen
Entsorgungsunternehmen an den
erfassten Städten und Gemeinden
von rund 32 % bei Gemeinden
bzw. Städten mit weniger als
10.000 Einwohnern auf gut 90 %
bei Großstädten bzw. Städten mit
mehr als 100.000 Einwohnern.
Gewichtet nach Einwohnerzahl
beträgt der Anteil kommunaler
Unternehmen an der Restmüller-
fassung für die zuvor genannte
Gruppe gar 94 %. 

Im Vergleich zu den Ergebnis-
sen nach dem Dominanzprinzip
hat sich vor allem in der größten
Klasse der Einwohnerkategorien
eine Verschiebung von Marktan-
teilen hin zu den privatwirtschaft-
lichen Unternehmen ergeben, da
hier einige öffentlich-private
Mischunternehmen (PPP) existie-
ren. Anhand der Unterteilung nach
Einwohnerklassen lässt sich somit
ablesen, dass Großstädte überwie-
gend durch kommunale Unterneh-
men bedient werden. Dies sugge-
riert, dass sich Kommunen gerade
dort bevorzugt betätigen, wo die
Entsorgung besonders profitabel
ist. Eine etwaige Rosinenprickerei
durch private Entsorger ist jeden-
falls nicht erkennbar. 

Eine Aufschlüsselung nach
Bundesländern zeichnet ein diffe-

renzierteres Bild. Am aktivsten
sind die kommunalen Entsor-
gungsunternehmen demnach in
den beiden Stadtstaaten Hamburg
und Berlin sowie in Nordrhein-
Westfalen, Sachsen-Anhalt und
Brandenburg. Weitaus geringe-
re Anteile finden sich in Rhein-
land-Pfalz, dem Saarland und
Mecklenburg-Vorpommern. Bay-
ern positioniert sich im Mittelfeld.

Auch wird ersichtlich, dass ins-
gesamt etwa 66,4 % aller erfas-
sten Gebiete von privaten Entsor-
gungsunternehmen bedient wer-
den bzw. gewichtet nach Einwoh-
nern etwa 40 %. Um zu untersu-
chen, inwieweit einzelne private
Entsorgungsunternehmen mögli-
cherweise den Markt dominieren
bzw. inwieweit eine Konzentrati-
on vorliegt, wurden die Marktan-
teile für die vier größten privaten
Entsorgungsunternehmen, Re-
mondis, Sita, Veolia und Alba,
berechnet.

Gut 32 % aller erfassten Gebie-
te werden von diesen Entsor-
gungsunternehmen bedient. Ge-
wichtet nach Einwohnerzahl be-
trägt deren Anteil allerdings le-
diglich 6,45 %. Remondis, Sita,
Veolia und Alba sind vor allem in
kleineren Städten und Gemein-
den aktiv. Werden nur die Gebiete
berücksichtigt, die überhaupt
durch private Entsorgungsunter-
nehmen bedient werden, entfallen
gut 48 % bzw. 35 % auf die vier
größten Anbieter. Der größte
Wettbewerber ist hierbei eindeu-
tig Remondis, gefolgt von – je
nach Kalkulationsbasis – Sita und
Veolia. Der kleinste der vier größ-
ten Anbieter ist Alba. Insgesamt
dürfte Remondis noch höhere
Marktanteile besitzen, da das Un-
ternehmen mindestens für Teilge-
biete in vielen Landkreisen zu-
ständig ist, deren genaue Vertei-
lung aufgrund fehlender Informa-
tionen unklar ist.

Sollten die Wettbewerbsbedin-
gungen nunmehr auch in anderen
Bereichen der Abfallwirtschaft,
wie etwa bei Wertstoffen, zugun-
sten der Kommunen verzerrt wer-
den, ist hier mit ähnlichen Re-
kommunalisierungstendenzen
und einer Verdrängung privater
Wettbewerber zu rechnen, lautet
das Fazit der Studie. DK

DStGB-Positionspapier:

Lärmschutz 
weiter verbessern

Lärm ist ein wesentlicher Stressfaktor. Gerade in Ballungsräumen
stellen hohe Lärmbelastungen häufig ein Umwelt- und Gesund-
heitsproblem für die Anwohner dar. Neben dem Straßen- und
Schienenverkehrslärm spielen insbesondere Fluglärm, Gerä-
telärm, Gewerbe- und Industrielärm, aber auch Sport- und Frei-
zeitlärm eine wichtige Rolle. Die Lärmquellen sind vielfältig und –
etwa bei Flug- oder Schienenverkehrslärm – durch die Kommu-
nen oft kaum zu beeinflussen. Dennoch kommt der kommunalen
Lärmminderungsplanung als Instrument zur Verbesserung der
Lebensqualität in Städten und Gemeinden eine wichtige Rolle zu,
wie ein aktuelles DStGB-Positionspapier deutlich macht.

„Es darf nicht zur Regel wer-
den, dass bei der Genehmigung
von Freiluftveranstaltungen in
den Abendstunden aufgrund der
Klage eines einzelnen Bürgers
die Veranstaltung untersagt
wird“, heißt es darin. Städte und
Gemeinden benötigten gleich-
wohl eine größere Flexibilität bei
der Lösung von Lärmkonflikten.
Es sei erforderlich, dass maßgeb-
lich gastronomisch geprägte Be-
reiche als „Ausgehquartieren“
mit längeren Öffnungszeiten qua-
lifiziert werden können. 

Volksfeste und ähnliche im
Brauchtum verankerten Veran-
staltungen (Stadt,- Schützenfeste
u. ä.) seien wichtig für den sozia-
len Zusammenhalt und ein vitales
Ortsleben. Daher müssten die im-
missionsschutzrechtlichen Rege-
lungen der Länder (incl. Freizeit-
lärm-Erlassen) soweit noch nicht
geschehen angepasst werden. 

Eine gute Orientierung biete
die aktuelle Freizeitlärmrichtlinie
der „Länderarbeitsgemeinschaft
Immissionsschutz“ (LAI). So-
wohl bei der Genehmigung von
Veranstaltungen als „seltene Er-
eignisse“ (hier sollten mindestens
18 Veranstaltungen pro Jahr er-
möglicht werden) sowie der
Möglichkeit, die Nachtzeit, in der
strenge Lärmrichtwerte gelten,
um zwei Stunden hinauszuschie-
ben, benötigten die Kommunen
Entscheidungsspielräume. Nur
dann könne eine zuverlässige und
rechtssichere Planung erfolgen.
Wichtig sei, dass der Anwohner-
schutz gewahrt bleibt.

Mit Blick auf die Genehmigung
bzw. Untersagung einer Freiluft-
veranstaltung in den Abendstun-
den müsse auch das wirtschaftli-
che Interesse einer Kommune an
der Durchführung einer Veranstal-
tung als abwägungsrelevanter Be-
lang verbindlich festgeschrieben
werden. Bund und Länder soll-
ten zudem prüfen, inwieweit bei
lärmbedingten Einwendungen
zukünftig eine größere Anzahl an
Beschwerdeführern zur Grundla-
ge „berechtigter Belange“ ge-
macht werden kann.

Kinderlärm müsse auch in Zu-
kunft unter einem besonderen To-
leranzgebot der Gesellschaft ste-
hen, heißt es in dem Papier. Daher
seien die im Bundesimmissions-
schutzgesetz (BImSchG) sowie
die in der Baunutzungsverord-
nung (BauNVO) vorgenomme-
nen Änderungen zur Privilegie-
rung von Kinderlärm ausdrück-
lich zu begrüßen. 

Kindertageseinrichtungen und
Kinderspielplätze seien in reinen
Wohngebieten generell zuzulas-
sen, und zwar in einer Größen-
ordnung, die der Gebietsversor-
gung angemessen ist. An diesem

Grundsatz müsse festgehalten
werden, denn der Ausbau der
Kinderbetreuung und das Recht
auf wohnortnahe Angebote brin-
ge es gerade mit sich, dass Be-
treuungseinrichtungen dort ge-
schaffen werden, wo Kinder ihr
Zuhause haben. 

Insbesondere der Vereinssport
von Kindern und Jugendlichen
müsse beim Lärmschutz privile-
giert werden. Um den Sport- und
Spielbetrieb zu gewährleisten,
seien die Bemessungszeiten für
den Vereinssport von Kindern
und Jugendlichen anzupassen.
Hierzu zählten eine Streichung
der nachmittäglichen Ruhezeit
(13 bis 15 Uhr) – auch an Sonn-
und Feiertagen – sowie die Er-
möglichung von Sportaktivitäten
auch in den Abendstunden. 

Da Lärmkonflikte nicht allein
durch Regulierung gelöst werden
können, müssten Moderations-
verfahren weiterentwickelt wer-
den. Hier könne etwa der soge-
nannte Nachtbürgermeister, der
schon in verschiedenen Städten er-
probt wird, helfen, Lösungsansät-
ze durch Förderung von Toleranz
und gegenseitigem Aushandeln
von Spielräumen zu finden.

Aus kommunaler Sicht sollte
Verkehr – wo möglich – reduziert
werden. Nach dem Vorbild der
„Stadt der kurzen Wege“ müssten
insbesondere der Radverkehr so-
wie der ÖPNV (Bus, Straßen-
bahn, Bahn) konsequent geför-
dert und ausgebaut werden. Dies
trage nicht nur zur Umweltentla-
stung, sondern auch zur Lärmre-
duzierung bei. Bund und Länder
seien aufgefordert, die Kommu-
nen bei der Umsetzung ent-
sprechender Mobilitätskonzepte 
zu unterstützen. „Insoweit gilt:
Lärmschutz auf Kosten der Mo-
bilität (Verkehrsverbote) ist nicht
akzeptabel, Lärmschutz durch
Förderung stadtverträglicher Mo-
bilität aber eine sinnvolle Alterna-
tive.“ Hierzu gehörten die Förde-
rung von Elektromobilität und
technischer Minderungsmaßnah-
men, die Vorrang vor nur lokal
wirksamen Maßnahmen, wie
zum Beispiel Lärmschutzwän-
den, haben sollten. 

Die Umrüstung auf lärmarme
Bremsen im Güterverkehr (sog.
LL Sohlen) sei nötig und sollte
mit großen Anstrengungen fort-
gesetzt werden, urteilt der Deut-
sche Städte- und Gemeindebund.
Dazu gehöre auch die konsequen-
te Umsetzung eines lärmorien-
tierten Trassenpreissystems. Er-
forderlich sei eine deutliche Preis-
spreizung zwischen lärmarmen
und lauten Zügen, damit die Ei-
senbahnunternehmen ein unter-
nehmerisches Interesse an leisen
Zügen bekommen. DK

Bayerische Hausmüllabfuhr:

Anhaltender
Verstaatlichungstrend

Während das Bundeskartellamt aktuell eine bundesweite Sektor-
untersuchung durchführt, um die Wettbewerbsbedingungen in
der Entsorgungswirtschaft zu überprüfen, belegt eine aktuelle
Aufstellung des Verbands der Bayerischen Entsorgungsunterneh-
men (VBS), wie viele bayerische Kommunen in den vergangenen
zehn Jahren die Abfallentsorgung verstaatlicht haben – was maß-
geblich zur Wettbewerbsverzerrung beigetragen hat. 

Wie eine aktuelle Aufstellung
des VBS zeigt, hat der Anteil
kommunal bewirtschafteter Land-
kreise im Freistaat in den letzten
zehn Jahren um mehr als 60 Pro-
zent zugenommen – von 20 Krei-
sen im Jahr 2006 auf 32 Kreise im
Jahr 2016. In Einwohnern ausge-
drückt werden 2016 zusätzlich
über eine Million Bayern von
Kommunalbetrieben betreut – das
entspricht neun Prozent der Be-
völkerung. Diese Entwicklung hat
vor allem auch negative Auswir-
kungen auf das Portemonnaie des
Bürgers, denn wie eine Studie 
von IW Consult belegt, verlangen
kommunale Entsorger trotz Mehr-
wertsteuerprivileg im Schnitt 14
Prozent höhere Gebühren. 

Niederbayern: Epizentrum
des Verstaatlichungstrends 

Rekommunalisierungen gab es
in den Regierungsbezirken Ober-
bayern, Oberfranken und Unter-
franken. Ein Epizentrum dieses
Verstaatlichungstrends ist aller-
dings der Regierungsbezirk Nie-
derbayern. Während von den
zwölf Gebietskörperschaften im
Jahr 2006 nur einer kommunal
bewirtschaftet wurde, sind es im
Jahr 2016 bereits acht Gebietskör-
perschaften – ein beachtliches
Plus von 700 Prozent. So herr-
schen in den Landkreisen Regen,
Deggendorf, Freyung-Grafenau,
Passau und Straubing-Bogen so-
wie in den Kreisfreien Städten
Passau und Straubing inzwischen

die Landräte und Bürgermeister
über die Abfallentsorgung. Insbe-
sondere die Rekommunalisierung
der Hausmüllabfuhr im Gebiet
des ZAW Donau-Wald hat dafür
gesorgt, dass den mittelständi-
schen Entsorgungsunternehmen
in Niederbayern die Geschäfts-
grundlage entzogen wurde.

Steuerzahlerbund: 
Wettbewerbsverzerrung 
zu Lasten der privaten 
Entsorger

13 Millionen Euro hatte sich
der Zweckverband die Verstaat-
lichung kosten lassen, rund 60
Euro pro Haushalt – was den
Fall auch umgehend für das
„Schwarzbuch“ des Bundes der
Steuerzahler (BdSt) qualifizierte.
In seinem Beitrag „Teurer Aus-
flug in die Privatwirtschaft“ kri-
tisiert der BdSt neben den ho-
hen Investitionskosten vor allem
auch eine Wettbewerbsverzer-
rung zu Lasten der privaten Ent-
sorger. 

Bereits vor Veröffentlichung
des Buchs hatte der Steuerzahler-
bund dargestellt, dass es sich bei
dem Verstaatlichungstrend in der
bayerischen Entsorgungswirt-
schaft um eine ordnungspolitische
Fehlleistung handele, die in einer
sozialen Markwirtschaft nichts zu
suchen habe. Zur selben Ein-
schätzung kommen auch die
Monopolkommission der Bun-
desregierung und das Bundes-
kartellamt. 

Klimaschutz durch 
Abfallvermeidung

Neuer Leitfaden für Kommunen im Internet abrufbar
Jede Kommune in Bayern kann durch einen überlegten Um-
gang mit Ressourcen einen wichtigen Beitrag zum Klima- und
Ressourcenschutz leisten. Das betonte die Bayerische Umwelt-
ministerin Ulrike Scharf anlässlich der Fertigstellung des neu-
en Leitfadens zur kommunalen Abfallvermeidung.

„Klimaschutz fängt beim Res-
sourcenschutz an. Der stetig zu-
nehmende Verbrauch von Roh-
stoffen bedeutet mehr schädliche
Umweltauswirkungen. Wir müs-
sen mit unseren endlichen Res-

sourcen sparsam umgehen. Das
beginnt damit, Abfälle zu vermei-
den. Bei der Abfallvermeidung
kann jede Kommune helfen. Mit
dem neuen Leitfaden zur Abfall-
vermeidung geben wir den
bayerischen Kommunen einen
wirkungsvollen Maßnahmenkata-
log an die Hand –  von Tipps beim
Beschaffungswesen über Aktio-
nen für die Bürger bis hin zum
Repair Café. Eine klassische win-
win Situation für Natur und
Mensch“, so Scharf. So lässt sich
beispielsweise alleine durch die
Installation einer Wasserbar bei ei-
ner mittleren Gemeindeverwal-
tung über 500 kg Abfall einspa-
ren. Bei der Umsetzung der im
Leitfaden vorgeschlagenen Maß-
nahmen in allen bayerischen
Kommunen könnten rund
680.000 Tonnen Abfall oder
222.000 Tonnen CO2-Äquiva-
lente eingespart werden. Das
entspricht den Verkehrsemissio-
nen der Stadt Augsburg von ei-
nem Jahr.

In Bayern ist seit 1990 die Ver-
wertungsquote für Abfälle von
rund 30 auf 70 Prozent gestie-
gen. Die besten Abfälle sind je-
doch die, die gar nicht erstentste-
hen. Abfallvermeidung ist des-
halb ein wesentliches Element
einer modernen Kreislaufwirt-
schaft. 

Sechste Hofer Runde am 25. Oktober: 

Das neue Verpackungsgesetz
Am 25. Oktober veranstaltet TIM CONSULT gemeinsam mit

dem Abfallzweckverband Stadt und Landkreis Hof für Entscheider
aus der kommunalen Abfallwirtschaft die 6. Hofer Runde. Schwer-
punkte werden das neue Verpackungsgesetz, Störstoffe im Bioab-
fall sowie Nutzung und Missbrauch von Online-Angeboten der Ab-
fallwirtschaft sein.

Als Referenten fungieren neben Hofs OB Dr. Harald Fichtner
Ralf Gruner (TIM CONSULT, Hof), Detlef Zenk (Landkreis Kulm-
bach), Michael Bitzinger und Hermann Knoblich (Abfallzweckver-
band Stadt und Landkreis Hof ) sowie Walter Hartwig (VKU).

Infos unter www.timconsult.de (Bereich „Public Management“).
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Neue Mobilitätszentrale
im Landkreis Passau

Im Rahmen des Projekts „immerMobil im Landkreis Passau“
ist die Mobilitätszentrale Passau eröffnet worden. Bundesweit
ist sie ein einzigartiger Service für Fahrgäste, die sich ab sofort
online, telefonisch oder persönlich zu Fahrplan und Verbin-
dungen informieren oder gleich ihren Rufbus buchen können.
Gegenüber dem Passauer Hauptbahnhof gelegen, ist sie gut er-
reichbar und vier Mitarbeiter stehen zur persönlichen Bera-
tung zur Verfügung.

Die zahlreichen, attraktiven
Angebote des ÖPNV in Passau
werden nun an zentraler Stelle zu-
sammengeführt, um jedem Ein-
zelnen die für ihn passende Ver-
bindung zu ermöglichen. Seit
September ergänzen 26 weitere
Rufbus-Linien die Möglichkeiten
des ÖPNV und bieten 61.000 zu-
sätzliche Fahrten im Jahr. Fahrgä-
ste können an 160 neuen Halte-
stellen einsteigen.

Wer in einem Ort wohnt, der
nicht an einer der sieben Linien-
bus-Hauptstrecken liegt, und spä-
testens eine Stunde vor Abfahrt bei
der Mobilitätszentrale kontaktiert,
kann Uhrzeit und Haltestelle des
Zubringer-Gefährts zu den Linien-
Hauptkorridoren nach und von
Passau für sich passend vereinba-
ren, ab Passau entlang der sieben
Hauptkorridore auch nachts. Der
Interessent bekommt telefonisch,
per E-Mail oder per SMS Be-
scheid, wann der Rufbus an einer
Haltestelle in der Nähe vorfährt.
Er kann solche Fahrten sogar
abonnieren. Pro Fahrt braucht der
Fahrtgast einen normalen Fahr-
schein oder er leistet sich gleich
ein Jahresticket für 45 Euro. 

Der Rufbus rollt nur auf Bestel-
lung. So will der Landkreis rund
um die Uhr Geisterbusse vermei-
den. Noch Zukunftsmusik ist es,
in diesen Vernetzungsservice
auch Privatautos von Car-Sha-
rings und Mitfahrzentralen ein-
zubauen sowie ein einziges
Kombiticket für alle integrier-
ten Verkehrsmittel auszugeben.
Und eine immerMobil im Land-

kreis-App ist auch schon in Ar-
beit.

Das neue Angebot ist online
unter immermobil-passau.de ver-
fügbar. Das Projekt ist auf eine
Dauer von zunächst vier Jahren
ausgelegt und kostet rund
430.000 Euro, von denen der
Freistaat Bayern 70 Prozent über-
nimmt. 

Einzigartiges Projekt

Nach Auskunft von Landrat
Franz Meyer ist das Projekt in die-
ser Form einzigartig in Deutsch-
land. „Die wirklich guten Ideen
sind ganz einfach, kommen aber
genau zur richtigen Zeit“, zitierte
Meyer den amerikanischen Auto-
mobil-Pionier Henry Ford. Nach
dem Leitsatz „immerMobil im
Landkreis Passau“ sei jetzt also die
richtige Zeit für den bundesweit so
noch einzigartigen Service, der je-
dem Bürger hilft, mit dem ÖPNV
von Anach B zu kommen, und der
es auch erleichtern soll, auf das
Auto zu verzichten.

Dahinter steht die Überzeu-
gung des Landrats, dass „an der
Beratung von Mensch zu Mensch
kein Weg vorbeiführt“. Nicht je-
der wolle sich auf Internet, Han-
dy, die Elektronik verlassen:
„Ein Serviceangebot, das nicht
alle Gesprächswege offen hält,
ist immer unvollständig.“ Nun
gelte die Devise: „Bei Anruf
schneller Rat – wer immer mit
Bus und Bahn im Landkreis un-
terwegs ist, wird optimal und in-
dividuell beraten.“ DK

Würzburger Beitragstage am 10. und 11. Oktober 2016: 

Erschließungs- und 
Straßenbaubeitragsrecht

Am 10. und 11. Oktober finden in der Julius-Maximilians-
Universität die Würzburger Beitragstage 2016 statt. Das
Fachseminar, veranstaltet vom Institut für Städtebau Berlin,
ist für alle Fachleute geeignet, die mit der Erhebung von Er-
schließungs- und Straßenbaubeiträgen einschließlich derAn-
wendung von Beitragssatzungen auf Seiten der öffentlichen
Hand oder auf privater Seite betraut sind.

Erstmals erarbeiten die Teilnehmer gemeinsam mit Hilfe von
Experten der kommunalen Spitzenverbände (u. a. Claudia Dre-
scher/Bayerischer Gemeindetag) und unter der Leitung von Prof.
Dr. Hans-Joachim Driehaus (Erschließungsbeitragsrecht) und
Andreas Schmitz (Straßenbaubeitragsrecht) ein Beispiel eines
Satzungsmusters. Dazu wird den Teilnehmern drei Wochen vor
Veranstaltungsbeginn der Entwurf eines kommentierten Sat-
zungsmusters zugeleitet, der im Rahmen der Beitragstage durch
die Erfahrungen der Teilnehmer ergänzt und als Satzungsmuster
beschlossen wird.

Darüber hinaus werden in bewährter Weise das System des Er-
schließungs- und des Straßenbaubeitragsrechts sowie der aktuelle
Stand der Rechtsprechung erläutert. Ein weiterer Schwerpunkt
des Seminars werden die Vorstellung der Änderungen des Er-
schließungsbeitragsrechts in Bayern durch die Neufassung des
Art. 5a BayKAG und ein Referat über die Vor- und Nachteile so-
wie Anwendungsprobleme der neu eingeführten Abgabenart
„Wiederkehrende Beiträge“ sein. Im Mittelpunkt aller Erörterun-
gen steht das Anliegen, Wege zu preiswerter Erschließung und zu
einer „wasserdichten“ Abrechnung und Erhebung von Beiträgen
aufzuzeigen.

Diskussionsrunden bieten ausreichend Gelegenheit für Erfah-
rungsaustausch und Nachfrage. Dabei werden die Referenten in
ergänzenden, referatsmäßigen Ausführungen auf die Fragen der
Teilnehmer eingehen. Aktuelle Fallbeispiele aus dem Kreis der
Teilnehmer können vorgetragen und besprochen werden. Zur
Vorbereitung des Seminars bittet das Institut für Städtebau und
Wohnungswesen München um rechtzeitige Zusendung entspre-
chender Unterlagen. 

Anmeldung und Information: Institut für Städtebau und Woh-
nungswesen München, Tel: 089 54 27 06-0, Fax 089 54 27 06-23,
office@isw.de, www.isw-isb.de DK

Halbjahresstatistik 2016:

Noch immer zu viele 
Verkehrstote in Bayern
Die Verkehrsunfallstatistik für das erste Halbjahr weist ein ge-
mischtes Ergebnis aus. Erfreulicherweise habe es in Bayern weni-
ger getötete Motorradfahrer, Radler und Fußgänger gegeben.
Sehr bedenklich sei jedoch der starke Anstieg getöteter Autoin-
sassen insbesondere der Gurtmuffel. Dies erklärte Innen- und
Verkehrsminister Joachim Herrmann anlässlich der Präsentation
der aktuellen Halbjahresstatistik.

Besorgt zeigte sich der Mini-
ster vor allem auch wegen des
deutlichen Anstiegs der tödlichen
Geschwindigkeitsunfälle. Offen-
bar fehle bei vielen Autofahrern
noch die nötige Einsicht. Daher
seien weiterhin konsequente Poli-
zeikontrollen notwendig, insbe-
sondere auf Landstraßen. Darü-
ber hinaus werde es in Bayern
zum Schuljahresanfang Mitte
September mehrtägige Schwer-
punktaktionen der Polizei geben,
kündigte Herrmann an.

Von Januar bis Juni habe die
Polizei 190.793 Verkehrsunfälle
registriert. Dabei seien 273 Men-
schen ums Leben gekommen (+
0,7% gegenüber 2015) 32.175
Personen seien verletzt worden.
Die Zahl getöteter Motorradfah-
rer habe um 23,8 % auf 48 abge-
nommen, 21 Radfahrer (- 40%)
und 37 Fußgänger (- 21,3%) sei-

en ums Leben gekommen. Hin-
gegen habe die Zahl der getöteten
Autoinsassen um 43,5 % auf 155
zugenommen, erläuterte der Ver-
kehrsminister.

9.790 Verkehrsunfälle in Bay-
ern seien auf nicht angepasste
oder zu hohe Geschwindigkeit
zurückzuführen (+ 149 %), 90
Menschen seien getötet worden
(+9.8 %). Davon hätten 35 Perso-
nen ihr Leben verloren, weil sie
nicht angegurtet waren. Dies sei-
en zehn mehr als im ersten Halb-
jahr 2015. 

Alkoholbedingte Verkehrsun-
fälle seien mit 2.082 auf dem Ni-
veau des Vorjahres geblieben.
Dabei habe es 28 Tote (23 im er-
sten Halbjahr 2015) gegeben. Um
0,5% auf 183 abgenommen habe
die Zahl der Unfälle unter Dro-
geneinfluss, wobei fünf Men-
schen getötet worden seien. rm

Entscheidung der Vergabekammer Südbayern: 

BEG darf S-Bahn Nürnberg an 
National Express Rail GmbH vergeben 

München. Die Vergabekammer Südbayern hat den Nach-
prüfungsantrag der DB Regio im Vergabeverfahren S-Bahn
Nürnberg mit Beschluss vom 27.07.2016 als unbegründet
zurückgewiesen. 

Die Vorgehensweise der BEG im Rahmen der wiederholten
Eignungsprüfung des Bieters National Express Rail GmbH (NX)
unter Berücksichtigung der Rechtsauffassung des OLG München
sei nicht zu beanstanden. Weder sei ein Ausschluss des Angebots
von NX geboten noch sei die Wertung des Angebots zu wiederho-
len. An der Absicht, NX im Vergabeverfahren S-Bahn Nürnberg
den Zuschlag zu erteilen, sei nichts auszusetzen. Der endgültige
Zuschlag an die National Express Rail GmbH darf frühestens nach
Ablauf der zweiwöchigen Beschwerdefrist erteilt werden. 

Innen- und Verkehrsstaatssekretär Gerhard Eck zur Entschei-
dung der Vergabekammer Südbayern: „Wieder haben wir einen
Meilenstein erreicht. Ich hoffe, dass nun eine endgültige Klarheit
über den zukünftigen Betreiber der S-Bahn Nürnberg herrscht.“

Mittelstandsschutz
durch Ausschreibungen
Durch Veränderungen im europäischen und deutschen Ordnungs-
rahmen kommt es im Nahverkehr verstärkt zu Ausschreibungs-
und Genehmigungswettbewerben. Der Landesverband bayeri-
scher Omnibusunternehmen (LBO) zitiert in seinem aktuellen
„LBO-Parlaments-Express“ ein KPMG-Gutachten, wonach die
privaten Verkehrsunternehmen in Bayern Verlierer des Aus-
schreibungswettbewerbs seien. Hierüber berichtet die Fachzeit-
schrift „Der Rote Renner“. 

Aus diesem Anlass nimmt der
MVV zu dieser Thematik Stel-
lung, weil die langjährigen Erfah-
rungen mit Wettbewerb im MVV-
Regionalbusverkehr eine andere
Sprache sprechen und den vom
LBO zitierten Aussagen diametral
widersprechen. 

Nach Aussagen des LBO stellt
ein KPMG-Gutachten fest, dass
die privaten Verkehrsunternehmen
Verlierer des Ausschreibungswett-
bewerbs in Bayern seien. In den
kommenden Jahren werde eine
Liberalisierung des ÖPNV-Mark-
tes in Bayern dazu führen, dass mit
dem Eindringen neuer Marktteil-
nehmer ein starker Konzentra-
tions- und Verdrängungswettbe-
werb stattfinden werde.

Die Erfahrungen im MVV-Re-
gionalbusverkehr belegen das Ge-
genteil. Seit 20 Jahren werden
Leistungen im MVV-Regional-
busverkehr erfolgreich ausge-
schrieben, der MVV war deutsch-

landweit einer der Vorreiter des
Ausschreibungswettbewerbs, mit
über 200 Vergabeverfahren dürf-
ten nirgendwo in Bayern und
Deutschland vergleichbare Erfah-
rungen vorliegen.

Über 200 Verfahren

Gewinner der Ausschreibungen
in diesen über 200 Verfahren wa-
ren hauptsächlich ansässige, mit-
telständische Verkehrsunterneh-
men. Die bestehende mittelständi-
sche Struktur der Unternehmen
konnte erfolgreich verteidigt und
sogar ausgebaut werden. Aktuell
beträgt der Marktanteil der mittel-
ständischen Verkehrsunterneh-
men an der Verkehrsleistung des
MVV-Regionalbusverkehrs – ge-
messen in Nutzwagenkilometern
– rund 65 Prozent. 1996, vor Be-
ginn der Ausschreibungen, lag
dieser Anteil lediglich bei nur 43
Prozent. Neue Marktteilnehmer

spielen im MVV-Regionalbusver-
kehr keine wesentliche Rolle.

Durch die Ausschreibungen
konnten zudem erhebliche Effizi-
enzgewinne und Kostenreduzie-
rungen erzielt werden. Die Land-
kreise im MVV als Aufgabenträ-
ger im MVV-Regionalbusverkehr
haben die Haushaltsmittel nicht et-
wa eingespart, sondern in Mehrlei-
stungen reinvestiert. Gab es 1996
im MVV-Regionalbusverkehr
noch 181 Linien mit rund 17 Mil-
lionen Wagenkilometern, sind es
2016 258 Linien mit voraussicht-
lich 36 Millionen Wagenkilome-
tern. Eine Leistungsausweitung,
die kein anderer Verbundraum in
Deutschland in dieser Größenord-
nung kennt. Hiervon profitieren
nicht nur die Verkehrsunterneh-
men, die ja diese Mehrleistungen
erbringen, sondern vor allem die
Bürger und Fahrgäste, die die Lei-
stungen auch gut annehmen. 

Laut LBO spricht das KPMG-
Gutachten die auch sonst häufig
verbreiteten Kritikpunkte des
Wettbewerbs Qualitäts- und Sozi-
aldumping an. Diese wurden im
MVV-Regionalbusverkehr ausge-
schlossen durch konsequente De-

finition, Vorgabe und Kontrolle
von hohen Qualitätsstandards. Ein
Qualitäts- und Sozialdumping
konnte auch deshalb ausgeschlos-
sen werden, weil Ausschreibungs-
gewinner hauptsächlich mittel-
ständische Unternehmen waren –
die übrigens zugleich Mitglieder
des LBO sind. 

Fazit: Im Nahverkehr findet
durch die Liberalisierung gerade
ein Paradigmenwechsel statt. Das
bringt für alle beteiligten Chancen
und Risiken. So kann es tatsäch-
lich zu den angesprochenen, nicht
gewünschten Veränderungen bei
mittelständischen Strukturen kom-
men. Die Risiken dürfen aber
nicht einseitig nur einem Aus-
schreibungswettbewerb angelastet
werden. Unkalkulierbarer scheint
– wie die aktuelle Entwicklung
zeigt – der im eigenwirtschaftli-
chen Bereich zunehmende Ge-
nehmigungswettbewerb. Auch
dürfen die Risiken nicht überbe-
wertet und die Chancen nicht 
unterbewertet werden. Wichtig
ist eine ausgewogene Betrach-
tung. Wettbewerb ist schließlich
ein Grundpfeiler unserer Wirt-
schaftsordnung. 
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Grün, grüner, GaLaBau 2016: 

Fachmesse auf Europa-Kurs
Neu: Garten[T]Räume in Halle 3 A zeigen hochwertige Freiraumgestaltung

Premiere: Landschaftsgärtner-Cup zieht in den Messepark
Bis 17. September 2016 wird im Messezentrum Nürnberg wieder
der grüne Teppich ausgerollt. Dann öffnet die GaLaBau bereits
zum 22. Mal ihre Tore. In insgesamt 13 Messehallen zeigen 1.320
internationale Unternehmen das komplette Angebot für das Pla-
nen, Bauen und Pflegen von Gärten, Parks und Grünanlagen. 

Ein Highlight 2016: Die meh-
rere Tausend Quadratmeter große
Fläche Garten[T]Räume in Halle
3A, auf der frische Impulse aus
dem Bereich der exklusiven Frei-
raumgestaltung präsentiert wer-
den. Das bunte Rahmenpro-
gramm mit weiteren Sonder-
flächen, mehreren Foren, Preis-
verleihungen und Wettbewerben
macht die GaLaBau zu Europas
wichtigstem Treffpunkt der grü-
nen Branche. 

Stefan Dittrich, Abteilungslei-
ter GaLaBau, freut sich insbeson-
dere über den Zuwachs der Aus-
stellungsfläche auf etwa 63.000
m² und die gestiegene Internatio-
nalität: „Wir begrüßen diesmal
337 Aussteller aus dem Ausland –
eine tolle Entwicklung.“ Die Aus-
steller kommen aus 37 Ländern.

Spiegel der Branche

Auf Besucherseite geht es
ebenfalls international zu: Hier
haben sich unter anderem Dele-
gationen aus Italien, Niederlande,
Bulgarien, Singapur und erstmals
aus Österreich, Tschechien, Lu-
xemburg, Großbritannien, Skan-
dinavien und China angekündigt.

Die Messe ist Spiegel der Bran-

che – das gilt auch für den GaLa-
Bau. Der Garten-, Landschafts-
und Sportplatzbau in Europa be-
findet sich seit Jahren auf einem
soliden Wachstumskurs. So ist
aufgrund des Trends zum Bauen
mit Grün sowohl die Zahl der Be-
triebe als auch die Zahl der Mitar-
beiter stetig gestiegen. Das wach-
sende Bedürfnis nach mehr le-
bendigem Grün hat auch positive
Auswirkungen auf die Umsatz-
entwicklung der grünen Branche.

GaLaBau 2016 wartet mit
zahllosen Highlights auf

Das neue mehrere Tausend
Quadratmeter große Areal Gar-
ten[T]Räume wurde integriert in
den Stand des BGL. Hier präsen-
tiert sich der Berufsstand der
Landschaftsgärtner mit einem
großen Spektrum seiner Leistun-
gen. Besucher erleben auf dieser
Fläche zudem das Leben im
Außenraum in seiner Gänze –
vom urbanen Erscheinungsbild
über halböffentliche und gewerb-
liche Begrünungsansätze bis hin
zum Hausgarten ist alles dabei“,
erklären Stefan Dittrich und Karl
Esser, Geschäftsführer BGL.
Auch ein gastronomischer Be-

reich ist in die Fläche integriert.

Foren bieten Wissenspool
für Fachbesucher

Ebenfalls auf dem BGL-Mes-
sestand wird es erstmals das Ga-
LaBau Experten-Forum geben.
Konzipiert als zentraler Austra-
gungsort löst es die Fachtagun-
gen, die noch 2014 im Nürnberg-
Convention Center Ost stattge-
funden haben, ab. An allen Mes-
setagen finden pro Stunde zwei
15-minütige Impulsvorträge aus
den Bereichen Hausgarten, öf-
fentliches Grün, Regeln und Nor-
men sowie Betriebswirtschaft im
GaLaBau statt. 

Natürlich darf auch das GaLa-
Bau Praxisforum nicht fehlen.
Für 2016 wurde es inhaltlich aus-
gebaut und auf alle vier Messeta-
ge ausgeweitet. Fachplaner aus
Kommunen, Landschaftsarchi-
tekten und GaLaBauer, die auf
der Suche nach praxisrelevanten
Informationen, neuen Impulsen
und Best-Practice-Beispielen für
ihre tägliche Arbeit im Büro und
auf der Baustelle sind, dürfen sich
auf zahlreiche Kurzvorträge und
Fachdiskussionen freuen.

Sonderschau „Bewegung 
im Park“ informiert 
Kommunalvertreter

Halle 1 ist einmal mehr Heimat
der Spielplatzgeräte- und Frei-
zeitanlagen-Hersteller. 152 Aus-
steller zeigen nicht nur Produkt-
neuheiten. Auch eine Sonder-
schau gibt es wieder, die der Bun-
desverband der Spielplatzgeräte-
und Freizeitanlagen-Hersteller
(BSFH) zusammen mit dem
Fachmagazin Playground@Land-
scape auf seinem Stand organi-
siert. 2016 lautet das Thema „Be-
wegung im Park“. Zusammen
mit den begleitenden Fachvorträ-
gen auf dem BSFH-Forum am
zweiten Messetag werden hier
von Vertretern aus Städten und
Gemeinden Anregungen zur Ge-
staltung von Bewegungsräumen
im Park gegeben. Das BSFH-Fo-
rum ist in das GaLaBau Praxisfo-
rum integriert.

Greenkeeper, Manager und Be-
treiber von Golfanlagen finden
nicht nur Maschinen und Geräte
zur Rasenpflege, sondern auch
Saatgut, Substrate und innovative
Bewässerungssysteme. 

Baumpflege live

Um Bäume gesund zu halten,
ist eine fachgerechte und gründli-
che Pflege unumgänglich. Profes-
sionelle Baumkletterer sowie In-
teressierte an dieser Thematik
werden auf der GaLaBau eben-
falls bedacht. 

Maschinenaussteller der GaLa-
Bau nutzen neben dem Messe-
stand die Aktionsfläche angren-
zend an die Messehalle 12 und
am Silbersee im Volkspark Dut-
zendteich, um dort ihren Kunden
Pflege- und Bodenbearbeitungs-
maschinen (Rasenmäher, Verti-
kutierer, Häcksler…) auf echtem
Rasen und Boden live vorzu-
führen. 

Landschaftsgärtner-Cup
jetzt Open Air

Ein fester Bestandteil des Mes-
seereignisses GaLaBau ist auch
der Landschaftsgärtner-Cup.
Beim deutschlandweiten Berufs-
wettbewerb treten unter einer im-
posanten Zeltkonstruktion die be-
sten Landschaftsgärtner-Auszu-
bildenden aller deutschen Bun-
desländer an, um ihr fachliches
Können unter Beweis zu stellen.
Sie alle wollen das „Deutsche
Meisterteam“ werden, das dann
an der Weltmeisterschaft 2017 in
Abu Dhabi teilnehmen darf. 

Der neue Holder C 70 mit Großflächenmäher.
Foto: Max Holder GmbH

Sehr stolz auf eine höchst gelungene Neuentwicklung: Die In-
haberfamilie Rudolf, Stefan, Hermann und David Linder (v. l.)
präsentierte am Stammsitz in Kundl vor der internationalen
Presse den neuen Unitrac 112 L Drive. Das inhabergeführte 
Tiroler Familienunternehmen hat sich sei Ende der 40er Jahre
des vorigen Jahrhunderts auf besonders geländegängige Ar-
beitsfahrzeuge für den Kommunaleinsatz und den Betrieb in
der Landwirtschaft spezialisiert. Das Fachpublikum zeigte sich
begeistert ob der vielfältigen Besonderheiten, die den neuen
Unitrac zu einem mulitfunktionalen Einsatzgerät machen. 

Lindner präsentiert
stufenlosen Unitrac

Neuer Unitrac 112 LDrive fährt stufenlos bis 50 km/h 
Mit dem Lindner TracLink-System wird derTransporter zum

intelligentesten Fahrzeug seiner Klasse

Der Tiroler Landmaschinenspezialist Lindner setzt die beim
Lintrac bewährte Stufenlostechnologie jetzt auch bei seiner
Transporterserie Unitrac ein. Geschäftsführer Hermann Lind-
ner: „Der stufenlose Unitrac 112 LDrive ist der smarteste, wen-
digste und stärkste Lindner-Transporter unserer 70-jährigen
Geschichte“. Vier Jahre dauerte die Entwicklungszeit des
Transporters, der in einer Variante für kommunale Einsatz-
profis und Seilbahnen sowie einer Agrar-Version erhältlich
sein wird. „Der neue Transporter ist ein effizientes, wirtschaft-
liches und besonders leicht bedienbares Fahrzeug, mit dem wir
Kunden in ganz Europa ansprechen wollen.“

Herzstück des Unitrac 112
LDrive ist das leistungsver-
zweigte CVT-Getriebe, das
Lindner mit ZF-Komponenten
selber baut. 

Stufenloses Getriebe,
smarte Bedienung

„Der Unitrac 112 LDrive fährt
stufenlos bis 50 km/h, alle Ein-
stellungen erfolgen über die aus
dem Lintrac bekannte LDrive-

Armlehne“, erläutert Technolo-
gie-Geschäftsführer Stefan Lind-
ner. Angetrieben wird der Trans-
porter von einem drehmoment-
starken 4-Zylinder-Turbodiesel-
motor mit 107 PS Nennleistung.

TracLink-System

Technisches Highlight ist das
neue Lindner TracLink-System.
„Damit wird der Unitrac 112
LDrive zum intelligentesten

Fahrzeug seiner Klasse“, sagt
Stefan Lindner. Das TracLink-
System erkennt jedes Gerät, das
angebaut wird und unterstützt
den Fahrer, die richtige Einstel-
lung zu finden. Außerdem kön-
nen Fahrer den Beladezustand
und die Achslasten überprüfen. 

Das elektronische Fahrten-
buch garantiert besonders wirt-
schaftliches Arbeiten. Per GPS
wird dokumentiert, welche
Geräte eingesetzt und welche
Flächen konkret bearbeitet wur-
den. TracLink sorgt so für eine
detaillierte Übersicht der Ko-
sten- und Verbrauchsdaten.

Für optimale Wendigkeit steht
die 4-Rad-Lenkung des Unitrac.
Die Nutzlast liegt bei mehr als
5.000 Kilogramm. Fahrkomfort
und Geländegängigkeit verbin-
det das Hochleistungsfahrwerk
mit Einzelradaufhängung und
hydraulischer Federung. Wie
von der Unitrac-Serie gewohnt,
kann die Kabine des neuen
Unitrac ohne Werkzeugeinsatz
seitlich um 50 Grad gekippt wer-
den. Im Agrarbereich kommt die
Feststellbremse zum Tragen, die
automatisch eingelegt wird, so-
bald der Fahrer den Transporter
abstellt.

Erhältlich ab April 2017 

Im Oktober startet Lindner die
Produktion von fünf Modellen
der Vorserie. „In den nächsten
Monaten wird das Fahrzeug wei-
ter optimiert, die Serienprodukti-
on wollen wir im April 2017 an-
fahren“, kündigt Rudolf Lindner
an, der als Geschäftsführer für
die Produktion zuständig ist. Im
ersten Jahr möchte das Tiroler
Familienunternehmen rund 70
Unitrac 112 LDrive produzieren.

Über die Unitrac-Serie

Der erste Unitrac-Transporter
wurde im Jahr 1992 gebaut.
Seitdem hat Lindner die Serie
kontinuierlich weiterentwickelt.
Europaweit sind heute rund
3.000 Unitrac-Transporter mit
10.000 Anbaugeräten unter-
wegs – in Gemeinden und Städ-
ten an Seilbahnen und bei den
Landwirten. Die Serie besteht
aus den Modellen 72ep, 82ep,
92ep, 102ep, 102S und dem
neuen 112 LDrive. 

Holder auf der GaLaBau:

Holder erfüllt die neueste 
europäische Abgasnorm

Holder stellt zwei neue Kommunalfahrzeuge vor, den C 70 SC
und den C 70 TC. Die multifunktionalen, knickgelenkten
Geräteträger, Nachfolger des C 270 bzw. C 370, erfüllen die eu-
ropäische Abgasnorm Stage IIIB und ebenso die amerikani-
sche Variante Tier 4 final. 

Möglich ist dies durch einen
neuen Turbodieselmotor mit
Dieselpartikelfilter und geänder-
ter Abgasführung. Der preisge-
krönte Holder PowerDrive An-
trieb ist in diesen beiden Modellen
erstmals standardmäßig enthalten.
Die vier verstärkten Radmotoren
(400 cm³) sowie die neu ent-
wickelte intelligente Hydraulik-
steuerung und Fahrelektronik sor-
gen für mehr Leistung und gerin-
geren Kraftstoffverbrauch. So
werden bei der Transportfahrt bei-
spielsweise rund 30 Prozent we-
niger Kraftstoff verbraucht – bei
zugleich höherer Endgeschwin-
digkeit selbst bei kleineren Rä-
dern. Das spart Kosten und Zeit.

Interessante Innovationen

Bei den neuen Typenbezeich-
nungen steht C für die Plattform
bzw. Baureihe, 70 für die Leis-
tungsklasse mit 70 PS und SC
für SingleCab (Einmannkabine)
bzw. TC für TwinCab (Zwei-
mannkabine). Die Kabine kann
je nach Anwendungsanforde-
rung in zwei Höhen montiert

werden und bietet stets eine opti-
male 360-Grad-Rundumsicht für
mehr Sicherheit. 

Im Vergleich zu den Vorgän-
germodellen wurde aufgrund des
größeren Motors der Radstand
um 12 cm verlängert und damit
der Aufbauraum vergrößert. Zu-
dem wurde der Kipprahmen
leicht erhöht und die Tanks etwas
nach außen versetzt. Weitere
Neuerungen sind die in dieser
Fahrzeugklasse einzigartige 4-
Rad-Bremse, ein Innenkotflügel
gegen Schmutzeintrag, ein elek-
tronisches Hand- und Fußpedal
sowie ein digitales Kombidisplay
zur Anzeige verschiedener Fahr-
zeugfunktionen. 

Die bekannten Vorteile der
Holder-Systemfahrzeuge wie 
beispielsweise Wendigkeit und
Spurtreue sowie der außerordent-
liche Arbeits- und Bedienkomfort
sind natürlich weiterhin gegeben.
Ebenso verfügt der C 70 unter an-
derem über den hydraulischen
Radlastausgleich, die mechani-
sche Differenzialsperre und die
dreidimensionale Frontaushe-
bung. 

Die Sieger des Geotrac Supercups 2016 mit den Finalisten und Vertretern der Sponsoren
Motorex, Lindner, top agrar, Südtiroler Bauernjugend, Pöttinger und Hauer. Foto: Lindner

Geotrac Supercup 2016: 

Südtiroler holt sich 
Geotrac 74ep

Peter Prossliner aus Kastelruth gewann beim großen Europa-
finale in Kundl die Einzelwertung und einen Geotrac 74ep im
Wert von 60.000 Euro – die Teamwertung ging an die Südtiro-
ler Bauernjugend.

Hochspannung herrschte beim
Lindner-Innovationszentrum in
Kundl: Beim Europafinale des
20. Geotrac Supercups kämpften
32 Traktorprofis aus Österreich,
Bayern, der Schweiz und Südtirol
um den Titel „bester Traktorfah-
rer des Alpenraums“. Den schwie-
rigen Parcours beherrschten die
Südtiroler am besten: Peter Pross-
liner aus Kastelruth gewann die
Einzelwertung und den Haupt-
preis, einen Geotrac 74ep von

Lindner im Wert von 60.000 Eu-
ro. Auf Platz zwei fuhr Markus
Egger aus Hafling, auf Platz drei
Thomas Fraidl aus Trofaiach. 

Teamwertung

Auch die erstmals ausgetra-
genen Teamwertung war fest in
Südtiroler Hand: Die Südtiroler
Bauernjugend setzte sich durch
und darf sich über ein Erlebnis-
wochenende freuen, das von top

agrar zur Verfügung gestellt wird.

Jubiläumsausgabe mit 
besonders schwierigem Kurs

Der Parcours war in diesem
Jahr noch fordernder als in der
Vergangenheit, u.a. dank der neu-
en Rampe für Schräglagen, die
gleich am Anfang zu bewältigen
war. Danach mussten die Profis
einen Ladewagen anhängen und
rückwärts einparken. Auf der
Wippe musste der Traktor fünf
Sekunden in der Waagrechten ge-
halten werden. Gefahren wurde
mit einem Geotrac 94ep, den
Landmaschinenspezialist Lindner
zur Verfügung stellte. Qualifika-
tionen gingen in Österreich,
Deutschland, der Schweiz und in
Südtirol über die Bühne. Das Eu-
ropafinale war es eines der High-
lights bei den diesjährigen Lind-
ner-Innovationstagen. 
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Überzeugt Unternehmer, Entscheider 
und Fahrer zugleich: der Unimog.
Kompakt, kraftvoll, robust: die Kommunalprofis von Mercedes-Benz. Städten 
und Gemeinden gehen die Aufgaben nie aus. Die Budgets dagegen werden knapper. 
Verlangen Sie deshalb nach wirtschaftlichen und viel seitigen Lösungen. Der Unimog 
macht Ihnen die Entscheidung leicht: ob besonders kompakt (U 216 / U 218), 
besonders kraftvoll (U 318 bis U 530) oder besonders robust und geländegängig 
(U 4023 / U 5023). Ihr Unimog Partner beweist es Ihnen gerne. 
www.mercedes-benz.de/unimog

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG, Regensburger Straße 23, 93095 Hagelstadt,  
Tel.: 09453 991-110, Fax: 09453 991-106, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Agrartechnik GmbH & Co. KG, Albert-Ruckdeschel-Straße 19, 95326 Kulmbach,  
Tel.: 09221 5 07-0, Fax: 09221 8 44 81, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de 

Henne Nutzfahrzeuge GmbH, Hürderstraße 6, 85551 Heimstetten, Tel.: 089 99 2490–0, Fax: 089 99 2490–109,  
E-Mail: heimstetten@henne-unimog.de, Internet: www.henne-unimog.de 

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG, Werner-von-Siemens-Straße 10, 97076 Würzburg, Tel.: 0931 250 360,  
Fax: 0931 250 36 60, E-Mail: info@kurt-herold.de, Internet: www.kurt-herold.de 

KLMV GmbH, Robert-Bosch-Straße 1, 95145 Oberkotzau, Tel.: 09286 95 11-0,  
Fax: 09286 95 11-10, E-Mail: info@klmv.de, Internet: www.klmv.de 

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge, Industriestraße 29–33, 89231 Neu-Ulm, Tel.: 0731 97 56-214,  
Fax: 0731 97 56-410, E-Mail: nutzfahrzeuge@wilhelm-mayer.com, Internet: www.wilhelm-mayer.com

Neuer Unimog U 323 mit 170 kW (231 PS):

Prädestiniert als wirtschaftliches 
Winterdienst- und Transportfahrzeug
Neu: in den Radständen 3000 und 3600 Millimeter / Neu: maximales zulässiges

Gesamtgewicht von 14 Tonnen / Attraktives Preis-Leistungs-Verhältnis
Der Unimog U 318 von Mercedes-Benz hat als leichter Geräte-
träger mit elf Tonnen zulässigem Gesamtgewicht besonders im
Kommunaleinsatz einen ausgezeichneten Ruf. Auch in anderen
Einsatzgebieten wie Bau-, Land-, Forst- oder Energiewirtschaft
bewährt sich das kompakte und wirtschaftliche Allradfahrzeug
täglich von neuem. Um die Produktlücke zwischen U 318 und U
423 zu schließen, bietet Mercedes-Benz nun mit dem Unimog U
323 mit 170 kW (231 PS) ein neues Top-Modell der Mercedes-
Benz Unimog-Mittelklasse (300er Baureihe) an.

Der Unimog U 323, hat nicht
nur mehr Leistung als der 
U 318, er wird auch in den bei-
den Radständen 3.000 und jetzt

auch 3.600 Millimeter und mit
einem maximalen zulässigen
Gesamtgewicht von 13,8 bzw.
14,0 Tonnen angeboten. Ent-
sprechend hat der Unimog
U 323 auch höhere Achslasten
(Vorderachse bis zu sieben

Tonnen / Hinterachse bis zu
acht Tonnen). Das macht ihn
zur effizienten Fahrzeuglösung
– vom Schneeräumen, Streuen
oder Reinigen über Transporte
bis zu Kranarbeiten – und das
zu einem attraktiven Preis.

Vielseitig, geländefähig
und sparsam

Der neue Unimog U 323 ist
vielseitig, geländefähig und
sparsam. Mit dem langen Rad-
stand und größerer Pritsche
kann er hohe Nutzlast aufneh-
men. Der U 323 verfügt neben

Der Unimog U 323, das neue Top-Modell der Unimog-Mittelklasse (300er Baureihe) von Mer-
cedes-Benz, hat mit 170 kW (231 PS) nicht nur mehr Leistung; der neue U 323 wird auch in den
beiden Radständen 3000 und 3600 Millimeter und mit einem maximalen zulässigen Gesamtge-
wicht von 14,0 Tonnen angeboten. 

mehr Leistung auch über viele
Sonderausstattungen, die Kun-
den bereits am U 423 schätzen,
wie beispielsweise Automatic-
Shift, den Getriebe-Nebenab-
trieb, mit dem Kranaufbauten
oder Hochdruckpumpen ange-
trieben werden können, oder
mehrere Hydraulikoptionen,
wie zum Beispiel die vollpro-
portionale 2-Kreis-Hydraulik
mit Schneepflugentlastung.

Standardisierte 
Schnittstellen

Ausgestattet mit Kippprit-
sche, Frontlader oder Wechsel-
aufbauten wie beispielsweise
einem Wasserfass beweist der U
323 seine Talente als Arbeits-
und Transportfahrzeug. Seine
standardisierten Schnittstellen
für den schnellen Geräteanbau
und -abbau und die dank kom-
pakter Abmessungen hohe
Wendigkeit verleihen ihm die
Flexibilität, unterjährige Aufga-
ben professionell zu erledigen.

Kommunaleinsatz

Für optimale Arbeitsbedin-
gungen sorgen neben der ergo-
nomischen Freisichtkabine mit
ungehindertem Blick auf die
Frontanbaugeräte auch ABS,
Allradantrieb und Differenzial-
sperren. Mit dem Multifunkti-
onsjoystick lassen sich Geräte-,
Hydraulik- und Fahrfunktionen
komfortabel steuern. Damit ist
der neue Unimog U 323 für
Aufgaben in Kommunen, der
Land- oder auch Bauwirtschaft,
beispielsweise als Kranfahr-
zeug, bestens ausgerüstet. 

Transportaufgaben und Gerätearbeit sind die Stärken des
Mercedes-Benz Unimog im landwirtschaftlichen Einsatz. Den
DLG-PowerMix-Test hat kürzlich der Unimog U 530 mit Bra-
vour gemeistert. Das Foto zeigt den Unimog mit Ladewagen
bei der Heuernte. Ab sofort darf der Allradspezialist aus dem
Geschäftsbereich Mercedes-Benz Special Trucks in Wörth das
Prüfsiegel „DLG-anerkannt 2016“ führen. Neben den typi-
schen Unimog-Vorzügen zeichnen das universell einsetzbare
Fahrzeug auch besonders günstige Verbrauchswerte aus. 

Deutscher Landschaftspflegetag 2016:

Lebendige Vielfalt in
der Kulturlandschaft

Knapp 200 Teilnehmer des diesjährigen Deutschen Landschafts-
pflegetages in Dresden diskutierten die Frage, wie der Erhalt der
biologischen Vielfalt in den Kulturlandschaften und eine zu-
kunftsfähige Landwirtschaft zusammen kommen. Veranstalter
war der Deutsche Verband für Landschaftspflege (DVL), als Mit-
organisator fungierte die Bundesanstalt für Landwirtschaft und
Ernährung (BLE) mit ihrem Informations- und Koordinations-
zentrum für Biologische Vielfalt. 

Nach den Worten von Florian
Meusel, stellvertretender Vorsit-
zender des DVL, sind lebendige
und vielfältige Kulturlandschaf-
ten nur durch aktive Landwirt-
schaft möglich: „Landwirte müs-
sen aber durch mehr Naturschutz
auch einen echten finanziellen
Vorteil erlangen. Dafür bedarf es
dringend einer Anpassung der
Förderrichtlinien in der Agrarpo-
litik“, so Meusel. 

Biologische Vielfalt

„Eine Zukunft wird gut sein,
wenn sie vielfältig ist“, unter-
strich Stefan Schröder von der
BLE. Damit ist die biologische
Vielfalt gemeint, aber es braucht
auch eine Vielfalt an Produktions-
systemen. Die Schönheit von
Bergwiesen oder eine typische re-
gionale Rasse spielen Schröder
zufolge für den Tourismus von
ländlichen Regionen eine wichti-
ge Rolle. Verbraucher können
zum Beispiel mit Produktqualitä-
ten wie „Weide- oder Heumilch“
gewonnen werden, Kaufent-
scheidungen im Sinne der biolo-
gischen Vielfalt zu treffen. Des-
halb sei es dringend erforder-
lich, die Verbraucher über die
Zusammenhänge noch besser zu
informieren und das Thema be-
reits in der Aus- und Fortbildung
zu platzieren. 

In zahlreichen Fachforen konn-
ten sich die Teilnehmer zu den
Themen „Grünland, gebietshei-
mische Pflanzen, Biotopverbund,
Ökologische Vorrangflächen und
Vermarktung alter Sorten und
Rassen informieren und diskutie-
ren. René Schubert vom Deut-
schen Verband für Landschafts-
pflege stellte beispielsweise das
DVL-Projekt „DiverGen“ vor.
Dabei geht es um die „Schaffung
naturschutzfachlicher und regio-
nalwirtschaftlicher Grundlagen
zum nachhaltigen Schutz der ge-
netischen Biodiversität gebietsei-
gener Pflanzen im Freistaat Sach-
sen“. Phase 1 ist bereits beendet,
Phase 2 läuft seit Januar 2016 bis
Dezember 2018. Gefördert wird
das Projekt aus Mitteln des Frei-
staates Sachsen. 

„DiverGen“ besteht 
aus folgenden Modulen: 

1. Qualifizierung und fachliche
Beratung von Unternehmen der
Baumschul- , Garten- und Land-
wirtschaft zur Erzeugung gebiets-
eigener Gräser, Kräuter und
Gehölze (Unterstützung des
informellen und funktionellen
Netzwerkes)

2. Erarbeitung fachlicher und
organisatorischer Grundlagen zur
zielgerichteten Erweiterung des
Arten-Angebotes an gebietseige-
nem Saat- und Pflanzgut durch
Betriebe der Baumschul- und
Landwirtschaft

3. Erarbeitung fachlicher und
organisatorischer Grundlagen zur
Stabilisierung und Erweiterung
des Mengen-Angebotes an ge-
bietseigenem Saat- und Pflanzgut
in Sachsen (Abstimmung prio-
ritäre Ansaatmischungen, Moti-
vation neuer Akteure, Planung
und Organisation der Etablierung
von F1-Gehölzbeständen)

4. Organisation des Erfah-
rungsaustausches zwischen Pro-
duzenten, Planern und Anwen-
dern hinsichtlich der Erzeugung
und Verwendung gebietseigenen
Saat- und Pflanzgutes inklusive
Maßnahmen zur themenbezoge-
nen Öffentlichkeitsarbeit.

Seit geraumer Zeit ist das The-
ma Greening in allen landwirt-
schaftlichen Fachzeitschriften
präsent. Greening heißt so viel
wie „grünere“ Landwirtschaft
und stellt einen ersten flächen-
deckenden Ansatz für mehr Kli-
ma- und Umweltschutz in der
Agrarlandschaft der EU dar. Über
bayerische Erfahrungen mit der
Greening-Beratung in der Praxis
berichtete Beate Krettinger, DVL.  

Greening ist ein
lästiges Übel

„Mir fällt auf, dass nur Belas-
tungen und Kosten in den Vor-
dergrund gestellt werden, kurz
Greening ist ein lästiges Übel. Es
wird völlig vergessen, dass diese
Maßnahmen eine Chance sind
für die Natur und damit für uns
Menschen als Teil der Natur.
Vielleicht kann damit der rasante
Artenrückgang in der Feldflur
gebremst werden“, betonte Kret-
tinger.

Ertragsstarke 
Landwirtschaft und 
intaktes Ökosystem

Benötigt werde eine ertrags-
starke Landwirtschaft, um die
Ernährung sicherzustellen, aber
auch ein intaktes Ökosystem –
„sonst geht eines Tages gar nichts
mehr“. Bei den häufig sehr ein-
seitigen Fruchtfolgen hätten viele
Tier- und Pflanzenarten schlicht-
weg keine Lebensgrundlage mehr.
Deshalb sei es wichtig, dass es
Flächen gibt, die als Brücken die-
nen für Arten, die auf intensiv ge-
nutzten Flächen chancenlos sind. 

„Hier sind 5 % der landwirt-
schaftlichen Nutzflächen als öko-
logische Vorrangfläche nicht zu
viel“, erklärte Krettinger. „Wir
dürfen nicht vergessen, dass wir
Landwirte für unser Handeln in
und mit der Natur eine große Ver-
antwortung tragen und nur wenn
wir Ökonomie und Ökologie mit-
einander in Einklang bringen,
werden wir zukunftsfähig sein.“

Projekt boden:ständig

Im Rahmen des Deutschen
Landschaftspflegetags 2016 wur-
de unter anderem der Land-
schaftspflegeverband Kelheim
(Niederbayern) für das Projekt
boden:ständig ausgezeichnet. Er
erhielt den ersten Preis in der Ka-
tegorie „Innovative Projekte“ für
seine  herausragende Leistung

zum Erhalt und zur Entwicklung
der Kulturlandschaften.

Fruchtbarkeit 
der Böden erhalten

Um die Fruchtbarkeit der Bö-
den zu erhalten, arbeiten Land-
wirte und Gemeinden mit ihren
Partnern aus Verbänden und Ver-
waltung in der Initiative boden:
ständig des Staatsministerium für
Ernährung, Landwirtschaft und
Forsten zusammen. In der Um-
setzung der Initiative werden die
drei Elemente Boden, Gewässer
und Landschaft miteinander ver-
bunden. Beim Aufbau der Initiati-
ve war der Landschaftsverband
Kelheim VöF e.V. initiierende
und treibende Kraft. 

In ihren sechs boden:ständig-
Projekten haben die engagierten
Personen des Landschaftspflege-
verbands Kelheim Ziele wie den
Erosionsschutz fest im Blick. Sie
stellen sich beispielsweise den
besonderen Herausforderungen
des Hopfenanbaus und der An-
lage von landschaftsgerechten
Rückhaltesystemen.

Bei den Projekten, die sich
durch einen hohen Anspruch aus-
zeichnen, seien „Meister ihres Fa-
ches“ am Werk, so Klaus Fackler,
stellvertretender Landessprecher
der LPV in Bayern, in seiner Lau-
datio. Die kooperative Arbeitswei-
se der Landschaftspflegeverbän-
de biete eine gute Grundlage für
die boden: ständig-Projekte. DK
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Umweltpreisträger des 
Landkreises Aschaffenburg
Zum vierten Mal ist der Umweltpreis des Landkreises Aschaffen-
burg vergeben worden. Drei Initiativen teilten sich die Auszeich-
nung: Mit dem ersten Preis, der mit 2.000 Euro dotiert ist, wurde
der Umweltbeirat Karlstein bedacht. Für ihr Lebenswerk im
Landesbund für Vogelschutz erhielt Erika Seidel aus Kahl 1.500
Euro, während den Mitgliedern des Grünlandprojekts Spessart
im Dammbachtal ein Preisgeld von 1.000 Euro zugutekam. 

„Der Preis soll Initiativen und
Leistungen auszeichnen, die die
natürlichen Lebensgrundlagen in
unserer Region erhalten und ver-
bessern“, erläuterte stellvertreten-
der Landrat Andreas Zenglein. 

Bislang einmalig unter den 32
Kreisgemeinden ist der Umwelt-
beirat Karlstein. Seit fast 30 Jahren
unterstützen derzeit 14 sachkundi-
ge Bürger Gemeinderat, Verwal-
tung und Vereine, wenn es um na-
turschutzrechtliche und umweltre-
levante Maßnahmen geht. Darun-
ter sind Hoch- und Tiefbauprojek-
te, Flächennutzungs- oder Land-
schaftsplan sowie andere Fachpla-
nungen, soweit sie den Umwelt-
und Naturschutz berühren. Der
Vorsitzende des Umweltbeirats,
Stefan Poths, hofft, künftig unter
den anderen Landkreisgemeinden
Nachahmer zu finden.

Die 80-jährige Erika Seidel wie-
derum setzt sich seit Jahrzehnten
mit Herzblut und großem Sachver-
stand für den Naturschutz ein. Ge-
meinsam mit ihrem verstorbenen
Mann und den LBV Kollegen
wurde in Kahl im Wald ein Lehr-
pfad geschaffen, der diesen Le-
bensraum der Bevölkerung näher
bringen soll. Seidel führte zahlrei-
che botanische Exkursionen durch
und war nicht nur als Ideengebe-
rin, sondern auch als aktive Helfe-
rin dabei, als es um die Einrichtung
eines Schulgartens auf dem Gelän-
de der Kaldaha-Schule ging. Bei
den jährlichen Amphibienschutz-
maßnahmen entlang der Staats-
straße 3308 am Schloss Emme-
richshofen half sie regelmäßig mit. 

Ihr Augenmerk lag stets auf jun-
gen Menschen, denen sie die Zu-
sammenhänge der Natur erklärte,
Ängste und Vorurteile abbauen
konnte und Sympathien für die
heimische Flora weckte. Als aner-
kannte Botanik-Expertin ist sie
nach wie vor gefragt, wenn es zum
Beispiel um die Durchführung von
Landschaftspflegearbeiten auf den
artenreichen Sandmagerflächen
der Gemeinde Kahl geht. Auch im
fortgeschrittenen Alter leitet sie die
LBV Ortsgruppe Kahl. 

Das Grünlandprojekt Spessart
ist seit Jahren im Dammbachtal
aktiv und setzt sich für den Erhalt
von Heuwiesen, Weiden und
Streuobstwiesen ein. Tatkräftige
Unterstützung kommt dabei von
der Gemeinde Dammbach, orts-
ansässigen Landwirten, Grundei-
gentümern sowie vom Land-
schaftspflegeverband, den Natur-
schutzbehörden und zahlreichen
Ehrenamtlichen.

In den vergangenen Jahren ha-
ben die Akteure im Rahmen von
gemeinsamen Pflegeaktionen ver-
buschte Streuobstbestände und
Wiesen frei gestellt, Weidezäune
gebaut und zuvor ungenutzte
Flächen wieder in eine Bewirt-
schaftung gebracht. Von diesen
Maßnahmen profitieren zahlrei-

che, seltene Tier- und Pflanzenar-
ten ebenso wie Landwirte und Er-
holungssuchende, die sich an ei-
ner attraktiven Kulturlandschaft
um Dammbach erfreuen kön-
nen. DK

Kinderbetreuung wird
immer flexibler

Was braucht mein Kind? Eine große Frage, die sich Eltern in al-
len Lebenssituationen stellen sollten. Gerade auch wenn es um die
Wahl der Betreuung der Kleinen geht. Die Möglichkeiten der Be-
treuung sind vielfältig. Sie umfassen Kindertagesstätte, betriebli-
chen Kindergarten, Tagesmutter, Kurzzeitbetreuung während
der Ferien, Familiendienstleistung oder auch nur ein Spielzimmer
im Betrieb, in dem Mama arbeitet. Entscheidend ist, das Richtige
für das Kind zu wählen. Ein Einjähriges braucht vielleicht nicht
unbedingt den Kontakt zu vielen Gleichaltrigen im Hort. Viel-
leicht wäre für gerade dieses Kleinkind der Nestcharakter, den ei-
ne Tagesmutter bieten kann, passender. 

Mittlerweile gibt es neben
den zahlreichen kommunalen,
kirchlichen und freien Kinderta-
gesstätten auch Tagesmütter
und betriebliche Angebote. Die
Stadt Würzburg beispielsweise
bietet ihren Mitarbeitern Kin-
derbetreuung in Form von Kin-

dertagespflege. Eine Erzieherin,
angestellt als Tagesmutter, be-
treut fünf Kinder. „Wir hätten
Bedarf für zehn Kinder und
überlegen die Betreuung zur
Großtagespflege auszubauen -
wenn die Raumfrage geklärt
ist“, sagt Monika Kraft, Leiterin

der städtischen Fachabteilung
Kindertagesbetreuung. „Vorteil
der Großtagespflege wäre auch,
dass Kinder im Alter von 0 bis 14
Jahren betreut werden können.
Außerdem können freie Plätze in
den Ferien anderen Mitarbeitern
angeboten werden.“ 

Verstärkte 
Kontaktaufnahme 
mit Unternehmen

„So flexibel wie der Arbeit-
nehmer heute sein muss, so fle-
xibel müssen auch Betreuungs-
angebote sein und damit auch
Unternehmen“, fordert Monika
Kraft – und tritt verstärkt mit
Unternehmen in Kontakt, um
diese bei der Einrichtung der
Kinderbetreuung zu beraten.
Die Zahl und das Alter der zu
betreuenden Kinder sind eben-
so ausschlaggebend wie die Art
der Betreuung, der Ort, die Zeit
und ob regelmäßig oder punk-
tuell. 

Regelmäßige Angebote sind
beispielsweise die Betriebskin-
dertagesstätte, eine Kooperation
von mehreren Unternehmen,
der Erwerb von Belegplätzen in
bestehenden Kindergärten, Un-
terstützung von Elterninitiati-
ven, Zusammenarbeit von Ta-
gespflegepersonen oder Beauf-
tragung von Familiendienstlei-
stern. Ein rein punktuelles An-
gebot ist zugeschnitten auf Not-

fallbetreuung (Spielecke, Still-
und Wickelzimmer, Eltern-
Kind-Zimmer), umfasst Not-
fallplätze in lokalen Einrichtun-
gen oder Angebote während der
Ferienzeiten. 

„Sind Unternehmen zu klein,
um eine eigene Betreuungsform
auf die Beine zu stellen, bietet
sich der Zusammenschluss be-
nachbarter Firmen an“, weiß
Monika Kraft Rat. „Gerade für
Kleinkinder und ihre Eltern bie-
tet die betriebliche Betreuung
unschätzbare Vorteile: Die Mut-
ter ist ganz in der Nähe und
kann auch mal schnell zu ihrem
Kind, falls es nötig ist. Zudem
weiß sie das Kind gut betreut
und hat während der Arbeit den
Kopf frei. Für Unternehmen be-
deutet es, die Mutter vielleicht
schon wieder nach einem hal-
ben Jahr nach der Geburt in den
Arbeitsablauf integrieren zu
können. Dazu braucht es natür-
lich flexible Arbeitszeitmodelle
und die Flexibilität in den Köp-
fen der Menschen.“ 

Die Stadt Würzburg ist seit
2006 Mitglied im Bündnis Fa-
milie und Arbeit, das für neue
Ideen und Projekte familienbe-
wusster Arbeitswelt sowie de-
ren praktische Umsetzung steht.
Ziel des Bündnisses ist es, Fa-
milienfreundlichkeit in der Re-
gion Würzburg als feste Größe
zu verankern und damit die Ver-
einbarkeit von Familie und Be-
ruf positiv zu beeinflussen. Un-
ternehmen oder Eltern, die auch
Rat hinsichtlich betrieblichen
Betreuungsangeboten von Kin-
dern suchen, können sich gerne
melden unter kinderbetreu-
ung@stadt.wuerzburg.de 

Das städtische Kinderhaus Sonnenblume kooperiert mit IKEA.
Das Möbelhaus hat zehn Belegplätze gekauft. Unternehmen ar-
beiten immer häufiger mit Kindergärten zusammen oder finden
andere Formen der betrieblichen Kinderbetreuung.

Bild: Claudia Penning-Lother

CSU-Dämmerschoppen mit Europapolitiker Weber:

Vertrauen im Mittelpunkt
Der CSU-Europaabgeordnete Manfred Weber führt die 250-
köpfige EU-Parlamentsfraktion der Europäischen Volkspar-
teien EVP. Vor kurzem sprach er vor der Wilhermsdorfer CSU
vor allem zu den Themen Flüchtlinge und Terrorangst.

In Manfred Webers Rede war
viel von „Vertrauen“ zu hören.
Die Menschen müssten Politikern
auf allen Ebenen vertrauen kön-
nen. Was für Europa heiße: Die
EU müsse sich auf die großen
Dinge konzentrieren und andere
Kompetenzen möglichst wieder
an die Mitgliedsstaaten und Bun-
desländer zurückgeben. 

Dabei warb er besonders für
das Vertrauen der Bürger in die
Politik der CSU. Ein Beispiel:
Die Gewaltakte in Bayern der
letzten Wochen. Auch wenn „die
Fälle unterschiedlich sind, der
Amoklauf in München ohne tie-
fere Motivation, die Anschläge in
Ansbach und Würzburg mit isla-
mistischem Hintergrund: Wir
können froh sein, dass wir solche
Polizeikräfte in Bayern haben.
Die Polizei stützen und stärken
war der CSU immer wichtig“,
lautet Webers Bilanz.

Für besseren 
Datenaustausch

Doch national und international
hapere es an der Zusammenar-
beit. Daran sei oft überzogener
Datenschutz schuld, meint We-
ber: „Egal ob bei Islamisten oder
Kinderpornografen. Ich verzweif-
le, weil mir der Staat nicht das
Recht gibt, auf die Rechner zuzu-
greifen“, zitiert er einen Cyber-
Polizisten. Der Parlamentarier
fordert deshalb: „Datenschutz
darf nicht zum Verbrecherschutz
führen. Wir brauchen hierfür ei-
nen europäischen Rahmen, eine
europäische Gefährderdatei. Und
viel besseren Datenaustausch statt
Kirchturmpolitik in den Mit-
gliedsstaaten.“ 

Beim zweiten großen Thema
„Flüchtlinge ist für die CSU die
Lage ganz einfach: Wenn Men-
schen vor einem Bürgerkrieg flie-

hen, kann das reiche Europa nicht
wegschauen. Dann haben wir ei-
ne Verantwortung, der wir uns
stellen müssen.“ Und das habe
Bayern getan, meint Manfred
Weber.

Doch alles habe Grenzen: „Es
muss auch Recht und Ordnung
eingehalten und über Maß und
Ziel diskutiert werden. Wer lei-
stet, darf auch Klartext reden“,
gibt das MdEP Bayerns Forde-
rung nach einer Obergrenze für
Flüchtlinge grundsätzlich recht.

Dabei gibt er aber auch zu: „In
Griechenland kommen aktuell
2.500 Flüchtlinge pro Monat an,
auf der Mittelmeerroute 7.000.
Wir sind weit weg von den Zah-
len 2015, auf dem Weg zurück
zur Stabilität.“ Dennoch drängt er
auf Solidarität in Europa bei der
Flüchtlingsfrage. 

Solidarität bei
der Flüchtlingsfrage

Auf Nachfrage erläutert Man-
fred Weber: „Gerade wird das of-
fiziell noch gültige Erstlandprin-
zip überarbeitet.“ Darin steht be-
kanntlich: Wo ein Flüchtling an-
kommt, muss er Asyl beantragen.
Das solle nun gekippt werden.
Aber: „Es muss ja nicht so sein,
dass die Aufgenommenen nach
einem Schlüssel auf die 28 Mit-
gliedsstaaten verteilt werden.“
Griechenland oder Italien betrie-
ben ja jetzt schon Hot Spots, wo
die langfristige Bleibeperspektive
geprüft werde. Andere Staaten
wie Bulgarien seien bei der Si-
cherung der Außengrenzen stark
gefragt: „Jedes Land muss Beiträ-
ge leisten“; welche, das soll bis
Herbst konkret geregelt werden,
verspricht Weber. Doch bisher
„ist das gescheitert am puren na-
tionalen Egoismus der einzelnen
Länder“. wra

Dämmerschoppen der örtlichen CSU Wilhermsdorf mit Europa-
abgeordnetem Manfred Weber (2. v. r.), Fraktionsvorsitzender der
konservativen EVP-Fraktion im Europaparlament aus Wilden-
berg in Niederbayern. Nach seiner Rede bekam er von CSU-Orts-
vereinsvorsitzendem Klaus-Ulrich Knorr (r.) einen Fresskorb
überreicht. Links 2. Bürgermeister und Mitglied im Marktge-
meinderat Wolfgang Bernreuther, daneben Landrat Matthias
Dießl. Bild: Heinz Wraneschitz

Rottal-Schau in Karpfham:

Innovative Landtechnik-
Ausstellung mit Magnetwirkung

Die Rottal-Schau im niederbayerischen Karpfham hat sich in-
zwischen zu einer der bedeutendsten deutschen Landtechnik-
Ausstellungen entwickelt. 500 Firmen aus der gesamten Bun-
desrepublik und dem benachbarten Ausland zeigten auch heu-
er ein breites Angebot an Waren. 

Mehr als 400.000 Besucher in-
formierten sich auf der größten
jährlichen Landtechnikschau Süd-
deutschlands auf 50.000 m² Frei-
gelände und 3000 m² Hallen. Ne-
ben unzähligen Maschinen für
Acker, Stall und Forst wurden
beispielsweise auch innovative
Entwicklungen kleinerer Herstel-
ler vorgestellt. Zahlreiche Besu-
cher lockte zudem der Lindner
Geotrac Supercup, ein Schlepper-
Geschicklichkeitsfahren für alle. 

Passaus Landrat Franz Meyer,
der den Startschuss für die Rottal-
Schau 2016 gab, bezeichnete die-
se als „wirtschaftlichen Magneten
für ganz Südbayern und das be-
nachbarte Österreich“. Sie sei das
beste Beispiel für Erfolg und Leis-
tungskraft. 

Apropos Leistungskraft: Mey-
er zufolge steuert das Passauer
Land heuer erstmals in seiner Ge-
schichte auf eine Million Urlau-
ber zu. Der Inlandstourismus flo-
riere, bayernweit sei die Zahl der
Gästeankünfte im ersten Halbjahr
um gut 5 Prozent, im Passauer
Land jedoch um 11 Prozent ge-
stiegen. Dies spiegle sich auch im
Trendbarometer der Tourismus-
gemeinden wider, die mit fast
durchwegs guten und sehr guten
Prognosen für das Jahr 2016 auf-
warten könnten. Der Landkreis
Passau warte zudem mit 8.000
sozialversicherungspflichtigen
Arbeitsplätzen mehr als noch vor
zehn Jahren auf. Hinzu komme
eine der niedrigsten Erwerbslo-
senquoten, die der Landkreis je
zu verzeichnen hatte. 

Pfarrkirchen mit der Europa-
Hochschule und Ruhstorf a.d.
Rott mit dem Technologie-Zen-
trum der Hochschule Landshut
hätten sich zu einem Erfolgsmo-
dell ohne Beispiel entwickelt.
Das Internet-Kompetenzzentrum
an der Uni Passau und auch das
künftige IT-Kompetenzzentrum
für ganz Niederbayern am Vils-

hofener Vermessungsamt zeigten:
„Wenn es um moderne Technolo-
gien geht, führt kein Weg mehr an
uns vorbei!“Als überaus positiv
wertete Meyer zudem die Auf-
nahme der gesamten A94 in die
erste Dringlichkeitsstufe des Bun-
desverkehrswegeplans. Erst vor
wenigen Wochen sei der Spaten-
stich für den wichtigen Abschnitt
Kirchham/Tutting erfolgt.

„Erfolge dürfen aber nicht dazu
verleiten, passiv zu werden. Im
Gegenteil! Wir haben große Her-
ausforderungen zu bewältigen“,
fuhr Meyer fort. Konkret bezog er
sich auf den  von der Firma Sie-
mens geplanten Stellenabbau in
Ruhstorf a. d. Rott. Gemeinsam
mit der Staatsregierung werde
man hier vor Ort alles tun, um ge-
gen zu steuern: Zunächst sei Sie-
mens in der Pflicht, mit Verlage-
rungen und neuen Geschäftsfel-
dern eine Perspektive für den
Standort zu bieten. Einfach nur
Verkleinern sei ideenlos, unter-
strich der Landrat. 

Die Staatsregierung leiste wie
versprochen ihren Beitrag, unter
anderem mit dem Aufbau einer
Zweigstelle der Landesanstalt für
Landwirtschaft mit 200 Beschäf-
tigten in Ruhstorf, der Errichtung
einer neuen Autobahmeisterei mit
rund 30 Stellen im südöstlichen
Bereich des Landkreises Passau
und mit einem bestens geförder-
ten Gewerbepark.

Meyer: „Das sind konkrete
Maßnahmen. Und die erwarte ich
nun auch aus der Vorstandsetage
von Siemens. Wir alle wollen
wirtschaftliche Dynamik. Die
aber ist ohne eine optimale beruf-
liche Bildung unmöglich. Hier
stehen wir auch als kommunale
Familie in der Verantwortung, ge-
meinsam zu handeln. Diese Bot-
schaft soll gerade von einer Mes-
se der Wirtschaft, des Handwerks
und der Landwirtschaft ausgehen,
wie es die Rottal-Schau ist.“ DK
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„Jetzt hat man endlich mal
die wahre Mitte unseres Lan-
des identifiziert – die Frauen
und Männer zwischen 30 und
59.“ Mein Chef, der Bürger-
meister, konnte seine Genugtu-
ung nicht verbergen, dass
auch mal diese Altersgruppe,
der er ebenso wie ich an-
gehört, einmal im Fokus des
Interesses steht.

Immerhin machen Men-
schen unserer Alterskohorte
70 Prozent der Erwerbstätigen aus und erwirt-
schaften 82 Prozent des Steueraufkommens. Da
ist die Forderung nach ein bisschen Aufmerk-
samkeit wohl nicht zu viel verlangt. Sonst geht
es ja in den Diskussionen meist um Interessen
der Jüngeren, um Schule, Ausbildung und
Hochschulen. Bis zum Erbrechen wird auch
über die ältere Generation geredet, vor allem
darüber, wie noch mehr Geld von unserer mitt-
leren Generation zu den Alten geschaufelt wer-

den kann. Obwohl es den Rentnerinnen und
Rentnern nie in der Geschichte so gut ging wie
heute, reicht das Schreckgespenst Altersarmut,
das vielleicht drei Prozent der Bevölkerung in
Zukunft betrifft, aus, um einen Überbietungs-
wettbewerb an Rentenvorschlägen loszutreten.
Die Rentner sind halt viele und sie haben Zeit,
sich zu artikulieren. Wir von der Generation
Mitte sind zwar noch mehr, aber wir laufen viel
zu sehr im eigenen Hamsterrad, um alle an uns
gestellten Anforderungen zu erfüllen, um noch
groß für unsere Interessen einzutreten. 

Wen wundern da noch ernsthaft die Ergebnis-
se der jüngsten Allensbach-Studie? In meinen
Worten unwissenschaftlich zusammengefasst:
Uns geht es richtig gut, aber viele von uns ha-
ben große Ängste. Wir haben genau so viel
Angst wie unsere Altvorderen in der Korea-Kri-
se, beim Ölpreisschock oder erst vor ein paar
Jahren bei der Finanzkrise. Und wir haben
praktisch vor allem Angst: Vor den Flüchtlin-
gen, vor der Globalisierung, vor Terror, vor
Einbrechern, vor Russland, vor Donald Trump,
wir haben sogar gleichzeitig vor den niedrigen
Zinsen und vor der Inflation Angst, obwohl die
Zinsen ja bekanntlich deshalb niedrig sind, weil
wir eben keine Inflation haben.

Sind wir also eigentlich die Generation Ha-

senfuß? Nein, wir sind die
Sandwich-Generation, einge-
zwängt zwischen den Kindern,
die einen fordern und der älte-
ren Generation, die immer
mehr Ansprüche stellt. Wir
werden gefordert und sind halt
vielfach überfordert. So kenne
ich eine Reihe von – meist
Frauen – die mit zunehmender
Selbstständigkeit der Kinder
wieder mehr ihr eigenes Leben
und ihre Interessen in den Vor-

dergrund stellen möchten. Was passiert? Kaum
stehen die Kinder auf den eigenen Beinen, wer-
den die Eltern pflegebedürftig und ermuntern
mit einem vorwurfsvollen „aber wir haben doch
auch immer alles für Dich getan“ zur häusli-
chen Pflege.

Außerdem muss sich meine Generation stän-
dig rechtfertigen. Ich glaube, nie in der Ge-
schichte gab es so viele Wellen und Moden wie
zur Zeit. Warum lebt man nicht vegan oder we-
nigstens vegetarisch? Warum benutzt man nicht
Biokosmetik? Warum lässt man sich als Mann
die Augenbrauen nicht schneiden? Warum joggt
man nicht? Warum trinkt man ein Feierabend-
bier? Jede Woche wird ein neues Thema in den
(as)sozialen Netzwerken gehypet. Und was da
alles für Blödsinn aufkommt. Etwa Regretting-
motherhood. Eine wahre Welle auf allen
Kanälen, auf der Mütter ritten, die es bedauer-
ten, ein Kind bekommen zu haben. So what, es
ist halt da. 

Die mittlere Generation plagen also nicht nur
wirtschaftliche oder politische Ängste, sondern
sie ist immer auch Zweifeln ausgesetzt, ob ihr
selbstgewählter way of life den Ansprüchen der
Selbstoptimierung standhält.

Mein Chef, der Bürgermeister, sieht es so: An
die Generation Mitte werden zu viele Ansprüche
gestellt und sie stellt auch an sich selbst viel zu
hohe Ansprüche. Sie hat viel zu verlieren und
fürchtet den Verlust. Aber wo sind die Antwor-
ten, die Sicherheit geben? Wer kann die Zuver-
sicht verkörpern, dass die Zukunft immer besser
wird, als die Vergangenheit, also die Urerfah-
rung der jetzigen mittleren Generation? Viel-
leicht liegt die Antwort in einem Gedanken des
Franz von Sales: „Begegne dem, was auf dich
zukommt, nicht mit Angst, sondern mit Hoff-
nung“.

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Generation Mitte
im Fokus

Landratsamt München und Jugendsiedlung Hochland e. V.:

Die Umwelt ist 
wichtiger als Geld 

„Das war die beste Freizeit, die ich bisher mitgemacht habe“,
strahlt die 12-jähige Annabelle. Sie ist eine der 40 Teilnehmer des
5. Klimacamps, das Ende Juli – anlässlich der Bayerischen Kli-
mawoche – in der Jugendsiedlung Hochland in Königsdorf bei
Bad Tölz stattfand. Die 11- bis 13-jährigen Schülerinnen und
Schüler kamen heuer aus dem Landkreis München, weshalb auch
die Kampagne „29++ Klima. Energie. Initiative“ des Landkreises
einbezogen wurde. 

Aus Sicht der Veranstalter wur-
de das Camp durch die positiven
Rückmeldungen der Kinder ge-
nauso gekrönt, wie durch den Be-
such von Dr. Christoph Goppel,
Leiter des Referats „Umweltbil-
dung, Bildung zur Nachhaltig-
keit“ im Bayerischen Staatsmini-
sterium für Umwelt und Verbrau-
cherschutz sowie den Besuch von
Anne Kösler und Franziska Herr
vom Landratsamt München, die
den Kindern die Energiekampa-
gne vorstellten. 

Was Annabelle zu ihrer enthu-
siastischen Einschätzung bewegt
hat: „Dass wir so viel Freiheit hat-
ten, so vieles ausprobieren konn-
ten und am Schluss was richtig
Tolles entstanden ist.“ Die Ver-
anstalter – die Umweltstation
Königsdorf, das Naturerlebnis-
zentrum Burg Schwaneck in
Pullach und das Zentrum für
Umwelt und Kultur in Benedikt-
beuern – ermöglichten den Kin-
dern vier Tage lang u.a. Expe-
rimente, eine Moorwanderung,
ein Klimaplanspiel, klima-
freundliches Kochen und zum
Abschluss eine Präsentation vor
interessierten Gästen. 

Auf die Bereitschaft 
kommt es an 

Beim Klimaplanspiel arbeite-
ten sich die Kinder in die ökologi-
schen, ökonomischen und sozio-
kulturellen Verhältnisse von Län-
dern ein, die stark vom Klima-
wandel betroffen sind oder die zu
den Hauptverursachern des Kli-
mawandels zählen. Als Vertreter
von Grönland, Bangladesch,
Äthiopien, USA, Deutschland
und Brasilien verhandelten sie
miteinander und vereinbarten in
einer Konferenz Klimaschutz-
maßnahmen. Und natürlich wa-
ren diese wegweisender als die
Ergebnisse aller realen Klimaver-
handlungen. Der 12-jährige Leo –
ein „Vertreter“ der USA– brachte
es auf den Punkt: „Die Umwelt
ist uns wichtiger als Geld“. Diese
Haltung erklärt so innovative Be-
schlüsse der Kinder wie die Ein-
richtung eines Umweltfonds aller
Industrieländer oder die Besteue-

rung von Palmöl, um Anbauf-
lächen zu sparen und dadurch den
Regenwald zu bewahren. Über-
trägt man das Planspiel auf die
Politik, wird deutlich: Natürlich
haben die Kinder keine Finanz-
verantwortung – wie der 13-jähri-
ge Laurin richtig einwendete:
„Wie wollt ihr das denn alles fi-
nanzieren?“ Aber die grundlegen-
den Erfolgskriterien sind Koope-
rationsbereitschaft und politischer
Wille. Bei den Kindern, getragen
von der Sorge um die Zukunft und
der Empathie für Tiere, Pflanzen
und Menschen, ist beides da.

Strom und Ernährung 
ohne CO2 

Der Tag im Zentrum für Um-
welt und Kultur (ZUK) in Bene-
diktbeuern war der CO2-Redukti-
on bei Strom- und Wärmegewin-
nung sowie dem Moorschutz als
Klimaschutz gewidmet. Die Kin-
der erkundeten, wie das ZUK sei-
ne Energie regenerativ erzeugt
und bauten selbst Solarkocher so-
wie andere Geräte zur Energiege-
winnung. 

Bei einer Moorwanderung er-
lebten sie die ökologische Bedeu-
tung der Loisach-Kochelsee-
Moore sowie der Moore über-
haupt als Raum der Biodiversität
und CO2-Speicher: Obwohl sie
nur 3 Prozent der Fläche auf der
Erde einnehmen, speichern Moo-
re doppelt so viel CO2 wie alle
Wälder zusammen. Jährlich ent-
weichen aus entwässerten deut-
schen Mooren rund 45 Millionen
Tonnen CO2. Ein Grund mehr, auf
Gartenerde mit Torf zu verzichten,
sich für die Wiedervernässung von
Mooren einzusetzen und beim
Kauf von Lebensmitteln genau
hinzuschauen, wo ihre Bestandtei-
le angebaut wurden. 

Ins Tun kommen 
und vernetzen

Am letzten Tag des Camps re-
flektierten die Kinder das Er-
lebte in Workshops zu den The-
men Freizeit, Mode, Ernährung
und Energiegewinnung und prä-
sentierten vor dem Plenum und

den eingeladenen Gästen. Den
Anfang machten vier Jungen mit
einer Fahrrad-Performance: Un-
ter dem Motto „Burn fat, not oil“
holten sie die Besucher mit dem
Lastenrad vom Parkplatz ab. Ei-
ne Mädchengruppe zauberte ein
selbstkritisches Theaterstück auf
die Bühne: über die Arbeitsbe-
dingungen von Näherinnen in
Bangladesch und den Gruppen-
zwang zur Markenmode an ihren
Schulen. 

An dieses Konsumthema knüpf-
te das Upcycling-Kunstwerk an:
Unter dem Titel „Du“ regt eine
zwei Meter hohe Figur aus Pla-
stikmüll dazu an, weniger Plastik
zu verwenden und wegzuwerfen.
Dann mussten auch die Erwach-
senen Farbe bekennen: In einem
interaktiven Quiz verarbeiteten
die Kinder ihre Erkenntnisse
über konventionellen, regiona-
len und Bio-Anbau: Was nutzt
eine Bio-Paprika aus Spanien im
Vergleich zur (Bio-)Gurke vom
Kleinbauern um die Ecke? Und
sie bereiteten gleich einen Im-
biss auf ihren Solarkochern zu –
wenn auch nur zum Teil, da die
Sonne sich hinter Wolken ver-
steckte. Das wurde aber nicht als
Manko empfunden, sondern als
Herausforderung für bessere
Speicher. 

„Ich war völlig hingerissen von
der Präsentation! Die Kinder ha-
ben sehr ernsthaft und zugleich
mit viel Spaß Ideen, Fähigkeiten
und Bedürfnisse dargestellt, die
wir Erwachsenen im Sinne der
Nachhaltigkeit nicht mehr igno-
rieren dürfen“, so Anne Kösler
vom Landratsamt München. Dr.
Christoph Goppel beriet die Kin-
der am Schluss, wie sie sich ge-
genseitig helfen können, ihre im
Camp gefassten Vorhaben im All-
tag auch umzusetzen: Vernetzen
und gegenseitig unterstützen –
das kann durchaus auch Erwach-
senen helfen, ihr „Öko-Gewis-
sen“ zu erleichtern. 

Ins richtige Leben tragen

Die Veranstalter richten die
Ziele des Camps am Konzept der
Bildung für nachhaltige Entwick-
lung (BNE) aus, das sich – von
der UNESCO initiiert – in der
Umweltbildung in Deutschland
etabliert. Sylvia Rein von der
Umweltstation Königsdorf kon-
kretisiert: „Die Kinder erfahren
im Klimacamp die Auswirkun-
gen ihres eigenen Lebensstils und
dem anderer Menschen auf Kli-
mawandel und Klimaschutz – re-
gional und global. Und zwar
nicht, indem sie von uns Umwelt-
pädagogen Wissen in die Köpfe
bekommen, sondern dadurch,
dass sie ihre Fähigkeiten und In-
teressen in die Gemeinschaft ein-
bringen, entwickeln und ausle-
ben. Viele haben zum ersten Mal
erlebt, dass sie selbst am Klima-
schutz mitwirken können – oder
dass sie es sogar schon tun! Und
dass dies nicht von Verzicht ge-
prägt ist, sondern Freude bereitet.
Die Kinder dazu zu motivieren,
konkrete Vorhaben zu generieren
und in Gemeinde, Schule und
Freizeit aktiv an einer nachhalti-
gen Entwicklung mitzuwirken –
das war unser Ziel, und das haben
wir erreicht.“ 

Ein Zeichen dafür ist, dass über
die Hälfte der Kinder zum Bün-
delungs-Workshop der Energiei-
nitiative „29++“ des Landrats-
amts am 24. September 2016 in
Grünwald bei München kommen
will: Dort werden sie Landrat
Christoph Göbel ihre Bedürfnisse
und Ideen für mehr Klimaschutz
in ihrer Gemeinde vortragen und
in der Runde diskutieren. Veran-
stalter, engagierte Lehrkräfte und
das Landratsamt begleiten die
Vorbereitung. 

„Gehen das Thema Pflege
gemeinsam an“

Erster Runder Tisch Pflege in Stadt und Landkreis Bamberg 
will Situation der Menschen im Alter verbessern

Gibt es bald eine Pflegeplatzbörse, über die man schnell freie
Pflegeplätze finden kann? Wie gewinnt man die vielen zusätz-
lich notwendigen Pflegekräfte? Werden Bürgerinnen und Bür-
ger ausreichend beraten, wenn sie oder ihre Angehörigen Pfle-
ge benötigen? Dies sind nur einige der Fragen, denen sich Stadt
und Landkreis Bamberg unter dem Dach der Gesundheitsre-
gion plus und der Familienregion stellen. Dazu hatten sie die
Anbieter von stationärer und ambulanter Pflege sowie weitere
Pflegeexperten zu einem ersten gemeinsamen Runden Tisch
Pflege eingeladen.

„Die meisten Anbieter von am-
bulanter und stationärer Pflege
sind sowohl in der Stadt als auch
im Landkreis Bamberg aktiv. Se-
niorinnen und Senioren ziehen
von der Stadt in den Landkreis
und umgekehrt. Es ist also nur
sinnvoll, diesen Runden Tisch für
Stadt und Landkreis gemeinsam
zu veranstalten“, begrüßt Ober-
bürgermeister Andreas Starke die
Kooperation. Stadt und Landkreis
arbeiten seit einiger Zeit an der
Erstellung ihrer sogenannten Se-
niorenpolitischen Gesamtkonzep-
te. Dabei handelt es sich um eine
gesetzlich vorgeschriebene Pla-
nung, die dazu dienen soll, dass
Seniorinnen und Senioren mög-
lichst lange selbstbestimmt leben
können. Oberste Leitlinie ist der
Grundsatz „ambulant vor sta-
tionär“. Ein wichtiger Schwer-
punkt sind dabei Konzepte rund
um das Thema Pflege. Deshalb
haben Stadt und Landkreis Bam-
berg - jeder für sich - eine Pflege-
bedarfsplanung erstellt. Die Stadt
hat dazu einen Runden Tisch

Pflege gegründet und im Dialog
mit ihm ihren „1. Teilbericht Pfle-
ge“ entwickelt. Der Landkreis hat
das Institut MODUS aus Bam-
berg mit der Erstellung eines Se-
niorenpolitischen Gesamtkonzep-
tes beauftragt, von dem ein Teil
die Pflegebedarfsplanung ist. Das
Gesamtkonzept, das zurzeit in
Expertenrunden beraten wird,
soll Ende 2016 vom Kreistag ver-
abschiedet werden. Auch wenn
die Wege von Stadt und Land-
kreis teils verschieden sind - sie
treffen sich bei vielen gemeinsa-
men Themen, die künftig am ge-
meinsamen Runden Tisch Pflege
verhandelt werden sollen. 

Was ist die konkrete Funktion
des Runden Tisches? Zum einen
soll er an einer realitätsnahen und
konkreten Umsetzung der Pflege-
bedarfsplanung bzw. des Pflege-
berichts mitwirken. Der Runde
Tisch soll aber auch die Senioren-
politischen Gesamtkonzepte - be-
sonders zum Thema Pflege - wei-
terentwickeln. „Planungen genü-
gen nicht sich selbst, sondern ha-

ben das Ziel, die Situation von
Menschen zu verbessern. Als
Vorsitzender der Gesundheitsre-
gion plus begrüße ich die kon-
struktive Zusammenarbeit die
hier zwischen Stadt und Land-
kreis stattfindet. Alle Bürger und
Bürgerinnen unserer Region sol-
len grundsätzlich die gleichen
Möglichkeiten haben, im Alter
gut versorgt zu sein. Der Runde
Tisch Pflege kann hierzu einen
wichtigen Beitrag leisten“, so
Landrat Johann Kalb.

Die Teilnehmer des Runden Ti-
sches diskutierten ausführlich
über eine Initiative für Pflegebe-
rufe, über die Einrichtung einer
neutralen Pflegeberatung, die
Entwicklung eines Leitbildes für
kultursensible Pflege und die Ver-
besserung des Überleitungs- und
Schnittstellenmanagements zwi-
schen Kliniken, ambulanter und
stationärer Pflege. Erste konkrete
Ergebnisse sind ein eindeutiges
Votum für eine gemeinsame Onli-
ne-Pflegebörse, eine übergeordne-
te, vernetzte Pflegeberatung sowie
die Entwicklung eines gemeinsa-
men Erfassungsbogens für das
Entlassungs- und Überleitungs-
management. Zudem wurde eine
Weiterarbeit an den Themen in
verschiedenen Arbeitsgruppen
vereinbart. Das gemeinsame Pro-
jekt ist auf Dauer angelegt. Der
nächste Runde Tisch wird im
Herbst 2016 stattfinden. 

Vereine engagieren sich im
Gartenhallenbad Leipheim

Seit Februar dieses Jahres wird das Personal des Gartenhallen-
bades Leipheim an den Sonntagen tatkräftig von örtlichen Verei-
nen bei der Schwimmbadaufsicht unterstützt. Die Deutsche Le-
bens-Rettungs-Gesellschaft e.V. Kreisverband Leipheim Günz-
burg (DLRG) und der Triathlon-Verein-Günzburg e.V. stellen auf
ehrenamtlicher Basis qualifizierte Mitglieder bereit, die während
des öffentlichen Badebetriebes ein wachsames Auge auf die
Schwimmerinnen und Schwimmer werfen.

Ziel dieser Kooperation zwi-
schen den Vereinen und dem Ei-
genbetrieb Gartenhallenbad Leip-
heim ist eine Kostenreduzierung,
da am Wochenende aufgrund der
höheren Besucherzahlen zusätz-
lich zum Stammpersonal exter-
nes Aufsichtspersonal benötigt
wird. Nach einer erfolgreichen
Probephase von mehreren Mo-
naten wurde nun gemeinsam
vereinbart, die Kooperation fort-
zuführen.

Hohe Einsparungen

„Dies bedeutet für uns jährli-
che Einsparungen von mehreren
tausend Euro“, freut sich Landrat
Hubert Hafner, der den Ehren-
amtlichen für ihre Einsatzbereit-

schaft dankt. Die beiden Vereine
unterstreichen mit ihrem Enga-
gement, dass ihnen ein Hallen-
bad im nördlichen Landkreis
Günzburg wichtig ist. „Wir zei-
gen damit, dass wir bereit sind,
im Rahmen unserer Möglichkei-
ten einen Beitrag für die weitere
Zukunft einer entsprechenden
Einrichtung zu leisten“, berich-
ten übereinstimmend die beiden
Vereinsvorsitzenden Dr. Michael
Gröger und Martin Müller. 

Eine Übergabe der Träger-
schaft vom Landkreis auf die
anliegenden nördlichen Ge-
meinden war jüngst allein an
der Zustimmung des Stadtrates
von Burgau und des Gemeinde-
rates von Haldenwang geschei-
tert. haj
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Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe der Bayerischen GemeindeZeitung bein-
haltet eine Beilage der ABG GmbH. Wir bitten um freund-
liche Beachtung. 

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunal- und Agrartechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg-Lengfeld, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de

Kommunalfahrzeuge

Gebäudedienstleistungen

Ihr zuverlässiger Partner

für die Gebäudereinigung

seit 1910

Für Sie vor Ort: 

86356 Neusäß  90427 Nürnberg

www.pp-service.com

Fahrradabstellanlagen

L I E F E R A N T E N  N A C H W E I S

Wartehallen/Außenmöblierungen

GZ

Ankauf / Briefmarken

LANGER s. Wartehallen/Außenmöblierungen

Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

CONSTANZE VON HASSEL
Telefon 08171.930713

hassel.constanze@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171.930710

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Sie finden uns auf Twitter und Facebook:
www.twitter.com/gz_aktuell

www.facebook.com/GZaktuell

Inserieren bringt Erfolg!
www.gemeindezeitung.de

Ein Gesellschafter der ELANCIA AG

� 0 53 26 / 5 02-0

38685 Langelsheim    •    www.langer-georg.de
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Absperrpfosten

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

Gebäudedienstleistungen

Gewerbebau

Maschinenhallen . Wertstoffhöfe . Technikräume

Fertigteile in Holz und Beton aus eigener Herstellung

Laumer Bautechnik GmbH

Bahnhofstr. 8 

84323 Massing

Tel.: 087 24 / 88-0 Fax: 88-500

www.laumer.de . info@laumer.de

SchachtAusrüstungen

Schachtabdeckungen, Schachtleitern
Einstieghilfen, Fallschutzeinrichtungen
Fassadenleitern, Rückenschutzsysteme

Hailo-Werk · Schacht-Ausrüstungstechnik
Postfach1262 · D-35702 Haiger · Fax: (02773)821218 
Telefon: (02773)821256 · www.hailo-professional.de

Wissen was für bayerische
Kommunen wichtig ist:

Ihr ABO der

ERLUS AG
Hauptstraße 106
D-84088 Neufahrn/NB 
T 08773 18-0
F 08773 18-113
www.erlus.com

Bau
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Multifunktionale
Wärmerückgewinnung

Komfortlüftungssysteme 
mit Wärmerückgewinnung

Fahnenmaste + Fahnen

HELA-MAST GmbH · Postfach 10 11 55 · 57202 Kreuztal
Telefon: 02732 /76 87-0 · Telefax: 02732 /76 87-10
E-Mail: info@hela-mast.de · Internet: www.hela-mast.de

Fahnenmaste, Fahnen, Lichtmaste, Leuchten, 
Flutlichtanlagen, Fahrradständer, Abfallsammler

Abzeichen

Fahnen/Fahnenmasten

Walter Krenzer GmbH & Co KG • Industriestraße 26 • 35684 Dillenburg (Frohnhausen)
Tel.: 0 2771/3208-0 • E-Mail: info@krenzer-sitzmoebel.de • www.krenzer-sitzmoebel.de

Das Krenzer-Modularsystem

... clevere Raumkonzepte

Fordern Sie
 unsere neu

en

Verkaufsunt
erlagen an!

Sitzmöbelhersteller

Brandschutz

HEKATRON Remote – 
das Original
Fernzugriff auf höchstem Niveau 
mit der Integral IP Zentrale

Fahnenmaste + Fahnen

Weihnachtsbeleuchtung

Vorschau auf GZ 18
In unserer Ausgabe Nr. 18, die am 29. September 2016
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
 EDV . IT . Kommunikationstechnologie
 Technik und Ausstattung für die Kommunalverwaltung
 Breitband . Mobilfunk
 Bürger- und Verwaltungsinformationssysteme
 Dienstleistungen für die Kommunalverwaltung
 Kommunale Bibliotheken

20 Jahre Regionalentwicklung
Stauden (RES)

Arbeitskreis Verkehr zeigt Ausstellung im Bahnhof Reichertshofen 

Die Regionalentwicklung Stauden (RES) kann heuer auf ihr
20-jähriges Bestehen zurück blicken. 1996 haben sich 15 Stauden-
gemeinden auf Initiative des damaligen schwäbischen Bezirks-
tagspräsidenten Georg Simnacher zusammen geschlossen, um
fortan ihre Kräfte und Stärken zu bündeln und die Stauden auf
allen gesellschaftlichen Feldern – wirtschaftlich, kulturell und tou-
ristisch – weiter nach vorne zu bringen. 

Akteure der ersten Stunde sind
die Mitglieder des RES-Arbeits-
kreises (AK) Verkehr. In nahezu
unveränderter Besetzung „knöp-
fen“ sie sich seit nunmehr zwei
Jahrzehnten unermüdlich The-
men und Projekte vor, die sich
vorwiegend um den Öffentlichen
Personennahverkehr (ÖPNV)
und um begleitende touristische
Angebote drehen.

Zum 20. Geburtstag der Re-
gionalentwicklung organisiert
der Verkehrsarbeitskreis am 17.
und 18. September jetzt eine
groß angelegte Ausstellung im
historischen Bahnhof von Rei-
chertshofen. Für zwei Tage wird
das 1911 erbaute Bahnhofsge-
bäude mit Wartesaal, Schalter-
raum, Güterschuppen, Lade-
rampe und Außenbereich in

ein kleines Museum verwandelt.

Projekte und Aktionen

Anhand von Schautafeln, Pres-
seartikeln, Fotos und vielen wei-
teren Exponaten und Original-
dokumenten zeigen Gerhard
Schneider und seine ehrenamtli-
chen Mitstreiter die zahlreichen
Projekte und Aktionen auf, um
die sich der AK in den zurück lie-
genden zwei Jahrzehnten geküm-
mert hat. Gerhard Schneider ist
nach Dr. Gerhard Karmann und
Helmut Hartmann übrigens erst
der dritte AK-Chef in der 20-
jährigen Geschichte des Arbeits-
kreises.

Im Jubiläumsjahr gehören dem
Gremium Carsten Bergemann
(Walkertshofen), Alois Dietmay-
er (Langenneufnach), Hans Fendt
(Gessertshausen), Bernhard Fi-
scher (Fischach), Helmut Hart-
mann (Markt Wald), Carola
Prantl (Gessertshausen), Gerhard
Schneider (Bobingen), Joachim
Schoner (Langenneufnach) und
Gerhard Zott (Fischach) an.

Zentrales Thema der Ausstel-
lung und der bisherigen AK-Ar-
beit sind natürlich die schwieri-
gen und langwierigen Bemühun-
gen, den regelmäßigen Personen-
verkehr auf der Staudenbahn-
strecke – mit einem S-Bahn-ähn-
lichen Takt und mit modernem
Zugmaterial – wieder aufzuneh-
men. Nach aktuellem Verhand-
lungsstand soll dies frühestens im
Jahr 2021 der Fall sein. 

Breite Themenpalette

Doch die Themenpalette reicht
weit über die Staudenbahn hin-
aus. In der Ausstellung gibt es
auch interessante Informationen
zum Fahrradwegkonzept, zum
geplanten Staudenbus-Netz, zu
den angelegten Themenwegen
und zu den regelmäßig angebote-
nen geführten Wanderungen.
Bürger- und Pendlerbefragungen
der letzten Jahre, die Auflage von
mehreren Wanderflyern und die
beliebten Ausflugsfahrten mit 
der Staudenbahn sind weitere
Schwerpunkte der Schau. Und
dass die Stauden und ihre Bahn
schon mehrfach Kulisse und
Drehort für abendfüllende TV-
Spielfilme waren – auch das wird
in der Ausstellung gezeigt. Im
Rahmenprogramm werden ab-
wechselnd (historische) Filme
über die Staudenbahn gezeigt. 

Selbstredend, dass die Stauden-

bahn am Wochenende der Aus-
stellung Ausflugsfahrten nach
Reichertshofen (und weiter bis
Markt Wald) anbietet. Den ge-
nauen Fahrplan ab dem Augsbur-
ger Hauptbahnhof gibt’s im Inter-
net unter www.staudenbahn.de.
Für Wanderfreudige empfehlen

sich nach dem Besuch der Aus-
stellung zwei kleine Wanderun-
gen durch’s idyllische Tal der
Neufnach: nach Mittelneufnach
und nach Walkertshofen. In bei-
den Orten bestehen wieder Zu-
steigemöglichkeiten in die Stau-
denbahn. wkl

Feiern den 20. Geburtstag der Regionalentwicklung Stauden
(RES) mit einer großen Ausstellung im Bahnhof von Reicherts-
hofen: (von links) Joachim Schoner, Mittelneufnachs Bürgermeis-
terin Cornelia Thümmel, Gerhard Schneider und Helmut Hart-
mann vom RES-Arbeitskreis Verkehr. Foto: Walter Kleber
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Kurz hinter Beilngries, mitten im schö-
nen Altmühltal, liegt das ABG Tagungs-
zentrum. Die überaus zentrale Lage
mitten in Bayern ist von enormem Vorteil
für alle Gäste des Hauses. Zudem ist
das ABG Tagungszentrum verkehrs-
günstig über die A9 oder mit dem ICE
und der Regionalbahn über Ingolstadt
oder Kinding zu erreichen.  

Das Tagungszentrum schmiegt sich 
direkt an die bewaldeten Hänge ober-
halb der ruhig dahinfließenden Altmühl
und vermittelt bereits bei der Ankunft ein
leichtes Gefühl der Entspannung.

TRAUMHAFTE LAGE IM 
HERZEN BAYERNS



ABG Tagungszentrum
Leising 16 | 92339 Beilngries 

T. 08461.650-0 | F. 08461.650-1371
info@abg-tagungszentrum.de

www.abg-tagungszentrum.de

KONTAKTIEREN SIE 
UNS FÜR WEITERE 
INFORMATIONEN UND 
FORDERN SIE UNSER 
KOSTENLOSES 
INFOMATERIAL AN.

Mit dem ABG Tagungszentrum steht
Ihnen ein attraktiver Veranstaltungspart-
ner zur Verfügung. Lassen Sie sich von
optimalen Veranstaltungsräumen, gut
ausgestatteten Einzel- und Doppelzim-
mern sowie unserer abwechslungsrei-
chen Gastronomie überzeugen. Alles
zum besten Preis-/Leistungsverhältnis. 

Wir heißen Sie herzlich Willkommen. 
In einem Umfeld, das Arbeit und Erho-
lung bestmöglich vereint. Hier treffen 
inspirierende Freiräume auf die ideale 
Infrastruktur – zum Tagen, Genießen, 
Erleben und Entspannen.

BESTES PREIS- 
LEISTUNGSVERHÄLTNIS


